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Reform der Agenda 2010: Notwendige Korrekturen oder Rückschritt?

Einführung von Mindestlöhnen, Reform bei der Arbeitslosenversicherung: Hat die
Bundesregierung in diesem Sommer eine reformpolitische Wende vollzogen, oder
sind dies notwendige Korrekturen bei der Fortsetzung der Agenda-Politik? Für 
Erwin Huber, Vorsitzender der CSU und bayerischer Finanzminister, hat die Reform-
agenda 2010, einen Beitrag zum gegenwärtigen Aufschwung geleistet, aber sie war
»Stückwerk«, da sie sich auf den Arbeitsmarkt konzentrierte. Deshalb sei es ent-
scheidend, sie durch weitere Reformschritte auf anderen Gebieten fortzuführen.
Kein gutes Zeichen sei, dass sich die SPD mittlerweile von der Schröderschen Re-
formagenda mehr und mehr distanziere. Auch Michael Hüther, Institut der deut-
schen Wirtschaft Köln, befürchtet, dass die Bundesregierung in diesem Sommer ei-
ne reformpolitische Wende eingeläutet hat, anstatt die Reformagenda konsequent
weiterzuentwickeln. So ignoriere die Politik, vor allem mit dem Vorhaben der Einfüh-
rung von flächendeckenden branchenbezogenen Mindestlöhnen und der Verlänge-
rung der Bezugsdauer des Arbeitslosengelds I für ältere Arbeitnehmer, völlig die em-
pirisch belegten Zusammenhänge. Klaus Brandner, Bundesministerium für Arbeit
und Soziales, unterstreicht, dass die Agenda-Politik wirke und mehr Menschen in
Arbeit bringe. Die Korrekturen seien notwendig gewesen und im Einklang mit den
Zielen der Reformpolitik, möglichst alle Menschen an der wirtschaftlichen Entwick-
lung teilhaben zu lassen sowie ihnen zu ermöglichen, eine Beschäftigung zu finden,
und zwar »eine gute Arbeit«, die fair und angemessen bezahlt und rechtlich abgesi-
chert ist. Für Otto Kentzler, Zentralverband des Deutschen Handwerks, dagegen
widersprechen die jüngsten Beschlüsse der Regierung dem Geist der Agenda
2010. Er warnt davor, die auf den Weg gebrachten Strukturveränderungen – insbe-
sondere die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe zum Arbeitslosen-
geld II als auch die Reformen in der Arbeitslosenversicherung – zum Gegenstand
sozialpolitischer Profilierung zu machen. Thomas Bauer, Rheinisch-Westfälisches
Institut für Wirtschaftsforschung, Essen, kann es zwar verstehen, dass man »bei
vollen Kassen einer wichtigen Wählerklientel Geschenke macht. Sowohl aus ar-
beitsmarkt- als auch aus ordnungspolitischer Sicht muss jedoch die Entscheidung,
die mögliche Bezugsdauer von Alg I für Ältere zu verlängern, als Fehlentscheidung
eingestuft werden. ... Denn aller Voraussicht nach schadet man mit dieser Ent-
scheidung gerade denjenigen, denen man mehr soziale Gerechtigkeit zukommen
lassen möchte.«

Industrienahe Technologiepolitik in China – Gefahr für die 
technologische Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands?
Michael Reinhard, Markus Taube und Caterina Wasmer

Trotz der Initiative zu Steigerung der Innovationskraft des Landes wird China nach
einer Studie des ifo Instituts nicht innerhalb absehbarer Zeit zu einer »Wissensfabrik
der Welt« avancieren, auch wenn der technologische Rückstand Chinas gegenüber
den Industrieländern allmählich schrumpft. Anders als in Deutschland und in den
anderen westlichen Industrieländern ist der technologische Fortschritt in China im-
mer noch stark von Institutionen außerhalb der Unternehmen geprägt, während in
den meisten OECD-Ländern der Unternehmenssektor die primär treibende Kraft für
Forschung und Innovation darstellt. Auf der anderen Seite hat das chinesische In-
novationssystem den Vorteil, dass strategische Masterpläne auch gegen Einzelinte-
ressen durchgesetzt werden können und dass gewaltige Geldbeträge eingesetzt
werden. Zumindest auf kurze Sicht gehen von einem solchen industriepolitischen
Kurs starke Impulse auf die Wirtschaft aus. Eine andere Frage ist, wie nachhaltig ein
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solcher industriepolitischer Weg ist, der zum Teil die Unternehmen nicht »mit-
nimmt«. Deutschland hat eine gute und breite wissenschaftliche und technologi-
sche Basis und gehört auf vielen Gebieten zu den führenden Nationen. Um diese
Position zu halten ist es aus technologiepolitischer Sicht erforderlich, auf die »chine-
sische Herausforderung« – wie auch auf diejenige anderer Länder – mit einer Ver-
stärkung der Bildungs- und Innovationsanstrengungen zu reagieren. 

Ausrüstungsboom überschreitet den Höhepunkt – 
Geschäftserwartungen im Leasing tendieren zur Seite 
Joachim Gürtler und Arno Städtler

In der deutschen Leasingbranche hat sich das Geschäftsklima im dritten Quartal
2007 deutlich eingetrübt. Geschäftslage und -aussichten haben sich spürbar ver-
schlechtert, der Gesamtindikator liegt aber noch klar über dem Vorjahresniveau.
35% der Leasinggesellschaften bewerteten ihren Geschäftsgang im November
als gut, 62% als befriedigend und nur 3% der befragten Unternehmen empfanden
ihre aktuelle Geschäftssituation als schlecht. Auch hinsichtlich der weiteren Ent-
wicklung hat der Optimismus abgenommen. 22% der Testteilnehmer rechnen mit
einem günstigeren Geschäftsverlauf, 73% mit einer gleichbleibenden Entwick-
lung, und 5% erwarten eine Abschwächung.

ifo Weltwirtschaftsklimaindikator gefallen
Gernot Nerb und Anna Stangl

Das ifo Weltwirtschaftsklima hat sich im vierten Quartal 2007 deutlich verschlech-
tert. Sowohl die Einschätzung der derzeitigen wirtschaftlichen Lage als auch die
Erwartungen für die nächsten sechs Monate wurden nach unten revidiert. Die Ver-
schlechterung des ifo Wirtschaftsklimaindikators betrifft vor allem Nordamerika
und zu einem geringeren Grad Westeuropa und Asien. Insgesamt deuten die neu-
en Umfrageergebnisse auf eine Verlangsamung der Weltkonjunktur in der ersten
Jahreshälfte von 2008 hin. Die Preiserwartungen für das Jahr 2007 wurden im
weltweiten Durchschnitt weiter leicht nach unten korrigiert.

ifo Konjunkturtest November 2007 in Kürze
Hans G. Russ

Das Geschäftsklima in der gewerblichen Wirtschaft Deutschlands, das sich in den
vorangegangenen fünf Monaten ständig verschlechtert hatte, tendierte im No-
vember, wieder leicht nach oben. Bei der Beurteilung der aktuellen Lage gewan-
nen die positiven Stimmen etwas an Gewicht, die Perspektiven wurden aber zu-
rückhaltender eingeschätzt. Die Ergebnisse des ifo Konjunkturtests bestätigen
somit, dass sich die Konjunktur in einer robusten Verfassung befindet und sich von
dem hohen Niveau aus nur allmählich abkühlt. Offensichtlich haben die Finanzkri-
se, der hohe Ölpreis und die Euroaufwertung keine tieferen Bremsspuren hinter-
lassen.

Wir wünschen unseren Lesern ein frohes Weihnachtsfest 
und ein gutes und erfolgreiches Jahr 2008
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Deutschland ist auf einem guten Weg.
Der konsequente Reformkurs der Regie-
rung von Bundeskanzlerin Merkel hat uns
einen robusten Aufschwung gebracht.
Die Erfolge sind messbar: Seit Oktober
2005 haben 1,1 Mill. Menschen mehr ei-
nen Arbeitsplatz, und eine Millionen of-
fene Stellen warten darauf, besetzt zu
werden. Während vorher täglich tausen-
de Arbeitsstellen in Deutschland verloren
gingen, werden durchschnittlich jetzt täg-
lich fast 2 000 neue Arbeitsplätze ge-
schaffen. Das Wirtschaftswachstum ist
solide und liegt nachhaltig bei über 2%.
Der Marsch in den Schuldenstaat ist ge-
stoppt und ein ausgeglichener Bundes-
haushalt in greifbarer Nähe gerückt. Nur
wenige haben vermutet, dass innerhalb
von zwei Jahren eine so grundsätzliche
Wende möglich ist. 

Die Reformagenda 2010, die unter der
Regierung von Gerhard Schröder auf den
Weg gebracht wurde, hat dazu zweifel-
los einen Beitrag geleistet. Nach den vie-
len ordnungspolitischen Sündenfällen im
ersten Kabinett Schröder und unter sei-
nem ersten Finanzminister Oskar Lafon-
taine markiert die Agenda 2010 das Ein-
schwenken Deutschlands auf den Weg
der wirtschafts- und finanzpolitischen Ver-
nunft. Deshalb hat die Union die Reform-
agenda auch mitgetragen und mit be-
schlossen. Schon damals versuchte al-
lerdings die SPD-Bundestagsfraktion we-
sentliche Elemente im Reformwerk ihrer
eigenen Bundesregierung zurückzudre-
hen. Ohne die Beharrlichkeit der Union
wäre es deshalb auch unter der Regie-
rung Schröder nicht zu den angekündig-
ten Reformschritten gekommen. 

Aber die Agenda 2010 war Stückwerk.
Sie hat sich von Anfang an nur auf den
Sektor Arbeitsmarkt konzentriert und da-
mit wichtige Bereiche unbeachtet gelas-
sen, die für eine ökonomische Gesundung
Deutschlands von ausschlaggebender
Bedeutung sind. Die Agenda 2010 hätte

deshalb für sich genommen nie zu dem
wirtschaftlichen Aufschwung geführt, den
wir heute verzeichnen können. Erst durch
die zusätzlichen Reformanstrengungen
seit Antritt der Regierung Merkel haben
wir die Trendwende herbeiführen und
Deutschland wieder auf Wachstumskurs
bringen können. Ich möchte hier drei Bei-
spiele nennen: 

1. Unternehmensteuerreform: Erstmals
haben wir ein Besteuerungsniveau von
Kapitalgesellschaften realisiert, das un-
ter 30% liegt. Damit ist Deutschland
auch international wieder wettbe-
werbsfähiger und für Investoren inte-
ressanter geworden.

2. Mittelstand: Die Mittelstandsentlas-
tungsgesetze haben eine Reihe von
bürokratischen Hemmnissen beseitigt,
die besonders den Mittelstand belas-
tet haben. Zusätzlich konnte gerade
der Mittelstand vom 25-Milliarden-In-
vestitionsprogramm der Bundesregie-
rung in besonderer Weise profitieren.

3. Haushaltskonsolidierung: Solide Staats-
finanzen sind eine Grundvoraussetzung
für ein gutes wirtschaftliches Klima und
für die Verstetigung des Aufschwungs.
Die Neuverschuldung des Bundes
konnte von 31,2 Mrd. € 2005 auf
12 Mrd. € im nächsten Jahr zurückge-
fahren werden. Wenn wir unsere Kon-
solidierungsanstrengungen verstärken,
ist schon vor 2011 ein ausgeglichener
Bundeshaushalt möglich. 

Mit diesen und weiteren Maßnahmen hat
die Regierung Merkel eines geschaffen,
was Rot-Grün immer schuldig geblieben
ist: Vertrauen. Die Unternehmen, die In-
vestoren und die Konsumenten vertrau-
en wieder auf die Leistungskraft des Wirt-
schaftsstandorts Deutschland. Nur mit
diesem Vertrauen entscheiden sich Un-
ternehmen für längerfristige Investitionen

oder Rückschritt?
Reform der Agenda 2010: Notwendige Korrekturen

Einführung von Mindestlöhnen, Reformen der Arbeitslosenversicherung: Hat die Bundesregierung

in diesem Sommer eine reformpolitische Wende vollzogen, oder sind dies notwendige Korrektu-

ren bei der Fortsetzung der Agenda-Politik?

Erwin Huber*

* Erwin Huber ist Bayerischer Finanzminister und Vor-
sitzender der Christlich-Sozialen Union (CSU).



Zur Diskussion gestellt

und für die Schaffung von Arbeitsplätzen. Dieses Vertrauen
zu erhalten muss daher die Richtschnur bei jeder Diskussi-
on um Änderungen an der Agenda 2010 sein. 

1. Deshalb muss es mit der maßvollen Verlängerung der
Bezugsdauer beim Arbeitslosengeld I, wie sie von der
Koalitionsrunde jüngst beschlossen wurde, sein Bewen-
den haben. Die Agenda 2010 ist in dem Punkt erfolg-
reich, ältere Arbeitslose wieder stärker ins Erwerbsle-
ben zurückzubringen. Seit 2005 ist die Zahl der Arbeits-
losen über 50 Jahre von rund 1,2 Millionen auf jetzt
910 000 gesunken. Dazu hat auch beigetragen, dass
das Arbeitslosengeld I für ältere Arbeitnehmer in seiner
Bezugsdauer reduziert wurde. Die jetzt gefundene Re-
gelung einer moderaten Anhebung der Bezugsdauer bie-
tet noch genügend Anreize zur Beschäftigungsaufnah-
me und ist zudem an die Wahrnehmung von Qualifizie-
rungsangeboten geknüpft. Weitergehenden Änderungs-
wünschen beim Arbeitslosengeld I werden wir uns als
Union jedoch widersetzen, weil sonst die notwendige
Versicherung gegen Arbeitslosigkeit umschlägt in eine
schädliche Alimentierung von Arbeitslosigkeit.

2. Die Rente mit 67 muss blieben. Sie ist eine unumgäng-
liche Antwort auf die demographische Entwicklung und
die steigende Lebenserwartung in Deutschland. Anders
ist die Verschiebung der Gewichte zwischen Beitrags-
zahlern und Rentenempfängern nicht aufzufangen. Durch
die Staffelung beim Renteneintrittsalter, die 2012 beginnt
und erst 2029 abgeschlossen sein wird, wurde der scho-
nendste und sozialverträglichste Weg für die Einführung
der Rente mit 67 gewählt. Ein Zurückdrehen dieser Re-
form hätte unabsehbare Folgen für die Rentenkasse,
die Lohnnebenkosten und den Bundeshaushalt.

3. Die Regelsätze beim Arbeitslosengeld II werden in re-
gelmäßigen Abständen überprüft und nach einem er-
probten Verfahren an gestiegene Lebenshaltungskosten
angepasst. Die Bedarfsorientierung muss dabei aus-
schlaggebend bleiben. Deshalb dürfen punktuelle Preis-
sprünge z.B. bei Lebensmittel oder Energie nicht zu ei-
ner Ad-hoc-Anpassung der Regelsätze führen. Das Lohn-
abstandsgebot muss gewahrt bleiben. Wenn nicht mehr
gilt, dass der Arbeitende mehr in der Tasche hat als der-
jenige, der nicht arbeitet, verdrängt der Sozialstaat die
Eigenverantwortung. 

Es ist kein gutes Zeichen, dass sich die SPD mittlerweile von
der Schröderschen Reformagenda mehr und mehr distan-
ziert. Der Hamburger Parteitag der SPD markiert in dieser
Hinsicht einen bedauerlichen Richtungswechsel: Weg von
einer verantwortungsvollen Reformpolitik und hin zu popu-
listischen Versprechungen nach dem Muster der Linkspar-
tei. Das ist der falsche Weg. Wir dürfen jetzt nicht das Er-
reichte verspielen. Es geht darum, den Aufschwung zu ver-
stetigen und in der jetzigen Phase des guten konjunkturel-
len Klimas die Weichen dafür zu stellen, dass Deutschland

auch längerfristig wettbewerbsfähig bleibt. Es wäre ver-
fehlt, den Reformkurs in dem Moment wieder zu verlassen,
wo er Früchte trägt. Schon bei der nächsten Eintrübung
der Weltkonjunktur wäre Deutschland sonst wieder zurück-
geworfen und die Reformanstrengungen der vergangenen
Jahre wären umsonst gewesen. 

»Reform der Agenda 2010« kann daher nicht heißen,
die geleisteten Reformschritte zurückzunehmen. Es muss
heißen, sie durch weitere Reformschritte auf anderen Ge-
bieten fortzuführen. Dies ist das Kernanliegen der Union
in der Großen Koalition und bleibt unsere Richtschnur
auch für die jetzt angebrochene zweite Hälfte der Legis-
laturperiode. 

1. Die Regierung Merkel hat die Beiträge zur Arbeitslosen-
versicherung nahezu halbiert und damit die Lohnneben-
kosten dauerhaft unter 40% gedrückt. Vor zwei Jahren
lag der Beitragssatz bei 6,5%, zum 1. Januar 2008 wird
er auf 3,3% sinken. Die Union ist immer dafür eingetre-
ten, dass die vollen Kassen der Bundesagentur für Ar-
beit nicht für neue Ausgabenprogramme verschleudert
werden dürfen. In Zeiten sinkender Arbeitslosigkeit muss
dieses Geld vielmehr an die Beitragszahler, also an die
Beschäftigten und die Betriebe zurückfließen. Deshalb
hat die Union darauf bestanden, dass die vereinbarte Ver-
längerung des Arbeitslosengeld I nicht zu Lasten der
Steuerzahler oder der Beitragszahler geht. Die dauerhaf-
te Senkung der Lohnnebenkosten ist ein wichtiger Bau-
stein zur Verstetigung des Aufschwungs, denn sie schafft
Spielraum für Investitionen und für den Konsum.

2. Die Große Koalition bringt jetzt eine Erbschaftsteuerre-
form auf den Weg, die die Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts für eine Neuregelung unternehmens-
freundlich umsetzt. Betriebsvermögen wird zu 85% pau-
schal steuerfrei gestellt. Das erleichtert die Betriebsüber-
gabe an die kommende Unternehmergeneration. Die Uni-
on hat bei den Beratungen über die Eckpunkte der Erb-
schaftsteuerreform die konfiskatorischen Vorstellungen
der SPD abwehren können, nach denen es eine Verdop-
pelung des Steueraufkommens aus der Erbschaftsteu-
er hätte geben sollen. In einem Punkt gibt es allerdings
noch Nachbesserungsbedarf: Die von der SPD bean-
tragte Verlängerung der Haltefrist für Betriebsvermögen
auf 15 Jahre ist schlicht schikanös und sachlich nicht ge-
rechtfertigt. Hier werden wir im parlamentarischen Ver-
fahren eine Reduzierung auf zehn Jahre einfordern. 

3. Die Auswirkungen der Unternehmensteuerreform müs-
sen genau beobachtet werden. Die Regelungen zur Zins-
schranke und zum eingeschränkten Verlustvortrag sind
nur dann begründet, wenn damit Umgehungstatbestän-
de ausgeschlossen werden. Sollte sich jedoch heraus-
stellen, dass sie eine Breitenwirkung entfalten und z.B.
Start-up-Unternehmen bei der Investorensuche nach-
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haltig behindern, besteht umgehender Nachbesserungs-
bedarf. 

Die Union wird dafür Sorge tragen, dass die Große Koaliti-
on auf Kurs bleibt und die Rahmenbedingungen am Stand-
ort Deutschland im internationalen Wettbewerb bestehen
können. Wir wissen selbstverständlich, dass sich in einer
Großen Koalition nicht alles durchsetzen lässt. Sicherlich
hätte die Gesundheitsreform noch mehr Wettbewerbsele-
mente vertragen können. Sicherlich wäre bei der Pflegere-
form die Einführung einer Kapitaldeckung wünschenswert
gewesen. Sicherlich hätten mit der gesetzlichen Fixierung
von betrieblichen Bündnissen für Arbeit und mit einer Flexi-
bilisierung des Kündigungsschutzes noch weitere wichtige
Akzente für den Arbeitsmarkt gesetzt werden können. Dies
alles ist in einer Koalition mit der SPD nicht machbar. Diese
Punkte bleiben jedoch auf der Agenda der Union. Ich bin zu-
versichtlich, dass der Wähler 2009 unsere Politik honorie-
ren und der Union einen klaren Auftrag zur Fortsetzung un-
seres erfolgreichen Reformkurses geben wird.

Wirtschaftspolitik im »transparenten 
Kapitalismus«: Kontinuierliche 
Verbesserung

Agenda 2010: Wirtschaftspolitische Wende 
aus Not

Unternehmen müssen sich laufend anpassen. Der Markt-
druck gewährt im globalen Standortwettbewerb immer we-
niger die Chance, in ruhigen Phasen die überkommenen
Strukturen fortzuschreiben. Während der »rheinische Ka-
pitalismus« auch Schonräume kannte, die jenseits des Mark-
tes nach anderen Kriterien organisiert waren, in jedem Fall
aber erlaubte, der direkten Anpassung für eine gewissen
Zeit zu entgehen, gilt dies heute nicht mehr. Der »transpa-
rente Kapitalismus«, der unternehmerisches Handeln un-
weigerlich im Lichte des internationalen Kapitalmarkts be-
wertet, lässt beständig keine Ruhe. Die enormen Entwick-
lungsunterschiede der am Standortwettbewerb über Fak-
torwanderungen beteiligten Volkswirtschaften einerseits und
die zunehmende Kapitalmarktorientierung der Unterneh-
mensfinanzierung andererseits haben eine neue Qualität
des Wettbewerbs und eine früher nicht gekannte Beschleu-
nigung des Wandels begründet. Die Unternehmen müs-
sen stärker als früher ihre Geschäftspläne begründen und
rechtfertigen. Die kontinuierliche Verbesserung ist unab-
weisbar, Restrukturierung und Expansion müssen gleich-
zeitig geleistet werden.

Völlig anders ist unverändert die Wirtschaftspolitik orientiert.
Ein kontinuierlicher Verbesserungsprozess ist der politischen
Entscheidungsfindung und ihrer Zeitlogik fremd. Sie vollzieht
sich in Sprüngen, je nach Wahlterminen und Krisenfolge ge-
taktet. So ist auch die Agenda 2010 zu erklären. Die Wirt-
schaftspolitik der damaligen Bundesregierung war in eine
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Sackgasse geraten. Zugleich verlief die gesamtwirtschaftli-
che Entwicklung immer schlechter, nachdem bereits die
neunziger Jahre für Deutschland ein verlorenes Jahrzehnt
gewesen waren. Gemessen an der Dynamik erfolgreicher
und wachstumsstarker Volkswirtschaften hatte Deutschland
im Jahre 2003 beim preisbereinigten Bruttoinlandsprodukt
auf fast 3 500 € je Einwohner verzichtet (vgl. Institut der deut-
schen Wirtschaft Köln 2005a, 9 ff.). »Reformstau« war be-
reits 1997 das »Wort des Jahres« gewesen.

Nach dem Platzen der New-Economy-Blase und den Un-
sicherheiten über einen Irakkrieg war der Vertrauensverlust
bei Investoren und Konsumenten jedoch dramatisch. Die
Politik der im September 2002 wiedergewählten Regierung
vermochte diesen Mangel an Vertrauen nicht durch Erwar-
tungsstabilisierung zu kompensieren. Als der Bundeskanz-
ler am 14. März 2003 die Agenda 2010 vor dem Bundes-
tag vorstellte1, war die Reaktion von Seiten der Ökonomen
jedoch allgemein verhalten, ein Durchbruch wurde nicht at-
testiert. Umso heftiger – und danach eigentlich kaum ver-
ständlich – war die öffentliche Reaktion in Form wiederbe-
lebter »Montagsdemonstrationen«, als die Konsequenzen
der Agenda deutlicher und von interessierter Seite demago-
gisch zugespitzt wurden. Dabei entsprach das Reformpro-
gramm in weiten Teilen den Vorstellungen, die der Sachver-
ständigenrat in seinem Jahresgutachten 2002/03 darge-
legt hatte (vgl. Sachverständigenrat 2002, Ziffern 433 ff.) »Wir
werden Leistungen des Staates kürzen, Eigenverantwortung
fördern und mehr Eigenleistung von jedem Einzelnen ab-
fordern müssen«, mit diesen Worten skizzierte der Bundes-
kanzler den Reformkurs.

Tatsächlich hat die Bundesregierung eine Veränderung der
sozialen Sicherung und damit auch für den Arbeitsmarkt
eingeleitet, die durchgreifender war als alle Maßnahmen in
den Jahrzehnten zuvor. So wurde das System der sozialen
Sicherung durch die Zusammenlegung von
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zur Grund-
sicherung für Arbeitsuchende am unteren
Scharnier grundlegend neu justiert. Zugleich
wurde die Arbeitslosenversicherung stär-
ker auf ihren Kern als Risikoversicherung zu-
rückgeführt. Die Zusammenlegung von Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe, die Verkür-
zung der Bezugsdauer des Arbeitslosengel-
des auf grundsätzlich zwölf Monate und ei-
ne ansatzweise Deregulierung beim Arbeits-
vertragsrecht haben lange geforderte Ver-
änderungen gebracht (vgl. Hüther und
Scharnagel 2005). Die Beurteilung dieser
Reformen muss sich an den Wirkungen auf

Beschäftigung und Wachstum ebenso orientieren wie an
den Bedingungen konsistenter Wirtschaftspolitik im glo-
balen Standortwettbewerb.

Kein gewöhnlicher Aufschwung: Weltwirtschaft-
licher Impuls mit unerwarteter Breitenwirkung

Die deutsche Volkswirtschaft ist nach der Jahresmitte 2003
auf einen zunächst mühsamen und weithin nicht anerkann-
ten Erholungspfad eingeschwenkt. Bereits im dritten Quar-
tal 2003 begannen die Produktion wieder zu expandieren
und der Zugang in Arbeitslosigkeit zu schrumpfen. Getra-
gen durch eine auf hohem Niveau stabil expandierende Welt-
wirtschaft konnten die deutschen Unternehmen kräftig Um-
satz und Ertrag ausweiten. Dabei wirkte sich auch die ge-
wonnene preisliche Wettbewerbsfähigkeit aus, die nicht zu-
letzt durch eine seit dem Jahr 1997 moderate, über positi-
ve Beschäftigungseffekte den Konsum stützende Lohnpo-
litik unterlegt war (vgl. Lesch 2007). Dennoch hat es bis zum
Jahr 2005 gedauert, bis die Konjunktur wieder richtig Fahrt
gewinnen konnte (vgl. Grömling, Plünnecke und Scharna-
gel 2007).

Niemand bezweifelt, dass der Aufschwung ohne den welt-
wirtschaftlichen Impuls nicht zustande gekommen wäre.
Gleichwohl zeigt das gestiegene Potentialwachstum, dass
neben konjunkturellen Momenten auch strukturelle Fakto-
ren gegriffen haben. Die Breite und Tiefe, die der Aufschwung
mittlerweile vor allem über den Arbeitsmarkt gewonnen hat,
verweist auf Erklärungsbeiträge der Politik. Sowohl die Ana-
lysen des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln (IW) wie
auch der Deutschen Bundesbank aus diesem Herbst deu-
ten darauf hin, dass der nach dem Beginn des Jahrzehnts
auf rund 1% abgesackte Wachstumstrend sich wieder spür-
bar erhöht hat (vgl. Grömling, Plünnecke und Scharnagel
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Abb. 1

1 Regierungserklärung »Mut zum Frieden und Mut zur
Veränderung« von Bundeskanzler Gerhard Schröder,
Deutscher Bundestag, Plenarprotokoll 15/32, Berlin
2003.
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2007; Deutsche Bundesbank 2007). Beide
Untersuchungen ermitteln für den aktuellen
Rand einen Potentialpfad von knapp 13/4%
(vgl. Abb. 1). Inwieweit dieser Anstieg durch
welche Faktoren erklärt werden kann, muss
freilich in einem Unschärfebereich verbleiben.
Dennoch lassen sich Größenordnungen er-
mitteln, wenn in dem Zusammenhang eines
Wachstumsmodells und den dafür ermittel-
ten relevanten Treibern des Wachstums ar-
gumentiert wird (vgl. zum Wachstumsmodell
Institut der deutschen Wirtschaft Köln 2005a,
17 ff.). Danach lässt sich in etwa ein Drittel
der Wachstumsstärkung auf die Wirtschafts-
politik zurückführen. Die arbeitsmarktpoliti-
schen Veränderungen, die mobilisierten In-
vestitionen der Unternehmen und der gesun-
kene Finanzierungssaldo im Staatshaushalt
sind dafür wesentliche Faktoren gewesen (vgl. Grömling,
Plünnecke und Scharnagel 2007).

Dieses Ergebnis lässt sich systematisch mit den Aussa-
gen des IW-Reformbarometers verknüpfen, mit dem seit
der Bundestagswahl 2002 die Reformpolitik der Regie-
rung in den Bereichen Arbeitsmarkt, soziale Sicherung so-
wie Finanzen und Steuern beurteilt wird. Ein solches Ins-
trument dient der zeitkonsistenten und disziplinierten Ab-
schätzung von Politikfolgen, es bezieht sich auf die Initia-
tiven von Regierung und Parlament, nicht lediglich auf ver-
abschiedete Gesetze; die Bewertungen orientieren sich
jeweils am Status quo, nicht an einer ordnungspolitischen
Referenzagenda.2 Der Treiber der reformpolitischen Bes-
serung war die Arbeitsmarktpolitik, und zwar sowohl die
passive wie die aktive, unterstützt durch kleinere Deregu-
lierungsschritte beim Kündigungsschutz und der Zeitar-
beit; dagegen verblieb die Sozialpolitik nahezu unbeweg-
lich in der Jahren seit 2005, während die Finanz- und Steu-
erpolitik insgesamt seit Frühjahr 2006 eine wichtige Un-
terstützung leistet (vgl. Abb. 2). Diese Einschätzung ent-
spricht auch den Ergebnissen der Bundesbank-Analyse,
die einen wesentlichen Beitrag der Arbeitsmarktreformen
für die Kräftigung des Wachstums identifiziert, der den Wir-
kungsgrad der seit längerem moderaten Lohnpolitik er-
höht habe (vgl. Deutsche Bundesbank 2007, 41 ff.). Doch
ebenso richtig ist der Hinweis der Bundesbank, dass ein
Potentialpfad von knapp 13/4% nicht befriedigen kann und
ein Trend von 2% nicht ambitioniert erscheint. Daraus lei-
tet sich ab, dass die Stärkung der Wachstumskräfte un-
verändert die zentrale wirtschaftspolitische Herausforde-
rung darstellt.

Antworten auf die Frage nach der Gerechtigkeit

Trotz der Tatsache, dass die Reformpolitik der Agenda 2010
nun nicht mehr mit dem Hoffnungswert einer Besserung be-
gründet werden muss, sondern auf die beobachtbaren po-
sitiven Effekte vor allem bei der Beschäftigung verweisen
kann, werden Änderungen vielfach als notwendig erachtet.
Bei der Frage nach der Reform der Reform lassen sich ver-
schiedene Zusammenhänge konstruieren.

– Optimierungsforderung: Nahe liegend ist stets die For-
derung, erkannte Mängel aus der Umsetzung zu revi-
dieren und als nicht praktikabel identifizierte Regelun-
gen zu überprüfen. Gerade die konkrete Ausgestaltung
vieler Details aus der Integration von Arbeitslosenhilfe und
Sozialhilfe, die der Hektik des Vermittlungsausschusses
anheim gefallen war, hat zu einer solchen Bewertung und
entsprechend bereits zu gesetzgeberischen Konsequen-
zen geführt.3

– Erweiterungs- und Fortführungsforderung: Die Wirt-
schaftspolitik – darauf wurde schon hingewiesen – neigt
nicht zu kontinuierlichen Anstrengungen. Die konzeptio-
nelle Weiterentwicklung eines Reformpakets, das die ver-
antwortliche Regierungspartei fast vollständig um die po-
litische Macht gebracht hätte, stellt erst recht eine Über-
forderung der Politik dar. Dennoch drückt der globali-
sierte Standortwettbewerb in diese Richtung. Im Umfeld
der Bundestagswahl 2005 wurden entsprechende Re-
formprogramme vorgestellt (vgl. Institut der deutschen
Wirtschaft Köln, 2005a; 2005b).

– Konzeptionelle Revisionsforderung: Ausgehend von der
Überzeugung, dass die angebotspolitische Strategie
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3 Am 1. August 2006 trat der erste, am 1. Januar 2007 der zweite Teil des
»Gesetzes zur Fortentwicklung der Grundsicherung für Arbeitsuchende«
in Kraft (Bundesgesetzblatt, Jahrgang 2006, Teil I, Nr. 36, 25.07.2006). Das
Fortentwicklungsgesetz enthält rund 50 Änderungen, darunter auch Leis-
tungskürzungen, verschärfte Sanktionen und Zugangsverschärfungen für
das ALG II (insbesondere für Bedarfsgemeinschaften).

2 Vgl. Scharnagel, Mahlich und Beck (2006, 10 ff.). Der Erfolg des Reform-
barometers hat seit 2005 zu einer Dreiländer-Kooperation mit der Wirt-
schaftskammer Österreich und Avenir Suisse geführt, die vergleichend Re-
formstrategien dieser Länder analysiert. Im Herbst 2007 stand das Ana-
lysetool im Rahmen eines von der Weltbank finanzierten Projekts Pate für
einen Reformindikator in Ägypten.
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grundsätzlich falsch ist und nicht zu einer Besserung
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung nachhaltig bei-
tragen kann, ergeht die Forderung, einen nachfrage-
politischen Schwenk herbeizuführen. »Genug gespart«,
»Ende der Zumutungen« und ähnlich lauten die Über-
schriften. Der Wirtschaftspolitik wird ein anderes Para-
digma angeboten. Allerdings bleibt stets unklar, was die
Vertreter dieser Position heute als Nachfragepolitik ver-
stehen, die über den Stehsatz, die Zinsen sind zu hoch,
und über die Forderung, bei angebotspolitischen Refor-
men die gesamtwirtschaftliche Lage zu berücksichtigen,
hinausgeht.

– Fundamentale Revisionsforderung: Fundamentale Kritik
kann nicht verwundern, wenn der Gesetzgeber sich da-
zu entschließt, Überkommenes aufzugeben, das aber
dereinst im Zeichen des Fortschritts erreicht, wenn nicht
erkämpft worden war. Die Agenda 2010 steht in diesem
Sinne nicht nur für eine Neujustierung der sozialen Siche-
rung, sondern stellt für viele einen Frontalangriff auf be-
stimmte Wertstrukturen dar. Als neoliberale (Konter-)Re-
volution etikettiert mobilisierte die Agenda 2010 den Wi-
derstand auf der Straße. Ein eklatanter Verstoß gegen die
»soziale Gerechtigkeit« wurde reklamiert.

Unstreitig sollte angesichts der greifbaren Wirkungen der
Reformen die Optimierungsforderung sein. Es bestehen
weiterhin Anreizstrukturen beim Arbeitslosengeld II, die
sich nicht konsistent in die Logik des Förderns und For-
derns einfügen. Dazu zählt die unverändert aus der Re-
gelung für Mini- und Midijobs resultierende Begünstigung
der Teilzeitbeschäftigung. Negativ auf die Leistungsanrei-
ze wirkt ebenso der Zuschlag nach § 24 SGB II, den ein
Empfänger von Arbeitslosengeld II befristet erhält, wenn
er zuvor Arbeitslosengeld I bezogen hat. Der Zuschlag be-
trägt grundsätzlich zwei Drittel des Unterschieds beider
Leistungen und verursacht eine Anreizfalle, da je nach
Haushaltsgröße die Erhöhung des Bruttoeinkommens zu
einer Minderung des verfügbaren Einkommens führen
kann. Nicht anders sind die »Ein-Euro-Jobs« nach § 16 (3)
SGB II zu werten, die allenfalls als Test der Arbeitsbereit-
schaft geeignet sind, keinesfalls aber die Eingliederungs-
aussichten in den ersten Arbeitsmarkt verbessern. Hin-
sichtlich der Regulierung der Arbeitsverträge könnte zu-
mindest eine Überlegung wiederaufleben, die bereits im
März 2005 von der früheren Bundesregierung aufgegrif-
fen worden war, nämlich das unbedingte Verbot der Vor-
beschäftigung für sachgrundlos befristete Beschäftigungs-
verhältnisse aufzuheben.

Neben dieser Optimierung ist eine Weiterentwicklung der
Reformagenda unabdingbar. Doch anstatt für eine kontinu-
ierliche Verbesserung zu arbeiten, hat die Bundesregie-
rung in diesem Sommer eine reformpolitische Wende ein-
geläutet. Die Pflegereform ist ausschließlich mit einer Aus-
weitung der Leistungen und Erhöhung der Finanzierungs-

beiträge verbunden, nicht aber mit einer Strukturverände-
rung. Ebenso signalisiert das Vorhaben der Bundesregie-
rung, flächendeckend branchenbezogene Mindestlöhne
einzuführen, nicht nur eine Abkehr von den bisherigen Ar-
beitsmarktreformen, die mit der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende prinzipiell ein Kombieinkommensmodell ge-
schaffen haben (vgl. Sachverständigenrat 2006), sondern
auch die Bereitschaft, Beschäftigung zu gefährden (vgl.
Lesch 2004). Schließlich dokumentiert die beschlossene
Verlängerung der Bezugsdauer des Arbeitslosengelds I für
ältere Arbeitnehmer die völlige Ignoranz der Politik gegen-
über den empirisch belegten Zusammenhängen. Positiv
verbleibt einzig die weitere Absenkung des Beitrags zur
Arbeitslosenversicherung.

Die notwendige Weiterentwicklung der Reformpolitik
muss dagegen Stichworten folgen, die sich aus wachs-
tumstheoretischen Erwägungen ableiten (vgl. im Detail
Institut der deutschen Wirtschaft Köln 2005b, 25 ff., 45 ff.,
54 ff., 66 ff.). Zur Mobilisierung von Beschäftigung sind
die Gesetzliche Krankenversicherung und Pflegeversi-
cherung vom Arbeitsvertrag zu entkoppeln, der Kündi-
gungsschutz und die Mitbestimmung zu reformieren. Zur
Stimulierung von Investitionen muss das Steuersystem
auch nach der Unternehmensteuerreform 2008 investi-
tionsfreundlicher gestaltet und die Erbschaftsteuer ab-
geschafft werden. Die Bildung von Humankapital ist durch
einen forcierten Ausbau von Ganztagsschulen, die wei-
tere Stärkung der frühkindlichen Bildung, die Flexibili-
sierung der Berufsausbildung und eine effiziente nach-
frageorientierte Studienfinanzierung zu stärken. Schließ-
lich ist die Konsolidierung der Staatshaushalte beschleu-
nigt voranzutreiben. Es ist kein überzeugendes Handeln
der Bundesregierung, wenn für das Jahr 2008 trotz mit
16,6% steigenden Steuereinnahmen sowie konjunktur-
bedingten Entlastungen auf der Ausgabenseite ein De-
fizit von 12 Mrd. € geplant wird.

Diese nur stichwortartig benannte Agenda wird freilich –
das haben die Proteste gegen die bisherige Reformpolitik
deutlich gemacht – politisch nur umsetzbar sein, wenn
zugleich der damit verbundene Begriff der sozialen Gerech-
tigkeit offensiv beworben wird. Es geht um die Partizipati-
onsgerechtigkeit, die zuerst und vor allem über eine effek-
tive Bildungspolitik sowie Wettbewerbspolitik realisiert wer-
den sollte; erst dann greift subsidiär die Sozialpolitik als
Ausfallbürgschaft. (vgl. Hüther und Straubhaar 2007, 15 ff.).
Wenn die Politik den Mut nicht aufbringt, diese Themen
von sich aus zur Diskussion zu stellen, dann wird das Han-
deln entlang wachstumspolitischer Argumente kaum mehr
gelingen. Verantwortungsethik und Leistungsgerechtigkeit
müssen eingefordert werden, wenn wir nachhaltig erfolg-
reich sein wollen. Im »transparenten Kapitalismus« benö-
tigen wir Klarheit über die normativen Grundlagen der Wirt-
schaftspolitik.
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Fortsetzung der Agenda-Politik – 
zukunftsorientierte Reformen

Die Verlängerung der Bezugsdauer beim Arbeitslosengeld I
hat in den vergangenen Wochen die Diskussion ausgelöst,
ob damit eine Abkehr von der erfolgreichen rot-grünen Agen-
da-Politik eingeleitet sei. Die Diskussion ist absurd. Es ist
schon erstaunlich, dass die Verlängerung des Arbeitslo-
sengeldes um sechs Monate eine völllig neue Richtung der
Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik angeben soll. Die SPD-
Bundestagsfraktion steht zur Agenda 2010 und freut sich
über die Ergebnisse dieser Politik. 

Die guten aktuellen Wachstumszahlen, der kräftige Rück-
gang der Arbeitslosigkeit auf unter 3,5 Mill. Menschen sind
ermutigend. Die Widerstandskraft unserer Volkswirtschaft
bei jetzt schwierigem weltwirtschaftlichem Umfeld ist gestie-
gen. Die rot-grüne Steuerpolitik, die Reformen am Arbeits-
markt, die verstärkten Investitionen in Bildung und Forschung
und die Senkung der Lohnnebenkosten haben zur besse-
ren Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen und zu
mehr Beschäftigung beigetragen. 

Die SPD setzt auch in der großen Koalition auf eine Fortset-
zung der Agenda-Politik, nämlich zukunftsorientierte Re-
formen für mehr Beschäftigung mit sozialem Augenmaß.
Dies zeigen unsere Reformen in der ersten Hälfte der Le-
gislaturperiode. 

Erstes Beispiel: Die Wirtschafts- und 
Finanzpolitik

Wir geben investive Impulse zur Stabilisierung und Stärkung
des wirtschaftlichen Aufschwungs, konsolidieren den Haus-
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halt, senken die Nettokreditaufnahme und verändern den
Haushalt strukturell – für Zukunftsaufgaben in den Bereichen
Familie und Bildung. Im Jahr 2007 liegt die Nettokreditauf-
nahme so niedrig, wie seit der Wiedervereinigung nicht mehr.
Erstmals seit 2001 hat Deutschland 2006 das Maastricht-
Defizitkriterium eingehalten.

Zum 1. Januar 2008 bekommt Deutschland ein neues, re-
formiertes Unternehmensteuerrecht, das international wett-
bewerbsfähig ist. Unternehmen werden animiert, Gewinne
nicht länger ins Ausland zu transferieren, sondern in Deutsch-
land zu investieren. Das stärkt den Standort Deutschland.

Künftig wird es für Unternehmen noch attraktiver sein, in
Deutschland zu investieren und hier bei uns neue Arbeits-
plätze zu schaffen. Das ist das eigentliche Ziel dieser 
Reform. 

Die Stärkung der öffentlichen Investitionen durch das
25 Mrd. € Investitionsprogramm ist ein wichtiger Baustein
für mehr Wachstum und Beschäftigung. Das CO2-Gebäu-
desanierungsprogramm ist eine Erfolgsstory. Es dient da-
zu, die energetische Gebäudesanierung durch zinsgünsti-
ge Kredite der KfW zu beschleunigen. Dadurch werden CO2-
Emissionen verringert und gleichzeitig Arbeitsplätze im
Handwerk geschaffen und erhalten. Auch die verbesserte
kommunale Finanzsituation sollte die öffentlichen Investitio-
nen positiv anregen. Hierzu haben wir mit der Erhaltung
der Gewerbesteuer die Grundlage gelegt. Gleichzeitig ha-
ben wir mit dem Abbau von ungerechtfertigen Steuerver-
günstigungen – beispielsweise mit der Verlustbeschränkung
und der Einführung einer Reichensteuer – die Einnahmen
verbessert und einen Schritt zu mehr Steuergerechtigkeit
gemacht.

Zweites Beispiel: Die Sozialpolitik

Mit der Anhebung des gesetzlichen Renteneintrittsalters
auf 67 Jahre reagieren wir auf den demographischen Wan-
del. Die steigende Lebenserwartung und stagnierende Ge-
burtenrate stellen die Rentenversicherung vor große Her-
ausforderungen. Die Gesetzliche Rentenversicherung
bleibt für uns die wichtigste Säule der Altersversorgung.
Der Beitragssatz für die Rentenversicherung von 19,9%
wird in den nächsten Jahren stabil bleiben. Wir wollen Ver-
lässlichkeit und keine Stop-And-Go-Politik bei den Bei-
tragssätzen.

Mit der Gesundheitsreform haben wir unser Gesundheits-
system weiter entwickelt und die Grundlage dafür geschaf-
fen, dass auch in Zukunft allen Menschen in Deutschland
eine qualitativ hochwertige Versorgung im Krankheitsfall zur
Verfügung steht. Drei entscheidende Maßnahmen haben wir
durchgesetzt: Erstens ist künftig jeder gegen das Risiko

Krankheit versichert. Dies war bisher nicht der Fall. Zweitens
gilt in Zukunft: Prävention vor Behandlung und Rehabilitati-
on vor Pflege. Und Drittens: Gesundheit bleibt bezahlbar.
Wir haben Wettbewerb unter den Kassen ermöglicht und
haben Instrumente entwickelt, die zu einer effizienten Ver-
wendung der Mittel führen.

In der Arbeitsmarktpolitik haben wir die Beiträge zur Arbeits-
losenversicherung von 6,5 auf 3,3% gesenkt. Das ist sehr
ambitioniert. Unternehmen und Arbeitnehmer werden um
24 Mrd. € entlastet. Die Beiträge sind innerhalb von zwei
Jahren fast halbiert worden. Darüber hinaus haben wir die
Instrumente weiterentwickelt und die Strukturen für die Ar-
beitsmarktpolitik angepasst. Beispielsweise wurde die Exis-
tenzgründungsförderung zusammengefasst, das Saison-
kurzarbeitergeld eingeführt und der Vermittlungsgutschein
verlängert.

Die Reformen am Arbeitsmarkt beginnen zu wirken, die neu-
en modernisierten Strukturen brauchen einen verlässlichen
Rahmen. Wo sich jedoch Handlungsbedarf zeigt, dort wer-
den wir die Strukturen weiterentwickeln. Daraus eine Abkehr
von der Agenda-Politik abzuleiten, ist falsch. Jede Gesetz-
gebung ist lernend. Die Reformen am Arbeitsmarkt waren
sehr weitgreifend, deshalb sind Feinschliffe durchaus sinn-
voll im Sinne einer effizienten und nachhaltigen Arbeitsmarkt-
politik. An unserer Leitschnur des Förderns und Forderns
werden wir festhalten, und zwar in einer guten Balance,
weil wir nicht glauben, dass allein mit mehr Druck und schär-
feren Sanktionen die Arbeitslosigkeit nachhaltig bekämpft
werden kann. 

Unser Ziel in der Arbeitsmarktpolitik ist eine schnelle und
nachhaltige Vermittlung. Auch bei sehr guter konjunktu-
reller Lage werden es einige Gruppen auf dem Arbeitsmarkt
besonders schwer haben. Hierfür haben wir konkrete För-
derprogramme initiiert. Mit der Initiative 50-Plus werden die
Fördermaßnahmen für Ältere erweitert. Mit der JobPers-
pektive haben wir die Möglichkeit geschaffen, Menschen
mit mehreren Vermittlungshemmnissen eine Arbeit auch
in öffentlicher Beschäftigung anzubieten. Das entspricht
unserer Vorstellung von Teilhabe. Wir wollen Menschen
nicht abschreiben, wenn sie es am Arbeitsmarkt schwie-
riger haben.

Die Agenda-Politik hat dazu beigetragen, dass die Beschäf-
tigung in Deutschland kräftig angestiegen ist. Erfreulich ist
für uns besonders der Anstieg der sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung, im August ein Anstieg um etwa
590 000 gegenüber dem Vorjahr. Die Zahlen sind gut, aber
wir wollen mehr. Nach wie vor sind in Deutschland zu vie-
le Menschen arbeitslos. Deutschland braucht daher einen
Arbeitsmarkt, der allen Menschen Chancen eröffnet, für
sich selbst und ihre Familien zu sorgen und für das Alter
vorzusorgen.
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Für mehr Arbeit – für gute Arbeit

Übergeordnetes Ziel aller finanz- und wirtschaftspolitischen
Maßnahmen der großen Koalition ist es, mehr Beschäfti-
gung zu schaffen und die Arbeitslosigkeit weiter abzubau-
en. Angesichts der Herausforderungen, die sich aus der Wei-
terentwicklung der europäischen Integration, der Gestaltung
der Globalisierung sowie der Entwicklung einer wissensba-
sierten Gesellschaft ergeben, erfordert dies zugleich die Mo-
dernisierung von Wirtschaft und Gesellschaft auf allen Ebe-
nen. Ein verlässlicher finanzpolitischer Kurs, international
wettbewerbsfähige und gleichzeitig gerechte Steuersätze,
zukunftssichere Sozialsysteme und verstärkte Ausgaben in
zukunftsorientierten Bereichen sind unser Beitrag dazu. Die
Finanzpolitik wird weiter von dem Dreiklang Sanieren, Inves-
tieren und Reformieren bestimmt. Unsere Wirtschaftspolitik
ist ein sinnvoller Mix aus besseren Angebotsbedingungen
und mehr Nachfrageimpulsen.

In guter sozialdemokratischer Tradition steht die soziale
Gerechtigkeit klar im Zentrum unserer Politik. Unser Ziel ist
daher nicht nur die Schaffung von mehr Beschäftigung für
mehr Menschen. Unser Ziel ist, dass möglichst viele Men-
schen eine gute Arbeit haben. Deswegen hat die SPD ihren
Parteitag unter das Motto »Gute Arbeit« gestellt.

Was verstehen wir unter guter Arbeit, und wie
wollen wir dieses Ziel erreichen?

Generell wollen wir eine angemessene Beteiligung der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer an der wirtschaftlichen
Entwicklung. Die Arbeitnehmer haben in den vergangenen
Jahren keine weitgreifenden Lohnerhöhungen erhalten. Das
ist auf veränderte Kräfteverhältnisse zurückzuführen, aber
auch Teil einer verantwortungsbewussten Politik der Ge-
werkschaften und von Betriebsräten, die ihren Beitrag zur
Wettbewerbsfähigkeit in den Betrieben geleistet haben. Dau-
ernde Reallohnverzichte sind jedoch kein langfristiges und
nachhaltiges Konzept. Zur Stärkung der Binnennachfrage
brauchen wir eine angemessene Beteiligung der Beschäf-
tigten an der guten Wirtschaftslage. Deswegen sehen wir
in den jüngsten Tarifergebnissen aus diesem Jahr auch po-
sitive Binnenimpulse für die Konjunktur. Der Anstieg des
privaten Konsums im dritten Quartal 2007 um 0,5% wird
zu einer wichtigen Wachstumsstütze.

Für gute Arbeit brauchen wir verlässliche Regeln des Mitein-
anders von Gewerkschaften und von Unternehmerseite. 
Wir brauchen starke Gewerkschaften und kein Auseinan-
derdriften in kleine Einzelinteressen. Für starke Gewerkschaf-
ten wiederum brauchen wir klare Regeln in der Mitbestim-
mung und in der Tarifautonomie. Wir sehen auch den Kün-
digungsschutz nicht als Einstellungshemmnis, sondern eher
als Motivationsfaktor. Deshalb wundert es uns nicht, dass

die aktuelle dynamische wirtschaftliche Entwicklung und der
Abbau struktureller Arbeitslosigkeit ohne den Abbau von Ar-
beitnehmerrechten stattfinden. Ideologische Forderungen
nach Abbau von Rechten vergessen, dass die Beschäftig-
ten mehr sind als nur Kostenfaktoren. Menschen sind Res-
sourcen. Deshalb ist gute Arbeit ein zentraler Faktor für mehr
Produktivität und für mehr Innovationen. 

Zukunftsweisend und konkret fordern wir gute Arbeit mit un-
serem Konzept für alternsgerechtes Arbeiten und Gleiten-
de übergänge. Angesichts der demographischen Entwick-
lung und der Konsequenzen auf das Erwerbspersonenpo-
tential müssen wir die Rahmenbedingungen für ältere Ar-
beitnehmer kräftig verbessern. Wir werden unseren Wohl-
stand nur halten und ausbauen können, wenn wir die Be-
schäftigungsquote Älterer erhöhen. Wir brauchen alterns-
gerechte Arbeitsbedingungen, um die Produktivität und die
Erfahrung Älterer im Produktionsprozess möglichst lang zu
erhalten. Für uns steht eine alternsgerechte Arbeitsorgani-
sation, Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz sowie eine fort-
laufende Qualifizierung im Vordergrund. Darüber hinaus wol-
len wir mehr Möglichkeiten für gleitende Übergänge in den
Ruhestand. Hierzu gehören die weitere Nutzung der Alters-
teilzeit, verbesserte Möglichkeiten der Teilrente und des Hin-
zuverdienstes und ein wirksamerer Insolvenzschutz für Le-
bensarbeitszeitkonten. Darüber hinaus wollen wir das Ren-
tenrecht modernisieren, indem wir beispielsweise Zusatz-
beiträge ermöglichen.

Faire Löhne für gute Arbeit

Der schnelle und durchgreifende wirtschaftliche Struktur-
wandel und die zunehmende internationale Konkurrenz ha-
ben die herkömmlichen Tarifstrukturen und -regelungen un-
ter Druck gesetzt. Viele Unternehmen reagieren hierauf sehr
kurzsichtig. Die Tarifbindung in Deutschland ist seit Jah-
ren rückläufig. Zurzeit sind nur noch 59% der westdeut-
schen und 42% der ostdeutschen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer bei tarifgebundenen Arbeitgebern beschäf-
tigt. Gerade in klassischen Niedriglohnbranchen ist die
Tarifbindung besonders schwach. In der Folge wird die Ori-
entierungsfunktion, die Tarifstandards traditionell auch über
die Grenzen der formalen Tarifbindung hinaus haben,
schwächer.

Gleichzeitig nimmt die Zahl der sog. Aufstocker kontinu-
ierlich zu. Schon heute erhalten über 1,2 Mill. Menschen
aufstockendes Arbeitslosengeld. Das entspricht nicht un-
seren Vorstellungen von einem solidarischen Gesellschafts-
modell. Wir wollen, dass Menschen von ihrer Arbeit leben
können. Wir wollen nicht, dass Unternehmen ihren Mitar-
beitern niedrige Löhne zahlen, wohlwissend, dass diese
dann vom Staat den notwendigen Lebensunterhalt bezahlt
bekommen. 
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Deshalb wollen wir erstens die Tarifautonomie stärken, zwei-
tens einen flächendeckenden Mindestlohn und drittens die
Aufnahme weiterer Branchen in das Arbeitnehmer-Entsen-
degesetz vorantreiben. Viele Beispiele vergleichbarer Indus-
trieländer zeigen, dass Mindestlöhne kein Wachstums-
hemmnis sind, sondern eher die wirtschaftliche Entwick-
lung stützen. 

Für mehr Bildung und Weiterbildung

Deutschland ist eine Wissensgesellschaft, deren Basis ein
hohes Qualifikationsniveau ihrer Menschen ist. Der Wohl-
stand kann nur erhalten und ausgebaut werden durch
hochwertige Bildung und lebenslanges Lernen. Die fort-
laufende Weiterbildung ist die zentrale Voraussetzung für
Innovationen und für Teilhabe der Menschen. Der oftmals
beklagte Mangel an Facharbeitern sollte in erster Linie
durch verstärkte Anstrengungen in Qualifizierung gedeckt
werden. Die Unternehmen sind stärker in der Verantwor-
tung. Wo wir können, wollen wir die Rahmenbedingungen
für betriebliche Weiterbildung verbessern beispielsweise
über einen besseren Insolvenzschutz für Lebensarbeits-
zeitkonten. 

Darüber hinaus setzen wir auch in der Vermittlung von
Arbeitslosen auf verstärkte Qualifizierung, um die Chan-
cen zu erhöhen. Einen Senkungswettlauf um die nied-
rigsten Beiträge zur Arbeitslosenversicherung zu Lasten
der Qualifizierung lehnen wir ab. Bestehende Programme
der Bundesagentur für Arbeit wie z.B. WeGebAU zur Er-
höhung der Beschäftigungsfähigkeit Geringqualifizierter
sollten auch von den Unternehmen stärker genutzt wer-
den. Weiterbildung ist präventive Arbeitsmarktpolitik, da-
mit Menschen durch ständige Qualifizierung erst gar nicht
arbeitslos werden. 

Fazit

Die Agenda-Politik wirkt und bringt mehr Menschen in Ar-
beit. Deswegen werden wir an der Grundausrichtung un-
serer Politik für mehr Wachstum und Beschäftigung fest-
halten. Hierzu brauchen wir eine behutsame Makropolitik,
bei der auch die Geldpolitik wachstumspolitische Ziele an-
gemessen berücksichtigt. Unsere Wirtschafts- und Finanz-
politik ist durch einen gut ausbalancierten Mix aus angebots-
und nachfrageorientiert gekennzeichnet. Wo Korrekturen
notwendig sind, werden wir sie vornehmen, und zwar im-
mer davon geleitet, was gut für die Menschen ist. Von der
Diskussion, ob eine Maßnahme Korrektur oder Abkehr von
der Agenda-Politik ist, werden wir uns nicht anstecken las-
sen. Sie ist nicht weiterführend. 

Unser Ziel ist, dass möglichst alle Menschen an der wirt-
schaftlichen Entwicklung teilhaben. Deswegen geht es uns

darum, dass möglichst viele Menschen eine Beschäftigung
finden, und zwar möglichst eine gute Arbeit. Gute Arbeit
heißt für die SPD Arbeit, die fair und angemessen bezahlt
ist, die rechtlich abgesichert ist und Mitbestimmung ermög-
licht, die Angebote auf Qualifizierung und Weiterbildung be-
inhaltet, die familienfreundlich ausgestaltet ist und – ganz
wichtig – die nicht krank macht. An dieser Zielvorgabe soll-
ten sich alle beteiligen. Wirtschaftliche Entwicklung ist nur
dann nachhaltig, wenn sie für alle Menschen eine Win-Win-
Situation bringt.
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Jüngste Reformen widersprechen dem
Geist der Agenda 2010

Die Agenda 2010 war Mitte 2003 in doppelter Hinsicht ein
mutiges politisches Programm: Zum einen wurden mit
weitreichenden Reformvorhaben die über Jahrzehnte ent-
standenen Verkrustungen in der Arbeitsmarktpolitik auf-
gebrochen. Dafür griff die Agenda zahlreiche Empfehlun-
gen der Kommission »Moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt« auf, die der damalige Bundeskanzler Gerhard
Schröder Anfang 2002 eingesetzt und die im August 2002
ihren Abschlussbericht vorgelegt hatte. Ohne diese Vor-
arbeiten der so genannten Hartz-Kommission und ohne
den Reformwillen sowohl von Bundeskanzler Schröder als
auch des damaligen Wirtschafts- und Arbeitsministers Cle-
ment wäre die Agenda 2010 politisch nicht durchsetzbar
gewesen.

Die Agenda 2010 ist zum anderen deshalb bemerkens-
wert, weil sie unpopuläre politische Entscheidungen bein-
haltet, deren Früchte erst langfristig geerntet werden kön-
nen. Die meisten Strukturreformen der Agenda 2010 wirken
erst in einem Zeitraum, der weit über den politisch maß-
geblichen Horizont von vier Jahren – bis zur nächsten Bun-
destagswahl – hinausgeht. Eine solche langfristig angeleg-
te Politik, die womöglich in der kurzen Frist noch zu zusätz-
lichen Lasten führt, ist in parlamentarischen Demokratien
schwierig durchzusetzen. 

Die jüngste Debatte über die Verlängerung der Bezugsdau-
er von Arbeitslosengeld für Ältere und die zum Teil noch an-
dauernde Kritik an der Hartz-IV-Gesetzgebung führt vor
Augen, welche politische Standfestigkeit erforderlich ist, um
die unverzichtbaren strukturellen Reformansätze der Agen-
da 2010 beizubehalten. Der Faktor Zeit ist entscheidend,

damit die Maßnahme zum Wohle von Gesellschaft und Wirt-
schaft wirken können. Es steht außer Frage, dass die sozi-
alpolitischen Kernreformen erfolgreich und weiterhin rich-
tungsweisend sind. Die derzeit diskutierten bzw. vom Ge-
setzgeber schon beschlossenen Änderungen widerspre-
chen dagegen dem Geist der Agenda. 

Die Arbeitsmarktreformen der Agenda 2010

Die Diagnose des Patienten »Arbeitsmarkt in Deutschland«
war Anfang des neuen Jahrtausends eindeutig und unum-
stritten: Eine verfestigte und hohe Langzeitarbeitslosigkeit
mit der zunehmenden Gefahr gesellschaftlicher Spannun-
gen. Hauptursache für diese gefahrvolle Entwicklung war ei-
ne unzureichende Arbeitsmarktdynamik, die sich in einer ho-
hen Beschäftigungsschwelle und einer sich über die Kon-
junkturzyklen hinweg aufbauenden Sockelarbeitslosigkeit
niederschlug. Ein überhöhter Kündigungsschutz, ein nicht
hinreichend flexibles Tarifrecht und großzügige, überlang ge-
währte Lohnersatzleistungen führten zu einer Segmentie-
rung des Arbeitsmarktes in Insider mit sicheren Arbeitsplät-
zen und arbeitslose Outsider mit nur geringen Chancen auf
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt. 

Zusammenlegung von Arbeitslosen- und 
Sozialhilfe: Ein ordnungspolitischer Meilenstein

Ein zentrales Problem der damaligen Sozialordnung der
Bundesrepublik Deutschland war das Nebeneinander
von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe. Neben der rein be-
darfsabhängigen Sozialhilfe stand die Arbeitslosenhilfe,
die von der Höhe des zuvor erzielten Einkommens ab-
hängig war. Arbeitslosenhilfe konnte nur beziehen, wer
seit Verlust seines Arbeitsplatzes arbeitsuchend war. Be-
nachteiligt war der relativ kleine Kreis, der aufgrund von
Phasen ohne Erwerbstätigkeit bzw. -fähigkeit durch
Krankheit, Kindererziehung, Pflege etc. in das System
der Sozialhilfe »rutschte«. Diese Ungleichbehandlung war
vor allem deshalb ungerechtfertigt und systemwidrig,
da beide Leistungen – Arbeitslosenhilfe ebenso wie So-
zialhilfe – steuerfinanziert waren. Die Arbeitslosenhilfe war
also eine versicherungsrechtlich begründete, aber steu-
erfinanzierte Leistung – und folglich ordnungspolitisch
äußerst widersprüchlich. Mit diesen ordnungspolitischen
Widersprüchen räumt die Agenda 2010 mit der Zusam-
menlegung von Arbeits- und Sozialhilfe auf. Zudem führt
sie zu einer gerechteren Gestaltung von Sozialleistungen.
Insbesondere die früheren Bezieher von Sozialhilfe stel-
len sich durch die mit Hartz IV eingeführten Leistungen
– wie bspw. höhere Hinzuverdienstmöglichkeiten, Auf-
nahme in die GKV, Zugang zu den meisten arbeitsmarkt-
politischen Leistungen des SGB III – deutlich besser als
unter dem alten Sozialhilferegime. 
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Die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe
war aus ordnungspolitischer Sicht längst überfällig. Sie führ-
te zu einer klaren Abgrenzung der beitragsfinanzierten Ver-
sicherungsleistung Arbeitslosengeld von der steuerfinanzier-
ten, teils bedürftigkeitsorientierten Leistung Arbeitslosenhil-
fe. Damit wurde der Grundsatz anerkannt, dass die Finan-
zierung der Bedürftigkeit bei Langzeitarbeitslosigkeit keine
Aufgabe der Beitragszahler der Arbeitslosenversicherung,
sondern als sozialpolitische Aufgabe aus dem allgemeinen
Steueraufkommen zu realisieren ist. 

Diese ordnungspolitisch richtige Trennung der Aufgaben- und
Finanzierungsverantwortung sieht sich aber immer wieder
fiskalischen Begehrlichkeiten ausgesetzt. Bereits mit der Ein-
führung des Aussteuerungsbetrags, den die BA als Strafzah-
lung für jeden Übertritt vom Arbeitslosengeld zum Arbeitslo-
sengeld II an den Bundeshaushalt zu zahlen hat, wurde die-
ser Grundsatz durchbrochen. Zwar wird mit dem jüngst ver-
abschiedeten Sechsten Gesetz zur Änderung des SGB III die-
se verfassungsrechtlich äußerst bedenkliche Regelung ab-
geschafft. Als Substitut wird jedoch der Eingliederungsbeitrag
eingeführt, der die BA verpflichtet, sich in Höhe von 50% an
den steuerfinanzierten Verwaltungs- und Eingliederungsauf-
wendungen für SGB-II-Leistungsempfänger zu beteiligen. Da-
mit werden leider erneut und systemwidrig die Beitragszahler
zur Finanzierung der Langzeitarbeitslosigkeit herangezogen. 

Die Agenda 2010 und das Arbeitslosengeld

Ein zentraler arbeitsmarktpolitischer Bestandteil der Agenda
2010 war die Verkürzung der Bezugsdauer von Arbeitslosen-
geld für Ältere. Jahrzehntelang – bis in die achtziger Jahre
hinein – lag die Bezugsdauer für alle Versicherten altersun-
abhängig bei zwölf Monaten. Die unter Sozialminister Blüm
erfolgte Verlängerung der Bezugsdauer auf 32 Monate für
Ältere war nur in geringerem Maße eine sozialpolitisch moti-
vierte Wohltat. Vielmehr standen fiskalische Gründe im Vor-
dergrund, da der Bundesfinanzminister die aufgrund der zu-
nehmenden Zahl von Langzeitarbeitslosen steigenden Aus-
gaben für die steuerfinanzierte Arbeitslosenhilfe auf die Bei-
tragszahler der Arbeitslosenversicherung abwälzen wollte. 

Folge der deutlichen Ausweitung der Bezugsdauer des Ar-
beitslosengeldes in den achtziger Jahren sowie verschiede-
ner Brücken in die Frühverrentung (z.B. Altersteilzeit, 58er Re-
gelung, geringe Rentenabschläge bei einem vorzeitigen Ren-
teneintritt) war eine rasch sinkende Erwerbsbeteiligung Älte-
rer, die sich in den neunziger Jahren manifestierte. Der dann
mit dem Konzept »Jung für Alt« erhoffte Rückgang der Ar-
beitslosigkeit trat jedoch nicht ein. Dies lag vor allem daran,
dass nur wenige Stellen ausgeschiedener Älterer mit Jünge-
ren wieder besetzt wurden. Die Altersteilzeit wurde somit
insbesondere bei größeren Unternehmen zum lohnenden
Instrument des Personalabbaus, finanziert von der Gesamt-

heit der Steuer- und Beitragszahler und damit auch der vie-
len kleinen Unternehmen des Handwerks, die wissend um
die Bedeutung älterer Mitarbeiter für den Unternehmenser-
folg diesem Irrweg der Frühverrentung nie gefolgt sind! 

Im Zuge der Hartz-Reformen wurde die Bezugsdauer von Ar-
beitslosengeld für die unter 55-Jährigen einheitlich auf zwölf
Monate reduziert. Weiterhin privilegiert blieben ältere Arbeit-
nehmer über 55 Jahre, die 18 Monate Arbeitslosengeld be-
ziehen können. In der Diskussion um die Verlängerung des
Arbeitslosengeldes bleibt dies meist unerwähnt, ebenso wie
die Tatsache, dass der Übergang von Arbeitslosengeld zu
Hartz IV ohnehin finanziell abgefedert wird. So erhalten Ar-
beitslose, die zuvor Arbeitslosengeld bezogen haben, derzeit
noch immer für zwei Jahre einen degressiv gestaffelten Über-
brückungszuschuss zu den Leistungen nach Hartz IV. Daraus
resultiert für Ältere eine Dauer von insgesamt 42 Monaten seit
Beginn der Arbeitslosigkeit, bis vollständig Hartz IV greift.

In den letzten Jahren hat sich die Situation für Ältere am Ar-
beitsmarkt umgekehrt: Ihre Beschäftigungsquote steigt ste-
tig. Die Reformen der Agenda 2010, der Abbau der o.g.
Frühverrentungsanreize, der gestiegene Druck zur Arbeits-
aufnahme durch Hartz IV sowie die positive wirtschaftliche
Entwicklung in den letzten Jahren haben dazu beigetragen,
dass die Erwerbsbeteiligung Älterer deutlich angestiegen ist.
Das EU-Ziel für 2010, eine Beschäftigungsquote der 55- bis
64-Jährigen von 50%, überschreitet Deutschland bereits
2007 mit rund 52% – ausgehend von einem Niveau von
nur 36% Mitte der neunziger Jahre. Wissenschaftliche Un-
tersuchungen bestätigen immer wieder, dass ein unmittel-
barer Zusammenhang zwischen der Bezugsdauer von Lohn-
ersatzleistungen und der Dauer der Arbeitslosigkeit besteht.
Der wesentliche Grund liegt in der Aktivierungswirkung kur-
zer Bezugsdauern. Je kürzer die Bezugsdauer, desto zügi-
ger bemühen sich Arbeitslose um eine Beschäftigung und
desto eher sind sie bereit, ihre zum Teil aufgrund von Se-
nioritätsprivilegien überhöhten Lohnerwartungen zu senken.
Dass diese positiven arbeitsmarktpolitischen Wirkungen in
der aktuellen politischen Debatte kaum kommuniziert wur-
den, ist in höchstem Maße bedauerlich. 

Das verkannte solidarische Element in der 
Arbeitslosenversicherung 

Die jüngste Debatte um die Verlängerung der Bezugsdau-
er von Arbeitslosengeld für Ältere hat dem Ansehen der Ar-
beitslosenversicherung in der Öffentlichkeit ungerechtfertig-
terweise Schaden zugefügt. Es wurde der Eindruck vermit-
telt, die Beiträge langjährig Versicherter würden verpuffen,
ohne dass die Betroffenen selbst einen Nutzen daraus zie-
hen könnten. Es wurde verkannt und in der Öffentlichkeit
auch nicht vermittelt, dass die Arbeitslosenversicherung in
Deutschland kein Sparmodell, sondern eine Risikoversiche-
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rung ist. Entsprechend entsteht auch kein Anspruch auf Aus-
zahlung der Beiträge. Ein Leistungsanspruch entsteht – wie
bei der Krankenversicherung – ausschließlich im Schadens-
fall, d.h. dem Verlust eines sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigungsverhältnisses. Wie bei anderen Risikoversi-
cherungen auch müssen stets für alle Versicherten die glei-
chen Bedingungen gelten. So erhalten in der Krankenver-
sicherung auch nicht Ältere höhere Leistungen bei dersel-
ben Erkrankung; dies wäre versicherungsmathematisch ab-
surd. Die Bezugsdauer in einen Zusammenhang zur Dauer
der Beitragszahlungen zu stellen, durchbricht aber das we-
sentliche Prinzip einer Risikoversicherung. 

Dass die Arbeitslosenversicherung in Deutschland wesent-
liche solidarische Elemente in sich trägt, ist unumstritten und
sinnvoll. Ein zentrales solidarisches Element in der Arbeits-
losenversicherung ist der Ausgleich von Arbeitslosen mit lan-
gen Versicherungsdauern und Arbeitslosen mit kurzen Ver-
sicherungsdauern – und zwangsläufig auch eine gewisse
Umverteilung zwischen Jung und Alt. Mit einer Verlängerung
der Bezugsdauer für ältere Arbeitslose wird dieses wichtige
solidarische Element der Arbeitslosenversicherung unterlau-
fen. Die im Wesentlichen altersunabhängigen Bezugsdau-
ern ermöglichen derzeit noch jungen Arbeitnehmern trotz
ihrer relativ kurzen, versicherungsmathematisch kalkuliert
nicht ausreichenden Beitragszeiten, bereits nach zwei Jah-
ren Ansprüche in der Arbeitslosenversicherung zu erwer-
ben. Denn nach überschlägigen Berechnungen müsste ein
alleinstehender Durchschnittsverdiener etwa 15 Jahre (bei
einem Beitragssatz von 4,2% bzw. 20 Jahre bei einem Bei-
tragssatz von 3,3%) in die Arbeitslosenversicherung einzah-
len, um einen zwölfmonatigen Leistungsanspruch zzgl. der
Sozialversicherungsbeiträge zu »finanzieren«. Und hierbei
bleiben die sonstigen versicherungsfremden Maßnahmen
der Arbeitsmarktpolitik, die durch die BA finanziert werden
und ca. 40% der Gesamtausgaben umfassen, noch außer
Betracht. Kaum ein privates Versicherungsunternehmen wä-
re bereit, auf dieser Basis eine vergleichbare Arbeitslosen-
versicherung anzubieten. 

Fazit

Ist die Agenda 2010 nun ein Fortschritt oder eher ein Rück-
schritt? Wie jedes politische Programm handelt es sich si-
cherlich nicht um »in Stein gehauene zehn Gebote«, die
unabänderlich sind. An den damit auf den Weg gebrachten
Strukturveränderungen – insbesondere die Zusammenle-
gung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe zum Arbeitslosen-
geld II als auch die Reformen in der Arbeitslosenversiche-
rung – darf aber gleichwohl nicht gerüttelt, und sie dürfen
nicht weiter zum Gegenstand sozialpolitischer Profilierung
gemacht werden. »Sozial ist, was Arbeit schafft« – dieser
Kerngedanke der Agenda 2010 muss weiterhin die Leit-
schnur für Reformen am Arbeitsmarkt sein.

Die jüngsten von der Bundesregierung auf den Weg ge-
brachten Reformen auf dem Arbeitsmarkt werden dieser
Zielsetzung jedoch nicht mehr gerecht. Nicht nur die be-
schlossene Verlängerung der Bezugsdauer des Arbeitslo-
sengeldes für Ältere wird die Beschäftigungschancen Älte-
rer mindern und nicht verbessern. Gleiches gilt für die von
der Bundesregierung beschlossene Schaffung eines drit-
ten Arbeitsmarktes in Form eines Beschäftigungszuschus-
ses für 100 000 Langzeitarbeitslose. Wenn wissenschaftli-
che Evaluierungen von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen En-
de der neunziger Jahre bereits eindeutig belegen, dass die
Teilnahme an ABM die Chancen auf reguläre Arbeit vermin-
dert anstatt erhöht, so wird dies erst recht für die mit dem
Beschäftigungszuschuss geförderten schwer vermittelba-
ren Langzeitarbeitslosen gelten. Faktisch werden diese in
dauerhaft massiv geförderte künstliche Beschäftigungsver-
hältnissen abgeschoben, ohne dass eine Rückkehr auf den
ersten, regulären Arbeitsmarkt zu erwarten ist. Öffentlich ge-
förderte Beschäftigung schafft keine Arbeit, sondern vermin-
dert die Beschäftigungschancen der geförderten Teilnehmer
und führt regelmäßig zur Verdrängung regulärer Arbeits-
plätze – wie die vielen leidvollen Erfahrungen des Handwerks
mit ABM und Ein-Euro-Jobs zeigen. 

Diese Aufblähung künstlicher Beschäftigung widerspricht
nicht nur dem Geist der Agenda 2010, sondern auch der
von der Bundesregierung selbst gemachten Ankündigung,
den arbeitsmarktpolitischen Instrumentenkasten bis Ende
dieses Jahres grundlegend zu bereinigen und abzubauen.
Angesichts der zahlreichen neuen Instrumente, die alleine in
diesem Jahr in das SGB III eingebracht wurden, könnte die
Kluft zwischen politischer Ankündigung und gesetzgeberi-
scher Wirklichkeit nicht größer sein. Dabei hat die Agenda
2010 bereits aufgezeigt, wie der Irrweg einer sich in Aktio-
nismus verlierenden aktiven Arbeitsmarktpolitik verlassen
werden sollte. Es gilt, die Bundesagentur für Arbeit von den
Fesseln gesetzlich detailliert festgeschriebener arbeitsmarkt-
politischer Instrumente zu befreien und dafür den Arbeits-
agenturen vor Ort einen weiten Ermessensspielraum für die
Festlegung und Durchführung arbeitsmarktpolitischer Leis-
tungen einzuräumen. Der von der Bundesagentur konse-
quent verfolgte Ansatz der Wirkung und Wirtschaftlichkeit
ist die beste Gewähr dafür, dass es zu einem effizienten
Mitteleinsatz kommen wird. 

Vertrauen in die arbeitsplatzschaffende Wirkung der sozia-
len Marktwirtschaft, Vertrauen in eine auf die Kernleistungen
zurückgeführte Arbeitslosenversicherung, Vertrauen in eine
im Wettbewerb stehende, effizient arbeitende Bundesagen-
tur für Arbeit – dieses Vermächtnis der Agenda 2010 ist die
unverändert gültige Richtschnur für künftige Reformen am
Arbeitsmarkt. 
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Ungerechte Gerechtigkeit

Am 16. November 2007 hat der Bundestag mit der Mehr-
heit von Union und SPD die Verlängerung des Arbeitslo-
sengeldes I (Alg I) für Ältere beschlossen. Mit dieser Verlän-
gerung steigt die Bezugsdauer von Alg I für über 50-Jähri-
ge Arbeitslose mit mindestens 30 Beitragsmonaten auf
15 Monate, für über 55-Jährige mit mindestens 36 Versi-
cherungsmonaten auf 18 Monate und für über 58-Jährige
mit mindestens 48 Versicherungsmonaten auf 24 Monate.
Die Verlängerung des Alg I stellt einen weiteren Schritt in ei-
ner Reihe von Veränderungen der Bezugsdauer von Arbeits-
losengeld für ältere Arbeitslose dar. Bis Ende 1984 wurde
das Arbeitslosengeld für alle gemeldeten Arbeitslosen für
maximal zwölf Monate gewährt. Von 1985 bis 1987 wurde
die Bezugsdauer für Ältere unter der Regierung von Kanz-
ler Kohl sukzessive verlängert. Ab Juli 1987 konnten Arbeits-
lose ab einem Alter von 43 Jahren bis zu 18 Monate, ab ei-
nem Alter von 44 Jahren bis zu 22, mit Vollendung des
49. Lebensjahrs bis zu 26 und mit 55 Jahren gar bis zu
32 Monate lang Arbeitslosengeld beziehen. 

Mit dem dramatischen Anstieg der Arbeitslosigkeit in den
neunziger Jahren wurden diese Regelungen teilweise wie-
der zurückgenommen. Ab 1997 hatten nur noch über 
57-Jährige Anspruch auf bis zu 32 Monate Arbeitslosen-
geld. Im Umfeld der Agenda 2010 und den damit verbun-
denen Hartz-Gesetzen kam es dann zu einer einschnei-
denden Verkürzung der Bezugszeiten von Arbeitslosengeld.
Mit Wirksamkeit zum 1. Februar 2006 hatten nur noch über
55-Jährige Arbeitslose Anspruch auf verlängerte Bezugs-
zeiten. Sie konnten bis zu 18 Monate lang Alg I erhalten.
Mit der jetzigen Entscheidung wurde diese Verkürzung al-
lerdings relativ rasch wieder zurückgenommen. 

Soziale Gerechtigkeit?

Wie so häufig in diesen Tagen wird die Verbesserung der so-
zialen Gerechtigkeit in Deutschland als Begründung für die-
se Maßnahme herangezogen. Mit der Gesetzesänderung –
so die Vertreter der Koalition – würde dem Umstand Rech-
nung getragen, dass Ältere stärker von Arbeitslosigkeit be-
droht seien als Jüngere. Es wäre nur gerecht, wenn diejeni-
gen, die lange in die Arbeitslosenversicherung eingezahlt hät-
ten, länger das im Vergleich zu Alg II höhere Alg I beziehen
könnten. Bereits die Verlängerung der Bezugsdauer von Ar-
beitslosengeld in den achtziger Jahren wurde vom damali-
gen Arbeitsminister Blüm mit der Erhöhung der sozialen Ge-
rechtigkeit begründet. Damals dürften aber eher finanzpoliti-
sche Gründe für diese Maßnahme ausschlaggebend gewe-
sen sein. Aufgrund der längeren Finanzierung des Arbeitslo-
sengeldes durch die Beitragszahler wurden insbesondere Ein-
sparungen bei der steuerfinanzierten Arbeitslosenhilfe reali-
siert. Diese eingesparten Mittel konnten wiederum in die not-
leidende Rentenversicherung umgeleitet werden. 

Diesmal sind jedoch nicht finanzielle Nöte und die trickrei-
che Verschiebung von Steuermitteln in unterschiedliche So-
zialversicherungskassen für den Beschluss verantwortlich.
Es drängt sich vielmehr der Verdacht auf, dass er überwie-
gend auf opportunistisches Verhalten der verantwortlichen
Politiker zurückzuführen ist, die sich angesichts einer sich
differenzierenden Parteienlandschaft und anstehender Wah-
len ein soziales Profil geben wollen, um so ihre Wahlchan-
cen zu verbessern.

Man schadet denjenigen, denen man helfen
möchte, …

Wirtschaftswissenschaftler haben die neuerliche Verlänge-
rung des Alg I für Ältere nahezu einhellig als arbeitsmarkt-
und ordnungspolitischen Sündenfall verurteilt. Dem Stand
der arbeitsökonomischen Literatur zufolge führt eine Verlän-
gerung der Bezugszeiten – unabhängig von dem gewähl-
ten theoretischen Modellrahmen – zu einer durchschnittlich
längeren Arbeitslosigkeitsdauer und damit zu einer höhe-
ren durchschnittlichen Arbeitslosigkeit. Intuitiv kann dieses
Ergebnis darauf zurückgeführt werden, dass bei gegebe-
ner Lohnersatzrate eine Verlängerung der Bezugszeiten von
Arbeitslosengeld zu einer Verringerung der Kosten einer län-
geren Stellensuche führt, bzw. zu einer Verringerung der Kos-
ten, die mit der Ablehnung eines Stellenangebots und der
Suche nach eine besseren Stelle verbunden sind. Aufgrund
dieser geringeren Kosten erhöht sich der Anreiz, nicht un-
mittelbar ein Stellenangebot anzunehmen, sondern länger
nach einer Stelle zu suchen. 

Volkswirtschaftlich kann eine nicht zu knapp bemessene
Dauer der Gewährung von Arbeitslosengeld jedoch durch-
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aus sinnvoll sein, wenn damit eine besse-
re Zuordnung der Arbeitslosen auf Stellen
verbunden ist, die ihren jeweiligen Fähig-
keiten entsprechen. Diese Effizienzgewin-
ne fallen insbesondere zu Beginn einer Ar-
beitslosigkeitsperiode an, nehmen jedoch
mit zunehmender Arbeitslosigkeitsdauer
ab. Ihnen stehen darüber hinaus Human-
kapitalverluste gegenüber, die mit zuneh-
mender Arbeitslosigkeitsdauer stark an Be-
deutung gewinnen. Daher sollte aus theo-
retischer Sicht Arbeitslosengeld nicht zu
lange gewährt werden, um eine möglichst
schnelle Wiederaufnahme einer Beschäfti-
gung zu befördern. 

Können diese theoretischen Überlegungen
auch empirisch bestätigt werden? Vertreter
einer Verlängerung der Bezugszeiten von Alg I
behaupten häufig, dass der beobachtete
Rückgang der Arbeitslosigkeit ausschließlich
der guten konjunkturellen Situation geschuldet sei – die Re-
formen hätten jedoch keinen ursächlichen Effekt auf die Ar-
beitslosigkeit gehabt. Im Rückkehrschluss müsse man mit
der beschlossenen Verlängerung der Bezugsdauer von Alg I
für Ältere keinen Anstieg der Arbeitslosigkeit der begünstig-
ten Personengruppe befürchten. Dieses Argument kann mit
den vorliegenden aggregierten Arbeitslosigkeitsdaten für ein
jedes Land für sich genommen nur schwer entkräftet wer-
den. Mit solchen Daten ist es empirisch unmöglich, den An-
teil des Rückgangs der Arbeitslosigkeit, der auf die Kon-
junktur zurückzuführen ist, von dem Anteil zu trennen, der
sich in Folge der Arbeitsmarktreformen ergeben hat. Eine
derartige Analyse wird darüber hinaus dadurch erschwert,
dass mit der Veränderung des SGB II eine intertemporale
Analyse über einen längeren Zeitraum – insbesondere für ver-
schiedene Altersgruppen – erschwert wird.1

Trotz dieser Probleme lässt sich doch schließen, dass die-
ses Argument wenig plausibel ist. Verfechter der Hypothe-
se eines ausschließlich konjunkturellen Rückgangs der Ar-
beitslosigkeit müssten erklären, warum schon kurz nach In-
krafttreten der Arbeitsmarktreformen ein spürbarer Rück-
gang der Erwerbslosigkeit von Älteren und Langzeitarbeits-
losen beobachtet werden konnte – also zu einer Zeit, in
der ein Konjunkturaufschwung noch lange nicht sichtbar
war (vgl. Abb. 1). Darüber hinaus müssten sie plausibel er-
klären, welche besonderen Eigenschaften der derzeitigen
konjunkturellen Entwicklung dazu führen, dass insbeson-
dere die Nachfrage nach älteren Arbeitskräften vergleichs-
weise stark angestiegen ist. Seit März 2006 ist ein im Ver-
gleich zu den 15- bis unter 55-Jährigen stärkerer Rückgang

der Arbeitslosenquote der über 55-Jährigen zu verzeich-
nen. Im September 2007 verringerte sich die Arbeitslosen-
quote der 55- bis unter 65-Jährigen um 3,7 Prozentpunk-
te gegenüber dem Vorjahresmonat, die der 15- bis unter
55-Jährigen jedoch nur um 2,0 Prozentpunkte (vgl. Abb. 1).
Schließlich haben die bisher vorliegenden wissenschaftli-
chen Evaluationen der Hartz-Gesetze durch unabhängige
Forschungseinrichtungen gezeigt, dass einige Maßnahmen
der aktiven Arbeitsmarktpolitik (insbesondere Weiterbil-
dungsmaßnahmen, das Überbrückungsgeld sowie die Exis-
tenzgründer- und Eingliederungszuschüsse) positive Wir-
kungen haben.2

Selbst wenn man auf Daten verschiedener Länder oder auf
Individualdaten zurückgreifen kann, ist die Identifikation des
kausalen Effektes einer Verlängerung der Bezugsdauer von
Lohnersatzleistungen auf die Arbeitslosigkeit bzw. deren
Dauer ein schwieriges Unterfangen. Wie bei jeder empiri-
schen Analyse in den Sozialwissenschaften besteht das Pro-
blem, dass man für die Schätzung dieses kausalen Effek-
tes die sog. kontrafaktische Situation beobachten müsste,
d.h. die Höhe der Arbeitslosigkeit oder Arbeitslosigkeitsdau-
er, die entstanden wäre, hätte es die Verlängerung der Be-
zugsdauer von Arbeitslosengeld nicht gegeben. Diese Si-
tuation kann jedoch nicht beobachtet werden. Da in den So-
zialwissenschaften Experimente – wie bspw. in den Natur-
wissenschaften – zumeist nicht durchgeführt werden kön-
nen, muss diese Situation daher unter Verwendung von mehr
oder weniger plausiblen Annahmen (sog. Identifikationsan-
nahmen) aus den vorliegenden Daten konstruiert werden.
Die Verwendung unterschiedlicher Annahmen kann jedoch
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Quelle: RWI.
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Abb. 1

1 Insbesondere sind die Arbeitslosenquoten ab 2005 nur schwer mit den-
jenigen vor 2005 vergleichbar. Zur Problematik der Arbeitsmarktstatistik
im Umfeld der Einführung des SGB II vgl. Bundesagentur für Arbeit (2004).

Quelle: Angaben der Bundesagentur für Arbeit, Berechnungen des Autors. Die Arbeitslosenquoten werden
auf der Basis einer aus sozialversicherungspflichtig Beschäftigten und Arbeitslosen berechneten Bezugsgrö-
ße ermittelt. Dabei wird die Summe aus sozialversicherungspflichtig Beschäftigten und Arbeitslosen im Juni
des Jahres t – 1 für das gesamte Jahr t als Nenner verwendet.

2 Einen Überblick der Ergebnisse der wissenschaftlichen Evaluation der ak-
tiven Arbeitsmarktpolitik liefert das Jahresgutachten des Sachverständi-
genrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2007).
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wiederum zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen führen. Es
ist daher nicht verwunderlich, dass die vorliegende empiri-
sche Evidenz zu den Effekten einer verlängerten Bezugs-
dauer von Lohnersatzleistungen zu differierenden Ergebnis-
sen gelangt.

Trotz dieser konzeptionellen Probleme lassen sich empi-
risch abgesicherte Erkenntnisse der Wirkungen einer Ver-
längerung der Bezugsdauer von Lohnersatzleistungen ge-
winnen, wenn verschiedene empirische Studien unter Ver-
wendung unterschiedlicher Identifikationsannahmen, Da-
ten und/oder für verschiedene Zeiträume oder Analysen mit
den plausibelsten Identifikationsannahmen tendenziell zu
ähnlichen Ergebnissen kommen. In beiden Fällen ist die
Schlussfolgerung aus den einschlägigen empirischen Stu-
dien vergleichsweise eindeutig: Eine Verlängerung der Be-
zugszeiten von Arbeitslosengeld führt zu einer Erhöhung
der Arbeitslosigkeitsdauer bzw. Arbeitslosigkeit. Vor dem
Hintergrund dieser Evidenz kann durchaus bezweifelt wer-
den, dass der Beschluss des Bundestages vom 16. No-
vember 2007 wirklich zu einer Verbesserung der sozialen
Gerechtigkeit führt. Vielmehr muss man davon ausgehen,
dass man mit der neuerlichen Verlängerung der Bezugszei-
ten des Alg I für Ältere gerade denjenigen schadet, denen
man helfen möchte, da man auf Basis der vorliegenden
Erkenntnisse davon ausgehen muss, dass aufgrund die-
ser Maßnahme ausgerechnet in dieser Personengruppe die
Arbeitslosigkeit ansteigt.

... gefährdet die Wirksamkeit anderer 
Politikmaßnahmen, …

Weitere Argumente legen nahe, dass die Verlängerung der
Bezugszeiten von Alg I zumindest aus volkswirtschaftlicher
Sicht als politische Fehlentscheidung eingestuft werden
muss. Zum einen gefährdet der Beschluss die Wirksamkeit
anderer Politikmaßnahmen. Die Wirksamkeit der Maßnah-
men der Arbeitsmarktreformen, die im Umfeld der Agenda
2010 umgesetzt wurden, hängt essenziell vom Prinzip »För-
dern und Fordern« ab. Schwächt man eine Seite dieses Prin-
zips, gefährdet man die Wirksamkeit der anderen Seite. Es
ist daher zu bezweifeln, dass eine verstärkte Verpflichtung
der Älteren zur Teilnahme an Maßnahmen der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik die negativen Auswirkungen einer Verlän-
gerung der Bezugszeiten kompensieren kann. 

Darüber hinaus wäre es naiv, davon auszugehen, dass sich
die Unternehmen bei einer konjunkturellen Abschwächung
– die mit Sicherheit irgendwann kommen wird – nicht wie-
der vermehrt von ihren älteren Mitarbeitern verabschieden
werden, um einen »sozialverträglichen« Abbau ihrer Beschäf-
tigung vorzunehmen. Dies würde wohl, wie schon in der Ver-
gangenheit, bei der nächsten Konjunkturabschwächung
zu einem überproportionalen Anstieg der Arbeitslosigkeit Äl-

terer und einem Anstieg der Frühverrentung führen (vgl.
bspw. Lüdemann und Wilke 2004). Dadurch würden wie-
derum alle Bemühungen konterkariert, angesichts des de-
mographischen Wandels und der damit erwarteten Proble-
me für die Rentenversicherung die durchschnittliche Lebens-
arbeitszeit zu verlängern. Der Hinweis auf mögliche politi-
sche Maßnahmen, die eine derartige Reaktion der Unter-
nehmen verhindern können, ist unglaubwürdig, da es na-
hezu unmöglich ist, derartige Maßnahmen effektiv durch-
zusetzen. 

… unterschätzt die Kosten …

Fakt ist jedenfalls, dass die Kosten einer Verlängerung der
Bezugszeiten des Alg I bezahlt werden müssen. Dabei kann
man nur dann von den geschätzten Kosten in Höhe von le-
diglich ca. 1 Mrd. € ausgehen, wenn man eine mögliche
Erhöhung der Arbeitslosigkeit, die eine Verlängerung der Be-
zugszeiten von Alg I aller Wahrscheinlichkeit zur Folge ha-
ben wird, unter den Tisch fallen lässt. Berücksichtigt man
die potentiellen indirekten Kosten, wie bspw. die Kosten ei-
ner höheren Frühverrentungsquote, sowie die möglichen
Opportunitätskosten, d.h. den Verzicht auf mögliche posi-
tive Beschäftigungseffekte, die mit einer alternativen Ver-
wendung der Mittel erzielt werden könnten, fallen die Kos-
ten dieser politischen Entscheidung eindeutig höher aus. Die
Kosten der Verlängerung der Bezugsdauer von Alg I sollen
größtenteils von der Bundesagentur für Arbeit aufgebracht
werden. Somit werden die Kosten überwiegend von den
jetzt Arbeitslosen, für die entsprechend weniger Geld für Ein-
gliederungsmaßnahmen zur Verfügung stehen werden, und
den Beitragszahlern getragen, denen eine entsprechende
Beitragssenkung vorenthalten wird. 

… und begeht einen ordnungspolitischen Fehler

Schließlich muss die Entscheidung auch aus ordnungspo-
litischen Gründen abgelehnt werden. Die Arbeitslosenver-
sicherung ist – ähnlich zu einer Feuer- oder Kfz-Versiche-
rung – eine Risikoversicherung, bei der die Leistungen im
Schadensfall (der Arbeitslosigkeit) unabhängig von der Dau-
er der Beitragszahlungen gewährt werden. Die Verlängerung
der Bezugsdauer von Alg I für Ältere widerspricht diesem
grundlegenden Prinzip einer Risikoversicherung. Dabei un-
terscheidet sich die Versicherung gegen den Einkommens-
ausfall bei Arbeitslosigkeit jedoch in wichtigen Teilen von pri-
vaten Risikoversicherungen, die dazu führen, dass private
Versicherungsunternehmen eine Arbeitslosenversicherung
niemals anbieten würden. Sie muss daher vom Staat bereit-
gestellt werden. Aufgrund dieser Unterschiede ist es auch
vollkommen verfehlt, die Verlängerung der Bezugszeiten von
Alg I mit einer Prämie zu vergleichen, die gewährt wird, wenn
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der Versicherte lange Beiträge gezahlt hat, ohne dass der
Schadensfall eingetreten ist. 

Ein derartiger Vergleich hinkt aus mehreren Gründen. Bei ei-
ner privaten Risikoversicherung, wie der Kfz-Versicherung,
kann der Versicherte durch entsprechendes Verhalten, et-
wa durch eine vorsichtige Fahrweise, die Wahrscheinlichkeit
des Eintritts eines Schadenfalls beeinflussen. Bei der Ar-
beitslosigkeit ist dies nicht der Fall, sofern man davon aus-
geht, dass Personen üblicherweise nicht durch eigenes Ver-
schulden arbeitslos werden. Die Bindung der Dauer des Be-
zugs von Alg I an die geleisteten Beitragszahlungen muss
daher als höchst unsolidarisch eingestuft werden. Darüber
hinaus würde bei der Arbeitslosenversicherung die Prämie
gerade dann ausbezahlt, wenn ein Dritter den Schadensfall
herbeiführt. Die Erfahrung hat gezeigt, dass Unternehmen
die verlängerte Bezugsdauer von Arbeitslosengeld für Älte-
re in Verbindung mit den gesetzlichen Regelungen zur Früh-
verrentung verwenden, um eventuell notwendige Anpassun-
gen ihrer Beschäftigung durch verstärkte Entlassungen von
Älteren vorzunehmen, da dies als ein vergleichsweise sozi-
alverträglicher Beschäftigungsabbau angesehen wird. Eine
private Risikoversicherung würde eine derartige Möglichkeit
niemals zulassen. Man kann sich kaum vorstellen, dass bei
einer Feuerversicherung im Schadensfall zusätzlich zur Er-
stattung der Schäden eine Prämie ausbezahlt wird, wenn
ein Dritter das Haus angezündet hat. 

Fazit

Als neutraler Beobachter kann man den Reflex durchaus
verstehen, bei vollen Kassen einer wichtigen Wählerklientel
Geschenke zu machen. Sowohl aus arbeitsmarkt- als auch
aus ordnungspolitischer Sicht muss jedoch die Entschei-
dung, die mögliche Bezugsdauer von Alg I für Ältere zu ver-
längern, als Fehlentscheidung eingestuft werden. Man kann
den verantwortlichen Politikern nur wünschen, dass die Wäh-
ler nicht realisieren werden, dass ihnen damit ein Bärendienst
erwiesen wird. Denn aller Voraussicht nach schadet man mit
dieser Entscheidung gerade denjenigen, denen man mehr
soziale Gerechtigkeit zukommen lassen möchte. 
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Das Anfang 2006 in Kraft getretene »Me-
dium to Long-term Program on Techno-
logical and Scientific Development (MLP)«
bezeichnet das zentrale strategisch-pro-
grammatische Dokument zur Ausgestal-
tung der chinesischen Forschungs- und
Innovationslandschaft bis zum Jahr 2020.
Das MLP steht in einer langen Reihe stra-
tegischer Pläne, die die Entwicklung des
chinesischen Innovationssystems zum
Ziel hatten. Zwischen 1982 und 2004 sind
insgesamt elf strategische Pläne initiiert
worden, die sowohl den Auf- und Aus-
bau der Forschungs- und Entwicklungs-
strukturen als auch die Akteure in den ver-
schiedenen Phasen des Forschungs- und
Innovationsprozesses unterstützen soll-
ten. Ziel ist, China bis zum Jahr 2020 in
eine innovationsorientierte Gesellschaft
zu transformieren und das Land bis 2050

zum Weltführer in Wissenschaft und
Technik aufzubauen. Mit Hilfe indigener,
also eigenständiger Innovationsleistun-
gen soll China führende Positionen in den
neuen, wissenschaftsbasierten Industrien
einnehmen. Zu diesem Zweck sollen die
nationalen Investitionen in Forschung und
Entwicklung (FuE) von 1,34% des Brut-
toinlandsprodukts (BIP) 2005 auf über
2,5% des BIP 2020 angehoben werden.
Der Beitrag des technologischen Fort-
schritts zum Wirtschaftswachstum soll
auf bis zu 60% ansteigen, während die
Abhängigkeit von ausländischen Techno-
logieimporten auf unter 30% geführt wer-
den soll. Bis zum Jahr 2020 soll China
außerdem im Hinblick auf die Anzahl der
in chinesischer Hand befindlichen Patent-
rechte und in der Zahl der internationa-
len Veröffentlichungen zu den fünf führen-
den Nationen gehören.

Die Formulierung dieser hoch ambitionier-
ten Ziele erfolgt keineswegs aus einer Po-
sition der Stärke heraus, sondern stellt
sich bei näherer Betrachtung als ein aus
der Not geborener Versuch zur Mobilisie-
rung nationaler Kräfte dar. Die chinesische
Regierung hat sich das Ziel gesetzt, im
Zeitraum zwischen 2000 und 2020 das
BIP des Landes zu vervierfachen und die
Gesellschaft in »bescheidenen Wohl-
stand« zu führen. Im Rahmen dieses
Wachstums- und Entwicklungsprozesses
sollen zudem einerseits die regionalen Ein-
kommens- und Wohlfahrtsunterschiede
reduziert und andererseits der Verbrauch
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von Ressourcen und die Belastung der Umwelt mit Schad-
stoffen nur deutlich unterproportional ansteigen. Die Ener-
gieintensität der volkswirtschaftlichen Leistungserbringung
soll halbiert werden. Genau diese Zielparameter sind nun
aber während der ersten fünf Jahre der 20-jährigen Plan-
periode (10. Fünf-Jahresplan, 2001–2005) dramatisch ver-
fehlt worden.

Defizite des chinesischen 
Innovationssystems

Dass die chinesische Regierung auch von ihrem bisherigen
forschungspolitischen Planungssystem abweicht und mit
dem MLP eine Art technologischen Masterplan vorgelegt
hat, lässt darauf schließen, dass die existierenden Pläne bis-
lang nicht die Wirkungen erzielt haben, die man erreichen
wollte. Insbesondere können drei Schwachpunkte identifi-
ziert werden (vgl. Cao et al. 2006)

– Trotz des starken Ausbaus der Wissenschaftseinrichtun-
gen und der massiven Steigerung des Forschungsperso-
nals sind die Leistungen des Wissenschaftssystems hin-
ter den Erwartungen zurückgeblieben. Viele der besten
Köpfe machten ihre Karriere im Ausland, und diejenigen,
die zurückkamen, erfüllten oftmals nicht die in sie gesetz-
ten Erwartungen. Zwar hat sich der Output an wissen-
schaftlichen Artikeln stark erhöht, doch ihre Relevanz, ge-
messen an der Zahl der Zitationen, ist relativ gering.

– Die Innovationsleistung der Industrie ist weithin schwach
geblieben, auch wenn die Patentaktivitäten in den ver-
gangenen Jahren stark zugenommen haben. Die Abhän-
gigkeit von ausländischer Technologie ist in den letzten
20 Jahren permanent gewachsen. Die Fähigkeit, eigen-
ständige Innovationen hervorzubringen, ist nach wie vor
wenig ausgeprägt. Die schwache Innovationsleistung ist
vor allem dort augenfällig, wo es um die Lösung drän-
gender nationaler Probleme geht, z.B. in den Bereichen
Energie, Wasserversorgung, Umweltschutz und Gesund-
heit. Bislang ist es nicht gelungen, diese gesellschaftli-
chen Bedarfsfelder auch nur annähernd mit einheimischer
Technologie zu decken.

– Der vielleicht entscheidende Anstoß zur Forcierung der
wissenschafts- und technologiepolitischen Anstrengun-
gen kommt von der Verteidigungspolitik. Auch wenn Chi-
na über Atomwaffen verfügt und international beachtete
Erfolge in der Raumfahrt vorzuweisen hat, ist seine tech-
nologische Fähigkeit, Rüstungsgüter auf der Basis origi-
närer FuE herzustellen, begrenzt. Ebenso wie in der zivi-
len Produktion basiert die moderne Rüstungstechnik pri-
mär auf importierter Technologie. 

Auf der Grundlage dieser Problemanalyse wurde im MLP
das Leitbild der Hervorbringung »eigenständiger Innovatio-
nen« und der Erzielung von »Durchbrüchen« als zentrales

Ziel der chinesischen Technologiepolitik formuliert. Zur Um-
setzung wurden prioritäre Forschungs- und Handlungsfel-
der definiert, auf denen Wissenschaft und Wirtschaft tätig
werden sollen. Dabei handelt es sich weitgehend um Wis-
senschafts- und Technologiegebiete, die auch in den fort-
geschrittenen Industrieländern im Mittelpunkt des Interes-
ses stehen.2

Auch das im MLP für die Förderung des nationalen Innova-
tionssystems zur Verfügung stehende Instrumentarium ist
mit den Förderansätzen Deutschlands und anderer Indus-
trieländer vergleichbar. Im Unterschied zu Deutschland hat
China jedoch ein umfangreiches System steuerlicher FuE-
Förderung entwickelt. Es besteht aus Steuerfreibeträgen so-
wie -zulagen, Steuerbefreiung neu gegründeter High-Tech-
Unternehmen, Abschreibungserleichterungen, Importzoll-
befreiung und Steuererleichterungen von Risikokapitalge-
sellschaften. Darüber hinaus werden innovative Unterneh-
men im Rahmen der öffentlichen Beschaffung gefördert. Be-
trachtet man die Ziel-Mittel-Struktur der industrienahen FuE-
Förderung, so ist zunächst festzustellen, dass insbesonde-
re das MLP ein zentrales Problem des chinesischen Inno-
vationssystem ins Visier nimmt: die bislang geringe originä-
re Innovationsleistung des verarbeitenden Gewerbes. 

Grundsätzlich sind die von der chinesischen FuE-Politik ge-
wählten Instrumente geeignet, Innovationsdefizite abzubau-
en, lässt man generelle Argumente gegen die FuE-Förde-
rung wie Mitnahmeeffekte und Rent-Seeking-Verhalten, wie
sie auch in den Industrieländern diskutiert werden, außer
Betracht. Die Kombination aus steuerlicher Förderung, FuE-
Zuschüssen, Risikokapital- und Gründungshilfen, basierend
auf einem massiven Ausbau des Wissenschafts- und Bil-
dungssystems sowie der Grundlagenforschung, kann not-
wendige Impulse an die Akteure des Innovationssystems,
insbesondere an die Unternehmen, geben.

Stark wachsende FuE-Ressourcen

Die Ressourcen, die China für die Durchführung von FuE in
Unternehmen und Forschungseinrichtungen einsetzt, sind
im Vergleich zu Deutschland schon heute sehr hoch. Seit
etwa einer Dekade hat das Land seine Ausgaben für For-
schung und Entwicklung massiv ausgeweitet. Allein zwi-
schen 2000 und 2005 erhöhten sich die FuE-Ausgaben
durchschnittlich um gut 20% pro Jahr. (vgl. Tab. 1). In die-
sem Zeitraum überholte China Deutschland bezüglich der
absoluten FuE-Ausgaben.3 Nur Japan und die USA gaben
2005 noch mehr für FuE aus. Mittlerweile dürfte sich China
hinter den USA an Japan vorbei auf Rang 2 vorgeschoben

2 Fortgeschrittene Energietechnologie, fortgeschrittene Produktionstechnik,
Weltraumtechnik, Biotechnologie, Informationstechnologie, Lasertechno-
logie, Neue Materialien.

3 Gemessen in nominalen US-Dollar Kaufkraftparitäten.
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haben. Werden die bisherigen Wachstumsraten beibehal-
ten, dürfte das Land in absehbarer Zeit Platz 1 vor den USA
einnehmen. Lediglich im Unternehmenssektor ist der Ab-
stand zwischen USA und China gegenwärtig noch relativ
groß. In dem betrachteten Zeitraum wuchsen die chinesi-
schen FuE-Ressourcen etwa doppelt so schnell wie die ge-
samtwirtschaftliche Leistung des Landes. Die FuE-Ausga-
benintensität stieg dadurch von 0,90% auf 1,34%. Sie liegt
aber nach wie vor deutlich hinter den großen Industrielän-
dern zurück. Deutschland und die USA hatten 2005 eine et-
wa doppelt so hohe FuE-Intensität wie China, Japan hatte
sogar das zweieinhalbfache Intensitätsniveau. 

Gemessen an der Anzahl der Forscher hat-
te China Japan schon im Jahr 2000 über-
holt. Im Vergleich zu Deutschland verfügte
China 2005 über die vierfache Forscherzahl.
Es ist nur noch eine Frage der Zeit, bis Chi-
na mehr Forscher beschäftigt als die Verei-
nigten Staaten. Dies gilt auch dann, wenn
man berücksichtigt, dass die chinesischen
Daten bezüglich der Forscherzahl überhöht
sind, weil sie nicht, wie bei den anderen Län-
dern, auf Grundlage der Frascati-Definition,
sondern der weiter gefassten UNESCO-De-
finition erhoben werden. Wie bei den FuE-
Ausgaben ergeben sich auch beim For-
schungspersonal völlig andere Relationen,
wenn man im Ländervergleich die Größen-
effekte eliminiert. Auf jeweils 1 000 Erwerbs-
tätige entfallen in China bislang nur 1,2 For-
scher, in Deutschland beträgt die entspre-
chende Forscherzahl 7,0, in den USA 9,7 und
in Japan 11,0. Trotz der größenbedingt ho-
hen FuE-Ausgaben- und Forschervolumina
befindet sich die FuE-Intensität Chinas so-
mit auf einem relativ niedrigen Niveau, das
sich teilweise unter dem Niveau anderer Ent-
wicklungs- und Schwellenländer bewegt.4

Im Unternehmenssektor wuchsen die chine-
sischen FuE-Ausgaben noch stärker als im
Land insgesamt. Dasselbe gilt für den Zu-
wachs an Forschern. Die gesamten nationa-
len FuE-Leistungen werden gegenwärtig zu
etwa zwei Dritteln in Unternehmen erbracht,
20% entfallen auf außeruniversitäre For-
schungseinrichtungen und etwa 10% auf
Hochschulen. Damit ist der Unternehmens-
sektor ähnlich stark in das nationale Innova-
tionssystem involviert wie der Durchschnitt
der OECD-Länder (68%) und Deutschland
(69%). Dies lässt auf den ersten Blick dar-
auf schließen, dass chinesische Unterneh-
men ähnlich FuE-basiert und damit letztlich
auch innovativ sind wie die Unternehmen in

Industrieländern. Tatsächlich lassen aber tiefer gehende Ana-
lysen des chinesischen Innovationssystems diesen Schluss
nicht zu. Sowohl Daten des chinesischen Ministeriums für
Wissenschaft und Technologie (MOST) als auch Einschät-
zungen chinesischer Gesprächspartner sowie deutscher Un-
ternehmen, die seit vielen Jahren in China produzieren, deu-
ten darauf hin, dass der weitaus größte Teil der FuE-Aus-
gaben in China für konstruktive Entwicklungsaufgaben so-
wie für Weiterentwicklungen und Anpassungen bestehen-

Tab. 1 

Entwicklung der FuE-Ressourcen in China  
im Vergleich zu ausgewählten Industrieländern 2000–2005  

 2000 2005 

Durchschn. 
Veränd. 

in %. p.a. 
1. FuE-Ausgaben gesamt 
    (in Mill. US-Dollara))

China 44 774,5 115 196,9 20,8 
Deutschland 51 572,5 62 493,2 3,9 
Japan 98 783,0 130 745,4 5,8 
USA 267 767,5 324 464,5 3,9 

2. FuE-Ausgaben  
    gesamt/BIP (%)    

China 0,90 1,34
Deutschland 2,45 2,46
Japan 3,04 3,33
USA 2,74 2,62

3. FuE-Ausgaben der Unter- 
    nehmen (in Mill. US-Dollara))    

China 26 847,0 78 702,1 24,0 
Deutschland 36 270,6 43 297,1 3,6 
Japan 70 097,7 99 951,9 7,4 
USA 200 006,7 225 984,0 2,5 

4. FuE-Ausgaben der  
    Unternehmen/BIP (%)    

China 0,54 0,91
Deutschland 1,73 1,71
Japan 2,16 2,54
USA 2,05 1,82

5. Anzahl der Forscher (VZÄ)    
Chinab) 695 062 1 118 698 10,0 
Deutschland 257 874 271 119 1,0 
Japan 647 572 704 949 1,7 
USA 1 289 782 1 394 682 1,6 

6. Anzahl der Forscher pro 
   1 000 Erwerbstätige    

Chinab) 1,0 1,2
Deutschland 6,6 7,0
Japan 9,9 11,0
USA 9,3 9,7

7. Anzahl der Forscher in 
    Unternehmen (VZÄ)    

Chinab) 353 843 696 413 14,5 
Deutschland 153 120 165 019 1,5 
Japan 421 363 481 496 2,7 
USA 1 037 500 1 104 500 1,3 

a) Nominale Kaufkraftparitäten. – b) Daten wegen weiter reichender Defini-
tion tendenziell überhöht. – BIP: Bruttoinlandsprodukt; VZÄ: Vollzeitäqui-
valente. 

Quelle: OECD, ifo Institut.  

4 FuE-Ausgaben/BIP: Russland 1,1%, Slowenien 1,2%. Forscher/1 000 Er-
werbstätige: Russland 7,1, Slowenien 4,3, Rumänien 2,3, Südafrika 1,6,
Argentinien 2,2 (Quelle: OECD). 
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der Produkte aufgewendet werden. Grund-
lagenforschung wird innerhalb des Unterneh-
menssektors nahezu gar nicht durchgeführt.
Auffällig ist aber, dass auch innerhalb der au-
ßeruniversitären Forschungsinstitute und der
Hochschulen der Anteil der Mittel, die in den
Bereich der Grundlagenforschung fließen,
mit 12% respektive 23% relativ gering sind.
Im Durchschnitt werden in China derzeit nur
etwa 5% der nationalen FuE-Ausgaben für
Grundlagenforschung verwendet, knapp ein
Fünftel in angewandte Forschung und über
drei Viertel in Entwicklungstätigkeiten. Bezo-
gen auf das Bruttoinlandsprodukt gibt Chi-
na nach OECD-Angaben nur 0,07% für
Grundlagenforschung aus, gegenüber 0,4%
in Japan, 0,5% in Frankreich und USA so-
wie 0,8% in der Schweiz. Die technologi-
schen Voraussetzungen für grundlegende
oder technisch anspruchsvolle Innovationen »made in Chi-
na« sind von daher bislang noch wenig ausgeprägt.

Patentaktivitäten nehmen ebenfalls deutlich zu

Für die Beurteilung des chinesischen Innovationssystems
können neben den FuE-Ressourcen auch der FuE-Output
in Form von Patenten herangezogen werden Im Fall Chinas
ist allerdings zu beachten, dass eine Ausweitung der Anmel-
dungen und in deren Folge auch Gewährung von Patenten
nicht allein auf eine Stärkung der FuE-Leistung zurückge-
führt werden kann, sondern dass es auch dadurch zu ver-
mehrten Patentanmeldungen gekommen ist, weil sich erst
in den vergangenen Jahren ein grundlegendes Verständnis
für die Bedeutung geistigen Eigentums und die Notwen-
digkeit seines Schutzes zu entwickeln begonnen hat. Es
werden nun Patentanmeldungen für FuE-Leistungen vorge-
nommen, die früher aufgrund eines fehlenden Verständnis-
ses von Patentschutz und geistigem Eigentum insgesamt
nicht vorgenommen worden wären. 

Dessen ungeachtet ist zu beobachten, dass die Anzahl der
seitens des State Intellectual Property Office (SIPO) in Chi-
na gewährten Patente in den vergangenen Jahren rapide
angestiegen ist. Dabei reichen nicht nur immer mehr aus-
ländische Akteure Anträge auf Patentgewährung beim SI-
PO ein, um ihre Technologien im chinesischen Markt zu
schützen, sondern es gewinnt auch die Anzahl der inlands-
chinesischen Anträge in der Kategorie »Erfindungen« rapi-
de an Bedeutung. Auf diesem prinzipiell auf technologischer
Leistungsfähigkeit basierenden Gebiet haben sich die in-
landschinesischen Anträge zwischen 2001 und 2005 mehr
als verdreifacht. 

Diese für chinesische Unternehmen grundsätzlich positive
Statistik konnte im Rahmen der Interviews allerdings in qua-

litativer Hinsicht nicht erhärtet werden. Im Rahmen der bei
deutschen Unternehmen durchgeführten Interviews über-
wog die Einschätzung, dass der weitaus größte Teil der von
chinesischen Unternehmen bei SIPO eingereichten Paten-
te von sehr geringer bis gar keiner technologischen oder ge-
schäftlichen Bedeutung seien. Anhaltspunkte, ob diese Ein-
schätzung zutrifft, geben Informationen über Schutzrechte,
die chinesischen Antragstellern seitens ausländischer Pa-
tentorganisationen gewährt werden. 

Das sich auf diese Weise bietende Bild stützt zunächst
den Eindruck von einer deutlich zunehmenden Patentak-
tivität der chinesischen Akteure, sowohl in quantitativer als
auch in qualitativer Hinsicht. Die seitens des U.S. Patents
and Trademark Office (USPTO) chinesischen Antragstel-
ler gewährten Patente belaufen sich für den Zeitraum 1977
bis 2005 auf insgesamt 3 157. Beinahe zwei Drittel die-
ser Patente wurden allerdings erst seit 2002 gewährt, wäh-
rend in den vorangehenden Jahren nur eine sehr geringe
Aktivität zu verzeichnen war (vgl. Abb. 1). China ist damit
im Nationenvergleich auf Rang 22 der wichtigsten auslän-
dischen Patentnehmer der USPTO aufgestiegen mit ei-
nem Anteil von 0,75% aller Nicht-Amerikanern gewähr-
ten Patente.5

Bei der Interpretation dieser Daten ist allerdings darauf zu
achten, dass ein signifikanter Anteil dieser »chinesischen«
Antragstellern gewährten Patente letztlich in China nieder-
gelassenen Einheiten ausländischer Unternehmungen zuge-
sprochen wurde. Die Liste der »chinesischen« Empfänger
von USPTO-Patenten im Zeitraum 2001–2005 wird mit
342 gewährten Patenten von Hon Hai Precision Ind. Co. Ltd.,
einem taiwanischen Unternehmen, angeführt. Es folgt das
US-amerikanische Unternehmen Microsoft Corp. mit 46 Pa-
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5 Japan und Deutschland dominieren in diesem Bereich mit einem Anteil von
insgesamt über 57%.
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tenten. Erst dann kommen mit der China Petrochemical De-
velopment Corp. (41 Patente) und der China Petroleum and
Chemical Corp. (30 Patente) die ersten »rein« chinesischen
Unternehmungen. Die in der Rangliste nächsten indigenen
Akteure sind die Tsinghua Universität (17 Patente), Huawei
Technologies Co., Ltd. (15 Patente), Changchun Institute of
Applied Chemistry, CAS (12 Patente), Shenzhen STS Microel-
ectronics Co., Ltd. (8 Patente), Xinjiang Shengsheng Co.,
Ltd. (7 Patente), SINOPEC (6 Patente) und die China Aca-
demy of Telecommunications Technology (5 Patente) (vgl.
U.S. Patents and Trademark Office 2006).

In der Literatur wird zur Beurteilung der technologischen
Leistungsfähigkeit eines Landes auch der »Welthandelsan-
teil FuE-intensiver Waren«, quasi als Innovationsoutput-In-
dikator, verwendet. Wir halten diesen Indikator bislang für
China nicht geeignet. Denn der überwiegende Teil der Ex-
porte von FuE-intensiven Waren und Spitzentechnologien
aus China wird von ausländischen Unternehmen oder Un-
ternehmen mit ausländischer Kapitalbeteiligung getätigt. Au-
ßerdem stammen die wertbestimmenden Komponenten chi-
nesischer Investions- und Konsumgüter überwiegend nicht
aus inländischer Produktion, sondern werden zum Zwecke
der Weiterverarbeitung importiert.

Instrumentalisierung der FuE-Leistungsfähigkeit
ausländischer Investoren 

Die chinesische Regierung bemüht sich, einerseits die indi-
gene, nationale Forschungskapazität auszubauen. Anderer-
seits ist ihr aber nach wie vor sehr daran gelegen, ausländi-
sches Know-how und im Ausland vorhandene FuE-Kapazi-
täten für China nutzbar zu machen. Zu diesem Zweck wer-
den an diversen Schnittstellen zum globalen Innovationssys-
tem explizite Maßnahmen ergriffen, um einheimischen Akteu-
ren Zugang zu den FuE-Kapazitäten und FuE-Erfolgen von
im Ausland angesiedelten Akteuren zu verschaffen. 

China hat insbesondere seit dem Jahr 1992 und dann in ei-
nem weiteren Quantensprung nach dem WTO-Beitritt Ende
2001 sehr erfolgreich Rahmenbedingungen für die Attrakti-
on von ausländischen Direktinvestitionen (ADI) geschaffen.
Das Land ist heute einer der beliebtesten Standorte für aus-
ländische Investoren und zieht seit Jahren ca. ein Viertel al-
ler in Entwicklungsländer gerichteten ADI an. Unternehmen
mit ausländischem Kapitalanteil erwirtschaften derzeit gut
30% des industriellen Bruttoproduktionswertes der chinesi-
schen Volkswirtschaft. In einzelnen High-Tech-Sektoren stel-
len sie bis zu 100% der nationalen Produktion. Sie sind so-
mit die wichtigste Quelle für das industrial upgrading und die
Technologisierung der chinesischen Volkswirtschaft. 

Im Zuge der Attraktion ausländischer Investoren hat die
chinesische Regierung durch ein komplexes System von

Fördermaßnahmen, Auflagen und Restriktionen gleichzei-
tig auch dafür Sorge getragen, dass die in das Land strö-
menden ADI mit einem Transfer von Technologie und FuE-
Kapazitäten einhergehen. Einige der wichtigsten dieser Maß-
nahmen umfassen die Folgenden:6

– Förderung von technologie- bzw. forschungsintensiven
Unternehmen durch Steuererleichterungen und Import-
zollbefreiungen,

– Förderung von technologie- bzw. forschungsintensiven
Unternehmen durch die bevorzugte Zuweisung von Bo-
denfläche und Immobilien,

– Einrichtung von auf Agglomerationseffekte abzielenden
Industrieparks und FuE-Zonen in Verbindung mit admi-
nistrativen und fiskalischen Sonderbehandlungen für In-
vestoren,

– Verbot der Einfuhr veralteter Maschinen und Anlagen
(Höchstalter von im Rahmen von ADI eingeführten Ma-
schinen: acht Jahre),

– Verbot von Niederlassungen in 100%igem ausländischen
Besitz und Joint-Venture-Zwang in ausgewählten Sekto-
ren und Industriebranchen. Teilweise kann der Partner
nicht frei gewählt werden, und der vorgeschriebene Part-
ner ist ein chinesischer Wettbewerber. Oftmals teilen sich
mehrere deutsche Wettbewerber denselben chinesischen
Joint-Venture-Partner. Dieser erhält so zwangsläufig Ein-
blick in die ausländische Technologie.7

– Local-Content-Auflagen: Leistungen durch deutsche
Tochterunternehmen in China werden häufig nicht als
lokale Fertigung anerkannt, so dass diese mit einem chi-
nesischen Generalunternehmer arbeiten müssen, wo-
durch ein weit reichender Technologietransfer der deut-
schen Unternehmen erzwungen wird.

– Besonders im Maschinen- und Anlagenbau wird für das
»detailed engineering« eine weit reichende technologi-
sche Zusammenarbeit mit chinesischen Design-Institu-
ten eingefordert. Zusätzlich zur üblichen Überstellung de-
taillierter technischer Dokumentationen wird hier die Aus-
bildung chinesischer Fachkräfte forciert mit dem Ziel, künf-
tig in Eigenregie weiterentwickeln zu können. 

– Konditionale Lizenzgewährung: Lizenzerteilung nur unter
der Auflage, FuE-Einrichtungen einzurichten (z.B. im Be-
reich Motorenbau und Automobilherstellung).

– Forderung von Technologietransferleistungen als Voraus-
setzung für den Import technologieintensiver Kapitalgü-
ter (Industrieanlagen, Transportsysteme, etc.).

Leitmotiv dieser Maßnahmen ist die Maxime »Marktzu-
gang im Tausch für Technologie«. Aus diesem Verständ-

6 Derartige Praktiken stehen nicht im Widerspruch zu WTO-Regularien in-
sofern sie zwischen zwei privaten Wirtschaftsunternehmen auf freiwilliger
Basis getroffen werden. Die Durchsetzung der Interessen der chinesischen
Seite wäre in diesem Fall als Ausdruck der herrschenden Marktverhältnis-
se zu verstehen.

7 Vgl. hierzu und zu Local-Content-Auflagen und Design-Instituten: APA
(2006).



Forschungsergebnisse

60.  Jahrgang –  i fo  Schne l ld ienst  23/2007

25

nis der chinesischen Regierung, Intelligen-
zia und auch breiter Kreise der chinesischen
Bevölkerung ist es legitim, von ausländi-
schen Investoren die – weitestgehend kos-
tenlose – Bereitstellung von technologi-
scher Expertise zu verlangen, wenn man
diesen gestattet, den chinesischen Binnen-
markt für ihre Produkte zu erschließen und
unternehmerische Gewinne zu erzielen.
Dass das chinesische »Wirtschaftswunder«
ohne die Katalysatorfunktion und perma-
nente Stimulierung ausländischer Investo-
ren gar nicht erst zustande gekommen wä-
re, wird dabei verdrängt. 

Ungeachtet dessen scheint dieses Tausch-
geschäft für zahlreiche ausländische Unter-
nehmungen hinreichend attraktiv, um mas-
siv in China zu investieren und dort auch ver-
mehrt FuE-Einrichtungen zu errichten. Wie eine Befragung
der Boston Consulting Group ergab, planten im vergange-
nen Jahr zahlreiche ausländische Unternehmen in China
eine Erweiterung ihrer FuE-Investitionen. Die Unternehmen
planen in China vor allem Investitionen im Bereich Produkt-
entwicklung zur Anpassung an lokale Märkte. Forschung
und Entwicklung für neue Produkte werden bei den inter-
nationalen Unternehmen großteils auch in Zukunft schwer-
punktmäßig nicht in China gesehen, sondern weiterhin in
den USA, Kanada und (West-)Europa sowie teilweise In-
dien (vgl. Boston Consulting Group 2006).

Die Ergebnisse der zitierten Untersuchung wurden auch in
den Interviews mit Vertretern deutscher Unternehmen in Chi-
na einvernehmlich bestätigt. Nahezu alle ausländischen Un-
ternehmen sind seit jüngster Zeit in den Bereichen Produkt-
entwicklung und -anpassung für den chinesischen Markt
aktiv bzw. planen, darin aktiv zu werden. Für Forschung und
Neuproduktentwicklung in China bestünden zwar verein-
zelt die (technischen) Möglichkeiten, jedoch seien die Rah-
menbedingungen insgesamt noch nicht reif. Insbesondere
wird ein unerwünschter Abfluss von Know-how befürchtet.
Einige Unternehmen nutzen allerdings umgekehrt die teil-
weise auf international hohem Niveau arbeitende chinesi-
sche Grundlagenforschung, etwa auf dem Gebiet Neuer Ma-
terialen, im Rahmen von Kooperationen mit Instituten der
Chinese Academy of Sciences (CAS) und führender Hoch-
schulen. Die Nutzung dieses Wissens erfolgt aber in der Re-
gel in Deutschland. 

Gezielte Akquisition ausländischer 
FuE-Kapazitäten 

Seit Beginn des Jahrzehnts ist zu beobachten, wie chinesi-
sche Unternehmungen mit massiver staatlicher Unterstützung

mit eigenen Beteiligungsinvestitionen und Akquisitionen im
Ausland auftreten und dort gezielt FuE-Einrichtungen, For-
schungslabors und Unternehmungen mit starken technolo-
gischen Kompetenzen aufkaufen. Eine Studie von IBM aus
dem Jahr 2005 zeigt, dass die Akquisition von Know-how ne-
ben der Erschließung neuer Wachstumsmärkte das zentrale
Motiv für ADI chinesischer Unternehmen darstellt (vgl. IBM
Business Consulting Services 2006 und Abb. 2). Durch die-
se Aktivitäten wird die bislang eher »passive« Absorption der
von ausländischen Investoren nach China getragenen Tech-
nologien und Forschungskapazitäten nun verstärkt durch ei-
ne pro-aktive Aneignung ausländischer Kompetenzen im Aus-
land ergänzt und bereichert.

Die chinesische Regierung unterstützt derartige Aktivitäten
massiv. Das Spektrum der eingesetzten Instrumente reicht
dabei von der Bereitstellung von Informationsdienstleistun-
gen über die fallspezifische Aufhebung von Devisenverkehrs-
restriktionen und günstige Abschreibungsmodelle bis hin zur
Bereitstellung direkt oder indirekt seitens des Staates sub-
ventionierter Kreditlinien. 

Technologieorientierte ADI-Engagements chinesischer Un-
ternehmungen sind in der jüngeren Vergangenheit insbe-
sondere in Nordamerika (Silicon Valley) und den europäi-
schen Industriestaaten zu verzeichnen gewesen. So haben
z.B. sowohl Huawei Technologies als auch ZTE Corporati-
on in Schweden FuE-Zentren gegründet. Haier hat sich in
Deutschland engagiert, während acht chinesische Unter-
nehmungen in Dänemark Technologie-Allianzen gegründet
bzw. ganze Unternehmungen aufgekauft haben.

Aus Deutschland sind mehrere Fälle bekannt, bei denen
chinesische Investoren z.B. mittelständische Maschinen-
bau-Unternehmen aufgekauft haben. Ein in wirtschaftlichen
Schwierigkeiten stehendes mittelständisches Unternehmen
wurde von einer chinesischen Firma erworben und dieses

1.5

2.3

2.3

2.8

3.1

3.4

3.8

4.5

0 0.5 1 1.5 2 2.5 3 3.5 4 4.5 5

Erhalten ausländischer Finanzierung

Antwort auf Makrobedingungen

Verbesserung der Produktivität

Beschaffung von Ressourcen

Streuung von Risiken

Starker Wettbewerb auf heimischem Markt

Akquise fortschrittlicher Technologien u. Management Skills

Suche nach neuen Märkten für Wachstum

Motive chinesischer Unternehmen für Investitionen im Ausland 

Quelle: Darstellung der Autoren auf Grundlage von IBM (2006).

© THINK!DESK China Research & Consulting.

 
nicht so wichtig                                                              sehr wichtig

Abb. 2



Forschungsergebnisse

i fo  Schne l ld ienst  23/2007 –  60.  Jahrgang

26

dann als kreatives Zentrum und high-end provider in des-
sen FuE-Strategie eingebunden. In einem konkreten Fall
sind so zwölf der erfahrensten und leistungsstärksten In-
genieure eines (ehemaligen) deutschen Mittelständlers heu-
te allein mit FuE-Aufgaben für das chinesische Mutterhaus
befasst.

Der Versuch chinesischer Unternehmen, im Ausland vor-
handene FuE-Kapazitäten zu nutzen, bleibt allerdings nicht
auf die klassischen OECD-Staaten beschränkt, sondern zielt
auf alle forschungsstarken Standorte. Insbesondere im Be-
reich IT und Pharma engagieren sich chinesische Unterneh-
mungen in jüngster Zeit, so z.B. auch in den forschungs-
starken Ballungszentren Indiens. So ist z.B. das Unterneh-
men Huawei Technologies auch mit einem FuE-Zentrum in
Indien engagiert.

Ausbildung und Akquisition »chinesischen« 
Humankapitals im Ausland

Eines der zentralen bottlenecks des chinesischen Innovati-
onssystems stellt die mangelnde Verfügbarkeit qualifizierten
Personals dar. Nicht zuletzt bedingt durch die »verlorenen
Jahre« der Kulturrevolution (1966–1976), während derer ei-
ne ganze Generation keinen Zugang zu qualifizierter Aus-
bildung hatte und das Universitätssystem sich nicht nur nicht
(im Gleichschritt mit ausländischen Einrichtungen) weiter-
entwickeln konnte, sondern faktisch um Jahrzehnte zurück-
geworfen wurde, fehlen China derzeit in signifikantem Ma-
ße qualifizierte Fachkräfte sowohl im Bereich der akademi-
schen als auch der unternehmensinternen FuE. Nicht nur
das, auch die Kapazitäten zur Ausbildung einer hinreichen-
den Menge von qualifizierten Kräften an chinesischen Bil-
dungseinrichtungen sind unzureichend. 

In Anbetracht dieser Situation fördert die chinesische Re-
gierung seit Beginn der achtziger Jahre aktiv die Nutzung
ausländischer Bildungs- und Forschungseinrichtungen zur
Ausbildung von »chinesischem« Humankapital. Während
dabei in den achtziger Jahren noch die Auswahl geeigne-
ter (im Hinblick auf fachliche Eignung und ideologische Fes-
tigkeit) Stipendiaten im Vordergrund stand, hat sich mitt-
lerweile der Schwerpunkt der Regierungsaktivitäten gewan-
delt. In dem Maße wie chinesische Studenten nun mit ei-
genen finanziellen Mitteln bzw. Stipendien ausländischer
Geldgeber ins Ausland abwandern, um dort zu studieren8,
konzentrieren sich die Anstrengungen der Regierung auf

zentraler und lokaler Ebene auf die Rückgewinnung von
hoch qualifizierten, fachlich ausgeprägten Absolventen aus-
ländischer Bildungseinrichtungen bzw. chinesischen Mit-
arbeitern von ausländischen Forschungseinrichtungen und
Unternehmungen. Diese Maßnahmen erscheinen notwen-
dig, da nach Angaben des Ministry of Personnel (MOP)
von einer Million Auslandsstudenten, die zwischen den acht-
ziger Jahren und 2006 im Ausland studiert haben, bislang
nur lediglich 25% nach China zurückgekehrt sind. Ganz
offensichtlich erscheinen zahlreichen hoch qualifizierten chi-
nesischen »Bildungsemigranten« die Arbeits- und Lebens-
bedingungen im Ausland noch immer attraktiver als in ih-
rem Heimatland. 

Diejenigen, die aus dem Ausland zurückgekehrt sind, be-
setzen heute allerdings in der Mehrzahl wichtige und ent-
scheidungstragende Positionen im chinesischen Innovati-
onssystem bzw. dem nicht-forschungsorientierten Unter-
nehmenssektor. Gemäß einer Aufstellung aus dem Jahr 2003
stellten in diesem Jahr Chinesen, die eine Ausbildung im
Ausland genossen hatten, 77% aller Präsidenten und 81%
der Wissenschaftler der CAS, 54% der Mitglieder der 
Chinese Academy of Engineering (CAE) und 72% der füh-
renden Wissenschaftler in den nationalen Forschungspro-
grammen. 

Die chinesische Regierung hat zahlreiche Programme auf-
gelegt, mittels derer zielgerichtet hoch qualifizierte »Bil-
dungsemigranten« zurückgewonnen und für die Entwick-
lung des Wissenschafts- und Technologie-Standortes
(WuT) China und seines Unternehmenssektors nutzbar ge-
macht werden sollen. Im Kontext des aktuellen Fünf-Jah-
resprogrammes hat das MOP so z.B. die Zielsetzung for-
muliert, während des Zeitraums 2006–2010 200 000 »Bil-
dungsemigranten« zu einer Rückkehr nach China zu be-
wegen. Das MOP verfolgt dabei einen selektiven Ansatz,
demgemäß bestimmte Personengruppen mit besonderem
Nachdruck angeworben werden sollen. Konkret handelt
es sich hierbei insbesondere um:

1. Wissenschaftler mit hohem internationalen Renomée,
Personen, die in ihren Arbeitsgebieten führend sind bzw.
sich als Gründer hervorgetan haben.

2. Wissenschaftler und Experten, die als Associate Pro-
fessors oder Associate Researchers an führenden aus-
ländischen Universitäten oder Forschungseinrichtungen
tätig sind.

3. Senior-Manager führender multinationaler Unternehmen
(Forbes 500) sowie Manager und Spezialisten, die bei
multinational tätigen Finanzdienstleistern tätig sind und
sich mit internationalen Gepflogenheiten auskennen.

4. Experten und Wissenschaftler, die in öffentlichen auslän-
dischen Einrichtungen, supra-nationalen Organisationen
bzw. berühmten Nicht-Regierungsorganisationen (NGO)
tätig sind.

8 Im Zuge dieser stärkeren finanziellen Eigenständigkeit chinesischer »Bil-
dungsemigranten« ist in jüngster Zeit auch eine einschneidende Verschie-
bung in der Zusammensetzung derselben zu beobachten. Während in
der Vergangenheit nur die intellektuelle Elite des Landes die Möglichkeit
erhielt, im Ausland zu studieren, sind es in den vergangenen Jahren auch
vermehrt junge Chinesen, die die rigorosen Aufnahmeprüfungen chinesi-
scher Hochschulen nicht bestanden haben, die an ausländische Bildungs-
einrichtungen drängen. 
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5. Personen, deren Leistungen durch die Verleihung ange-
sehener internationaler Preise gewürdigt worden bzw.
die in ihren peer groups hoch angesehen sind.

6. Personen, die groß angelegte internationale Forschungs-
projekte leiten bzw. einen großen Erfahrungsschatz in
wissenschaftlicher Forschung und Ingenieurleistungen
aufweisen.

7. Personen, die signifikante technologische Neuerungen
erzielt haben und eigene Patente besitzen.

Zur Attraktion derartiger Spitzenkräfte wird ein breites Spek-
trum von Maßnahmen eingesetzt. Sowohl die Zentralregie-
rung als auch Lokalregierungen unterhalten z.B. feste Liai-
sonbüros an Standorten mit besonders ausgewiesenen Bil-
dungs- und Forschungseinrichtungen (Silicon Valley, To-
kyo, Sidney etc.) und richten Job-Börsen sowie China-Rei-
sen zur Vorstellung der Arbeits- und Lebensbedingungen
in China aus. Im Hinblick auf die Ausgestaltung der konkre-
ten Anreize zur Rückgewinnung bestehen allerdings z.T. gro-
ße Unterschiede je nach Träger (Zentralregierung, Lokalre-
gierung, Universität etc.), gesuchter Expertise und Lokalität.
Die in der Praxis wichtigsten und am weitesten verbreiteten
Anreizmaßnahmen umfassen die Folgenden: 

– überdurchschnittliche Bezahlung,
– Steuererleichterungen und Importzollbefreiungen,
– besonders attraktive Wohnbedingungen,
– Arbeitsplatzgarantien für Ehepartner,
– Vorzugsbehandlung bzgl. des Schul- und Universitäts-

besuchs der Kinder,
– bevorzugten Zugang zu Forschungseinrichtungen und

Fördermitteln,
– Genehmigung zur Aufrechterhaltung ausländischer

Staatsangehörigkeiten und
– Garantie der freien Konvertibilität von Einkommen von Chi-

na in ausländische Währungen und Transfer ins Ausland.

Ein spezielles Augenmerk gilt der Gewinnung von »Bildungs-
emigranten«, die in China Hoch-Technologie-Unternehmun-
gen gründen. Zu diesem Zweck sollen zusätzlich zu den be-
reits bestehenden ca. 100 high-tech incubation Zentren wei-
tere 50 errichtet werden. In diesen Zentren werden Grün-
dern neben günstigen Gewerbeflächen und Räumlichkeiten
sowohl seed money als auch subventionierte Kredite für
Hoch-Technologie start-ups bereitgestellt. Das Programm
der high-tech incubation Zentren war bislang außerordent-
lich erfolgreich mit ca. 5 000 von zurückgekehrten »Bildungs-
emigranten« gegründeten Unternehmungen.

Die Anstrengungen zur Rückgewinnung von »Bildungsemig-
ranten« sind keineswegs allein darauf ausgerichtet, Perso-
nen »für immer« zurückzuholen. Vielmehr wird es z.T. als
im Sinne einer Bereicherung des chinesischen WuT-Kom-
plexes zielführend erachtet, Wissenschaftler auf einer »Teil-
zeitbasis« für Leitungsfunktionen an chinesischen For-

schungseinrichtungen zu gewinnen. Spitzenwissenschaft-
ler, die im Ausland an führenden Universitäten und For-
schungseinrichtungen tätig sind, werden so z.B. als Leiter
chinesischer Einrichtungen angeworben, um dort ihre im
Ausland erworbenen Kenntnisse in einem chinesischen Kon-
text zu reproduzieren und gewissermaßen »gespiegelte Ein-
richtungen« der ausländischen Institutionen in China aufzu-
bauen. Die Ausgestaltung derartiger Programme ist z.T.
stark an den spezifischen Gegebenheiten des US-amerika-
nischen Forschungs- und Bildungssystems ausgerichtet, in
dem Professoren z.T. pro Jahr nur neun Monate feste Ver-
pflichtungen haben und auch nur für diesen Zeitraum be-
zahlt werden.

Die bisherige Analyse zeigt, dass China große und umfas-
sende Anstrengungen unternimmt, um den technologischen
Rückstand zu den führenden Industrieländern zu reduzie-
ren und insbesondere seine indigene Innovationsfähigkeit
zu steigern. Es stellt sich deshalb die Frage, ob die techno-
logische Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands gegenüber
China aufgrund der sich weiter öffnenden Schere bei den
FuE-Ressourcen und anderen technologiepolitischen Maß-
nahmen der chinesischen Regierung auf absehbare Zeit ge-
fährdet ist. Bei der Beantwortung dieser Frage muss näher
auf Unterschiede zwischen dem deutschen und chinesi-
schen Innovationssystems eingegangen werden.

Unterschiedliche Wissenschafts- und 
Innovationskulturen

Das deutsche Innovationssystem basiert auf einer ver-
gleichsweise langen wissenschaftlichen, technologischen
und marktökonomischen Tradition. Ausgehend von einem
relativ offenen geistigen Klima in den ersten Jahrhunder-
ten der Neuzeit, das wissenschaftliche Entdeckungen und
handwerkliche Erfindungen9 zuließ, erreichte Deutschland
im 19. Jahrhundert durch eine hohe Erfindungs- und In-
novationstätigkeit, beginnend mit der Stahlherstellung und
später insbesondere auf den Gebieten Elektrotechnik, or-
ganische Chemie und Motorentechnik, eine führende in-
dustrielle Position (vgl. Landes 1999, 455). Flankiert wur-
de die wissenschaftlich-technologische Entwicklung durch
ein differenziertes Ausbildungssystem, das nicht nur aus
anwendungsorientierten Technischen Hochschulen (die
erste 1825 in Karlsruhe) für die Ingenieurausbildung be-
stand, sondern auch ein umfangreiches Netz von Gewer-
beschulen für Techniker auf mittlerer Ebene und, etwa ab
Beginn des 20. Jahrhunderts, Berufs(fortbildungs)schu-
len für Facharbeiter umfasste. Ein zentrales Merkmal der
Marktwirtschaft ist, dass sich der Unternehmer im Wett-
bewerb differenzieren muss. Proprietäre Technologie ist ein
wesentliches Differenzierungsmerkmal und auch Auslöser

9 Zum Beispiel durch Henlein, Kopernikus, Kepler, Leibniz, Fahrenheit. 
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für die Gründung neuer Unternehmen. Diese marktwirt-
schaftliche Industrietradition Deutschlands hat, flankiert
von einem leistungsfähigen Wissenschafts- und Bildungs-
system, zu einer im internationalen Vergleich anhaltend ho-
hen Innovationskultur geführt. Im globalen Vergleich gehört
Deutschland heute zur Gruppe der innovativsten Länder
(Hollanders und Arundel 2006).10

Das China der Neuzeit war hingegen von Anfang an, nicht
zuletzt infolge der starken Prägung durch den Konfuzianis-
mus, tendenziell durch Fortschrittsfeindlichkeit geprägt (vgl.
Landes 1999, 345 ff.). Es fehlten generell Anreize und Insti-
tutionen (Schulen, Akademien, gelehrte Gesellschaften),
durch welche Entdeckungen und Erfindungen gefördert wor-
den wären (vgl. Feuerwerker 1984, 32). Gleichzeitig existier-
te eine ausgeprägte Ablehnung oder Geringschätzung west-
licher Wissenschaft und Technologie. Auch aufgrund in-
nenpolitischer Probleme konnte China an der industriellen
Revolution nur unzureichend teilnehmen und war von der
in Europa und später auch in Nordamerika stattfindenden
Erfindungs- und Innovationsdynamik des 19. und 20. Jahr-
hunderts abgekoppelt. Der 1949 etablierten kommunisti-
schen Führung mit ihrem planwirtschaftlichen System ge-
lang es ebenfalls nicht, eine dynamische ökonomische Ent-
wicklung in Gang zu setzen und Anreizstrukturen für die
Herausbildung eines technologischen Innovationssystems
zu etablieren. Erst die beginnende Reformpolitik Ende der
siebziger Jahre und die weit reichenden Wirtschaftsrefor-
men ab etwa Mitte der achtziger Jahre haben eine Wende
eingeleitet. In- und ausländischen Investoren wurde es, zu-
nächst in Sonderwirtschaftszonen, später im ganzen Land,
ermöglicht, eigene Unternehmen oder Joint Ventures zu
gründen und nach marktwirtschaftlichen Regeln zu betrei-
ben. Der Außenhandel und der Kapitalverkehr wurden libe-
ralisiert. Das anschließend schnelle Wachstum des indus-
triellen Sektors wurde wesentlich durch ausländische Direkt-
investitionen geprägt. Erst mit den Direktinvestitionen stieg
das technologische Niveau der Produktion. 

Mangel an indigenen Innovationen

Zwar entwickelt sich mittlerweile auch in einheimischen
Firmen anspruchsvolleres technisches Know-how. Dabei
ist allerdings der Anteil originärer, d.h. selbst erforschter
und entwickelter Technologie immer noch niedrig. Meis-
tens sind chinesische Innovationen Ergebnis von Imitati-
on und Reverse Engineering. Die Wurzeln des chinesi-
schen Reverse Engineering reichen in die sechziger Jah-
re zurück, als China durch den Bruch mit der Sowjetuni-
on den Zugang zum Innovationssystem des sowjetische
geführten »Ostblocks« verlor. Mitte der achtziger Jahre for-
mulierte Deng Xiaoping dann technologiepolitische Ziele,

die explizit auf Import, Reproduktion (gemeint war Rever-
se Engineering) und der Verbesserung ausländischer High-
Tech-Güter gerichtet waren. Daneben wurde erstmals auch
die Entwicklung grundlegend neuer Produkte und Tech-
nologien als Ziel genannt.

Auch Mitte der neunziger Jahre wurde als zentraler Hebel
für die Steigerung der technologischen Leistungsfähigkeit
proklamiert, dass der Staat »die Öffnung von Teilen des In-
landsmarkt für ausländische Investitionen erlaubt, um Schlüs-
seltechnologien und Ausrüstungsgüter auszutauschen« (Lin
2006). Das MLP hat also die Zielstruktur der frühren Pläne
beibehalten und fordert – allerdings in umgekehrter Rei-
henfolge – »völlig eigenständige Innovationen«, »integrierte
Innovationen« (Verwendung bekannter Technologien auf
neue Weise) und »Re-Innovationen« (Aufnahme und Verbes-
serung importierter Technologien). 

Da China über keine gewachsene Wissenschafts- und In-
novationstradition verfügt, ist der Ansatz, mittels ausländi-
scher Investitionen neue Technologien in chinesische Firmen
zu transferieren, prinzipiell richtig gewesen. Die Realität zeigt
allerdings, dass die bisherigen Erfolge bei der Schaffung ei-
genständigen Know-hows und darauf aufbauender, inter-
national wettbewerbsfähiger Innovationen sehr begrenzt sind
(vgl. Motohashi und Yun 2007). Hierfür können im Wesent-
lichen zwei Ursachen genannt werden:

Funktionierender Technologietransfer erfordert nicht nur
die Entwicklung und Weitergabe neuer Technologien, son-
dern auch die Fähigkeit, externes Wissen zu identifizieren,
zu verstehen und in Innovationen umzusetzen (vgl. Rein-
hard 2000). Diese, in der Innovationsliteratur als Absorp-
tionskapazität bezeichnete Befähigung ist offensichtlich in
chinesischen Unternehmen nur unzureichend vorhanden.
Eine Ursache liegt in den oben genannten innovations-
feindlichen Rahmenbedingungen der neuzeitlichen Ge-
schichte des Landes, vor allem aber seit der Einführung
der Zentralverwaltungswirtschaft nach dem Zweiten Welt-
krieg. In den Interviews wurde immer wieder betont, dass
chinesische Ingenieure ein hohes Faktenwissen haben,
aber häufig nicht in der Lage sind, mit diesem Wissen ei-
ne technologische und marktgerechte Problemlösung zu
entwickeln.11

Gegenwärtig investiert der Staat sehr große Mittel in die
Hochschul- und Institutsforschung. Die Institute sollen inno-
vationsrelevantes Wissen generieren und in die Unterneh-
men, die über relativ geringe FuE-Kapazitäten verfügen,
transferieren. Dieser Ansatz wird nur dann erfolgreich sein,
wenn es gelingt, das Ziel der Hervorbringung eigenständi-
ger, weltmarktfähiger Innovationen mit entsprechenden An-

10 Zusammen mit USA, Japan, Schweiz, Finnland, Schweden und Israel.
11 Ähnliche Erfahrungen werden aus dem Korea der sechziger Jahre be-

richtet (vgl. Mazzoleni und Nelson 2007).
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reizen in Wissenschaft und Unternehmen zu verankern. Ex-
perten bemängeln in diesem Zusammenhang das Fehlen ei-
ner Forschungstradition, die an kreativen Leistungen aus-
gerichtet und tolerant gegenüber Misserfolgen ist (vgl. Cao
et al. 2006). Gegenwärtig haben nur 24% der mittleren und
großen Industrieunternehmen eigene Entwicklungsabteilun-
gen. Der Anteil der FuE-Ausgaben am Umsatz liegt im Durch-
schnitt dieser Unternehmen bei 0,8%.12

Der zweite Grund hängt mit dem ehemaligen planwirtschaft-
lichen System zusammen. In der chinesischen Planwirt-
schaft hatten die Unternehmen die Aufgabe, Bevölkerung
und Wirtschaft mit den benötigten Gütern zu versorgen.
Für die Durchführung von Forschung und Entwicklung wa-
ren in diesem System staatliche Forschungsinstitute zu-
ständig. Neue Fallstudien in der Automobil- und Telekom-
munikationsindustrie zeigen, dass für die Innovationstä-
tigkeit in den Unternehmen und das Zusammenwirken der
Akteure in unterschiedlichen Bereichen oftmals jegliche An-
reize fehlten (vgl. Lin 2006). Die Automobilindustrie war, zu-
mindest bis vor kurzem, fest in den Händen der staatlichen
Planer. Die Förderung nationaler Champions verhinderte
jeglichen innovationsfördernden Wettbewerb. Da der Wett-
bewerb zwischen den Automobilherstellern reguliert war,
existierte kein Innovationsanreiz. Teure FuE-Tätigkeit wur-
de zugunsten gewinnbringender Produktion vernachläs-
sigt. Dieses betriebswirtschaftliche Kalkül scheint nicht un-
typisch für das derzeitige chinesische Innovationsgesche-
hen zu sein. Durch die relativ geringe Neigung der meis-
ten Unternehmen, finanzielle Mittel in unternehmerische
Vorlaufforschung und experimentelle Entwicklung und da-
mit in den Kompetenzaufbau eigener Forscher und Ent-
wickler zu investieren, läuft das Innovationssystem in Chi-
na Gefahr, sich hauptsächlich an kommerziell schnell ver-
wertbaren FuE-Ergebnissen zu orientieren, anstatt in län-
gerfristiger Perspektive anzustreben, mit den international
führenden Unternehmen technologisch gleichzuziehen (vgl.
Shen und William 2005). 

In der Telekommunikationsindustrie waren ebenfalls staat-
liche Eingriffe zu verzeichnen, jedoch mit einer entschei-
denden Ausnahme. Der Markt für Telekommunikations-
einrichtungen ist wesentlich heterogener und konnte des-
halb staatlicherseits nicht so geschützt werden. Dadurch
existierte mehr Wettbewerb, der es privat agierenden Fir-
men ermöglichte, gestützt auf das Wissen von vormals in
Joint Ventures arbeitenden Ingenieuren und bei gleich-
zeitiger Importabschirmung hohe Marktanteile im Inland
zu erzielen. Aufgrund der hohen Rentabilität wurden die
Unternehmen in die Lage versetzt, eigenständige FuE zu
betreiben, die zu international wettbewerbsfähigen High-
Tech-Produkten führte.13

Vor diesem Hintergrund sind die Rückwirkungen der chine-
sischen Technologiepolitik auf Deutschland folgendermaßen
einzuschätzen:

– China hat noch nicht die Technologieintensität Deutsch-
lands erzielt. Laut MLP soll China das heutige deutsche
Niveau im Jahr 2020 erreicht haben.

– Trotz der immensen Ressourcen, die in den kommen-
den Jahren in das chinesische Innovationssystem fließen,
stellt sich die Frage nach der Produktivität dieser Mittel,
insbesondere im Hinblick auf die Hervorbringung eigen-
ständiger Innovationen.

– Nur wenn es gelingt, in den Unternehmen die Innovati-
onsfähigkeit (z.B. Innovationskultur, Innovationsmanage-
ment) in den High-Tech-Industrien, aber auch in ande-
ren technologieintensiven Branchen wie Automobil- und
Maschinenbau, umfassend zu steigern, wird auch der in-
landsbasierte Innovationsoutput zunehmen, mit dem füh-
renden Unternehmen in den Industrieländern Konkurrenz
gemacht werden kann.

– Staatliche Planung und Eingriffe haben sich letztlich nicht
als erfolgreich herausgestellt. Zentrale Beispiele zeigen
vielmehr, dass dadurch der Wettbewerb vermindert wird
und die notwendigen Innovationsanreize unterbleiben.
Gegenwärtig ist nicht absehbar, dass China in den Schlüs-
selbranchen eine Politik der Privatisierung und des Wett-
bewerbs verfolgt.

– Die Übertragung der Verantwortung für die Generierung
neuen, originären und innovativen Wissens primär auf die
wissenschaftlichen Forschungsinstitute, ist ein Modell,
für das es bislang noch keine erfolgreichen Beispiele gibt.
Erfahrungen in den Industrieländern zeigen, dass Wis-
senschaftler in der Regel tendenziell zu wenige Anreize
haben, um sich um die innovative Verwertung ihrer For-
schungsergebnisse zu kümmern.

– Der Wissens- und Technologietransfer von ausländischen
zu einheimischen Unternehmen wird noch längere Zeit
eine wesentliche Quelle für den Aufbau eigenständiger
FuE-Tätigkeit bleiben. Ausländische Unternehmen sind
aber wegen des unzureichenden Schutzes geistigen Ei-
gentums und der hohen Mobilität chinesischen FuE-Per-
sonals gegenwärtig weit überwiegend nicht bereit, die
Entwicklung von Schlüsseltechnologien nach China zu
verlagern. Der Aufbau indigener Innovationsstrukturen
wird deshalb bis auf Weiteres in erster Linie von der Rück-
kehr im Ausland ausgebildeter und arbeitender chinesi-
scher Wissenschaftler, Ingenieure und Manager abhän-
gen. Chinesische Technologieunternehmen, denen die-
ser Zugriff auf ausländische Humanressourcen nicht ge-
lingt, werden weiterhin den Weg der Imitation bis hin zum
Plagiat beschreiten.

12 In Deutschland betreiben 69% der Industrieunternehmen FuE. Der Anteil
der FuE-Ausgaben am Umsatz liegt bei 4,3%.

13 Zwei der wenigen erfolgreichen Beispiele sind das private Unternehmen
Huawei (gegründet 1993) und das Unternehmen ZTE (1995), das im Staats-
besitz ist, aber privat geführt wird.
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– Chinesische Unternehmen investieren seit einiger Zeit ver-
stärkt in Industrieländern, um auf diese Weise Zugang
zu neuen Technologien zu erlangen. Dabei zeichnen sich
zwei verschiedene Muster ab. In einem Fall wird das
Know-how nach China transferiert und dort weiterent-
wickelt. Im anderen Fall belassen die Unternehmen die
FuE-Tätigkeiten im Zielland und beliefern den Weltmarkt
von dort. Im ersten Fall stellt sich zwangsläufig die Fra-
ge der Absorptionskapazität in China. Das Problem wird
im zweiten Fall dadurch gelöst, dass (zumindest zunächst)
die Kompetenz im Zielland bleibt und das dortige etab-
lierte Innovationssystem genutzt wird. 

Die Planungen der chinesischen Regierung und die (weni-
gen) Beispiele von innovativen und international erfolgrei-
chen chinesischen Unternehmen zeigen, dass China ent-
schlossen ist, zu den technologisch führenden Ländern auf-
zuschließen und sie möglichst zu überholen. Die Analyse
des chinesischen Innovationssystems ergibt, dass dies in
absehbarer Zeit nicht sehr wahrscheinlich ist. Aber es muss
damit gerechnet werden, dass China, ähnlich wie es in der
Vergangenheit Japan und Korea gelang, langfristig mit dem
Westen technologisch gleichziehen wird. Wie sollte Deutsch-
land auf diese Herausforderung reagieren?

Konsequenzen für die deutsche Wirtschafts- 
und Technologiepolitik

Um seinen Status zu erhalten und seine technologische Wett-
bewerbsfähigkeit zu verbessern, muss Deutschland die
Schwachstellen seines Innovationssystems entschlossen
angehen:

– Die oft analysierten und diskutierten Defizite im Allge-
meinen und universitären Bildungswesen müssen ent-
schieden angegangen werden, um insbesondere die In-
novationskompetenz der Unternehmen zu stärken.

– Soll Deutschland auch in Zukunft ein wissensbasiertes
Land sein, muss es wesentlich umfangreicher FuE be-
treiben als bisher, d.h. seine FuE-Intensität steigern. Wäh-
rend der Staat in seinem Verantwortungsbereich seine
FuE-Ausgaben erhöht hat, und künftig insbesondere auf
dem Gebiet der Grundlagenforschung noch weiter er-
höhen sollte, zögern die Unternehmen, ihre FuE eben-
falls zu intensivieren.

– Die deutsche industrienahe Technologiepolitik bietet ein
breites Spektrum an Maßnahmen an, die die Akteure des
Innovationssystems stärken sollen. Viele Industrielän-
der, aber gerade auch China, setzen in ihrer Technolo-
giepolitik auf die steuerliche FuE-Förderung. Dieses För-
derinstrument könnte in Deutschland mit seiner mittel-
ständisch geprägten Industriestruktur, gerade auch klei-
ne und mittlere Unternehmen wirksam unterstützen, die,
gemessen an ihrer Wirtschaftsleistung, wenig zu den FuE-

Ausgaben der Wirtschaft beitragen. Im Unterschied zur
Projektförderung kann die steuerliche Förderung bere-
chenbarer und mit geringeren Bürokratiekosten auf Sei-
ten der Unternehmen gestaltet werden. 

– Darüber hinaus geht es darum, die bisher schon inten-
dierten forschungs- und innovationspolitischen Ziele wei-
terhin mit speziellen Programmen zu verfolgen (z.B. über
die High-Tech-Strategie, den Pakt für Forschung und
Innovation sowie die Exzellenzinitiative) und durch zu-
sätzliche Maßnahmen im internationalen Umfeld zu flan-
kieren (Förderung internationaler Forschungskoopera-
tionen, z.B. über das 7. Rahmenprogramm der EU; An-
reize für deutsche Studenten, auch im Ausland zu stu-
dieren; Unterstützung der EU bei der Installation von
innovationsorientierten rechtlichen Rahmenbedingun-
gen im Ausland).

– Des Weiteren müssen die Besoldungs- und Arbeitsbe-
dingungen in der deutschen Wissenschaft so verän-
dert werden, dass sie für ausländische Spitzenforscher
attraktiv sind.

Daneben muss Deutschland auf faire Wettbewerbsbedin-
gungen drängen. Ein wesentliches Problem deutscher Un-
ternehmen, die in China aktiv sind, ist die Frage der Rechts-
sicherheit. Zwar hat sich der gewerbliche Rechtsschutz
erheblich verbessert. Große Schwierigkeiten bestehen al-
lerdings in der Durchsetzung der häufig qualitativ »guten«
Gesetze, z.B. auf der Ebene der Patentgerichtsbarkeit. Nicht
nur deutsche Unternehmen sind zunehmend damit kon-
frontiert, dass ihre Technologie, ihre Marke und ihr Produkt-
design von der chinesischen Konkurrenz kopiert werden,
sobald eine lokale Produktion aufgebaut ist. Häufig wer-
den solche chinesischen Unternehmen auch mit verdeck-
ten Subventionen (Steuererleichterungen, billige Kredite) un-
terstützt. Mit dem Mix aus Imitation, Plagiat und Subventi-
on machen diese Unternehmen, z.B. im Maschinenbau,
deutschen Unternehmen nicht nur in China, sondern zu-
nehmend auch weltweit auf Drittmärkten Konkurrenz. Der-
zeit stammen etwa zwei Drittel der an Europas Grenzen be-
schlagnahmten Plagiate aus China, darunter Software-,
Pharmazie- und Spitzentechnologieprodukte. Über die WTO
wäre daher multilateral Druck anzusetzen, um Property-
Rights-Diebstahl effektiver unter Strafe zu stellen. Die For-
derung nach einem funktionierenden »Intellectual Property
Rights«-System würde im Übrigen nicht nur internationa-
len Forderungen nachkommen, sondern auch der besse-
ren Entwicklung einer indigenen innovationsbasierten Wirt-
schaft in China selbst dienen.

Fazit

China wird auf lange Zeit die »Werkbank der Welt« bleiben
und in absehbarer Zeit nicht zur »Wissensfabrik der Welt«
werden, auch wenn der technologische Rückstand Chinas
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gegenüber den Industrieländern allmählich schrumpft. An-
ders als in Deutschland und in den anderen westlichen In-
dustrieländern ist der technologische Fortschritt in China im-
mer noch stark von Institutionen außerhalb der Unterneh-
men (z.B. CAS Institute) geprägt, während bei uns und den
meisten anderen OECD-Ländern der Unternehmenssektor
die primär treibende Kraft für Forschung und Innovation dar-
stellt. Auf der anderen Seite hat das chinesische Innovati-
onssystem den Vorteil, dass strategische Masterpläne auch
gegen Einzelinteressen durchgesetzt werden können und
dass gewaltige Geldbeträge eingesetzt werden. Zumindest
auf kurze Sicht gehen von einem solchen industriepolitischen
Kurs starke Impulse auf die Wirtschaft aus. Eine andere Fra-
ge ist, wie nachhaltig ein solcher industriepolitischer Weg
ist, der zum Teil die Unternehmen nicht »mitnimmt«. Deutsch-
land hat eine gute und breite wissenschaftliche und tech-
nologische Basis und gehört auf vielen Gebieten zu den füh-
renden Nationen. Um diese Position zu halten, ist es aus
technologiepolitischer Sicht erforderlich, auf die »chinesi-
sche Herausforderung« – wie auch auf diejenige anderer
Länder – mit einer Verstärkung der Bildungs- und Innova-
tionsanstrengungen zu reagieren. Die hierzu erforderlichen
bildungs- und technologiepolitischen Optionen sind bekannt
und müssen konsequent umgesetzt werden. 
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Rückgang des Leasing-Geschäfts-
klimas

Das Geschäftsklima in der deutschen Lea-
singwirtschaft ist mit seinem Rückgang
seit den Sommermonaten den Abwärts-
bewegungen des Stimmungsindikators
der gewerblichen Wirtschaft gefolgt, die
Korrektur fiel aber deutlicher aus. Der
Stimmungsindikator trübte sich auf
24 Prozentpunkte ein, er liegt aber noch
klar über dem Vorjahresniveau. Ge-
schäftslage und -aussichten haben sich
nach dem Höhenflug in den Sommermo-
naten spürbar verschlechtert, die positi-
ven Urteile halbierten sich nahezu. Im De-
tail bewerteten aber immer noch 35% der
Leasinggesellschaften ihren Geschäfts-
gang im November als gut, 62% als be-
friedigend, nur 3% der Testteilnehmer
empfanden ihre augenblickliche Ge-
schäftssituation als schlecht. Hinsichtlich
der weiteren Entwicklung (bis zu den Früh-

sommermonaten 2008) hat der Optimis-
mus abgenommen: 22% der Unterneh-
men rechnen mit einem günstigeren Ge-
schäftsverlauf, 73% mit einer gleichblei-
benden Entwicklung, und 5% erwarten ei-
ne Geschäftsabschwächung. Der Erwar-
tungsindex – der Saldo – verringerte sich
auf nur noch 17 Prozentpunkte. Insge-
samt liegen aber beide Komponenten im-
mer noch über dem langjährigen Durch-
schnitt, die robuste konjunkturelle Ent-
wicklung in der Leasingbranche dürfte
sich damit vorerst über den Jahreswech-
sel 2007/08 hinaus fortsetzen. Deutlicher
zeigt sich die insgesamt positive Entwick-
lung in den saisonbereinigten und geglät-
teten Zeitreihen (nach dem STAMP 6.02-
Testverfahren bereinigt), so wie in Abbil-
dung 1 dargestellt.1 Am aktuellen Rand
deutet der saisonbereinigte und geglätte-
te Stimmungsindikator sogar schon wie-
der auf eine Stabilisierung hin. Bei der Ge-
genüberstellung der Zeitreihen Mobilen-
Leasing und unternehmensnahe Dienst-
leister (ohne Handel, Kreditgewerbe, Lea-
sing, Versicherungen und Staat) fällt auf,

Geschäftserwartungen im Leasing tendieren zur Seite

Joachim Gürtler und Arno Städtler

Ausrüstungsboom überschreitet den Höhepunkt – 

Das starke weltwirtschaftliche Wachstum hat die gesamtwirtschaftliche Investitionstätigkeit in

Deutschland kräftig beflügelt: Die Investitionen für Ausrüstungsgüter wie Maschinen, Fahrzeuge

und Computer steigen nun schon im vierten Jahr sehr stark; in der ersten Jahreshälfte 2007 wa-

ren sie nominal um mehr als 8% höher als im entsprechenden Vorjahreszeitraum. Auch die Wirt-

schaftsleistung, gemessen am preisbereinigten Bruttoinlandsprodukt (Ursprungswerte), hat sich

nach aktueller Datenlage (gegenüber dem jeweiligen Vorjahresquartal) im ersten Vierteljahr um

3,3%, im zweiten um 2,5% und im dritten Quartal um 2,4% erhöht (Statistisches Bundesamt 2007a).

Damit haben zwar die Auftriebskräfte etwas an Dynamik verloren, allerdings erklärt sich diese Ab-

schwächung vor allem aus der Mehrwertsteuererhöhung zum Jahresanfang und den in 2006 vorge-

zogenen Käufen (vgl. Braakmann et al. 2007). Die Turbulenzen an den Finanzmärkten haben sich

bislang in der deutschen Realwirtschaft kaum bemerkbar gemacht. Die meisten Ökonomen und auch

die deutsche Bundesbank sehen die Auswirkungen der jüngsten Finanzmarktturbulenzen auf die

einheimische Konjunkturentwicklung noch gelassen; die Bundesbank sieht auch keinen Anlass,

die Einschätzung günstiger Fundamentaldaten für die deutsche Wirtschaft grundlegend zu korrigie-

ren (vgl. Häring 2007). Das ifo Geschäftsklima für die gewerbliche Wirtschaft hat sich zwar von sei-

nen im Frühjahr 2007 erreichten historischen Höchstständen entfernt, sein nach wie vor hohes Ni-

veau spricht aber dafür, dass der Aufschwung in Deutschland weiterhin intakt ist. Aufgrund einer

etwas besseren Bewertung der aktuellen Geschäftslage tendierte der Geschäftsklimaindikator im

November sogar schon wieder leicht nach oben. Überraschend positiv entwickelten sich auch die

Exporterwartungen der Unternehmen, seit den Rekordständen vor einem Jahr sind sie nur wenig

gesunken. Es stellt sich daher die Frage, ob die Signale der Stimmungsindikatoren für eine Fort-

setzung der guten Investitionskonjunktur sprechen und es auch über den Jahreswechsel 2007/08

hinaus zu einem kräftigen Zuwachs der Ausrüstungsinvestitionen kommen wird. 

1 Im Detail beschreiben dieses Testverfahren Koop-
mann et a. (2000).
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dass sich die Leasinggesellschaften über den gesamten Zeit-
raum hinweg in einer günstigeren konjunkturellen Verfassung
befinden als die ausgewählten Dienstleister, das Geschäfts-
klima im Leasingbereich erscheint spürbar freundlicher. Die
beiden Zeitreihen nähern sich allerdings seit Mitte 2006 ein-
ander an, wohl auch ein Zeichen der gegenwärtigen Unsi-
cherheit in der Leasingbranche bezüglich der steuerlichen
Rahmenbedingungen ab 2008. 

In diesem Jahr hat sich der in der zweiten Jahreshälfte 2006
begonnene Aufschwung der Nachfrage nach Leasinggü-
tern fortgesetzt. Nach den Auswertungen des Bundesver-
bands Deutscher Leasing-Unternehmen (BDL) zog das Neu-
geschäft vor allem im dritten Quartal mit einem Zuwachs
von fast 20% außerordentlich kräftig an. In den ersten neun
Monaten ist die Nachfrage um fast 13% gegenüber dem
entsprechenden Vorjahreszeitraum gestiegen, so dass auch
im Jahresdurchschnitt eine Wachstumsrate in einer Grö-
ßenordnung zwischen 10 und 12% herauskommen wird
(BDL 2007). Wachstumsspitzenreiter werden 2007 – mit
hohen zweistelligen Zuwachsraten – die typischen Investi-

tionsgüter, wie Maschinen, Nutzfahrzeuge,
Flugzeuge, Schiffe, Bahnen und Elektrotech-
nik sein. 

Alles andere als rekordverdächtige Wachs-
tumszahlen gibt es hingegen zurzeit bei der
für die Leasingbranche wichtigsten Güter-
gruppe, den Straßenfahrzeugen. Von Ja-
nuar bis Oktober des laufenden Jahres ver-
fehlten die Inlandszulassungen von Pkw das
Vorjahresniveau um 7,6% (Kraftfahrt-Bun-
desamt 2007); für das gesamte Jahr 2007
wird sich dieses Minus sogar noch erhöhen,
voraussichtlich auf bis zu 10%, da der No-
vember (mit + 18,1%) und Dezember (mit
+ 17,7%) 2006, wegen der Vorzieheffekte
im Vorfeld der Mehrwertsteuererhöhung,
sehr starke Zulassungsmonate waren. Der
Automarkt war 2007 extrem gespalten:
Während die gewerblichen Zulassungen im
Gesamtjahr noch ein deutliches Plus aufwei-
sen werden (schätzungsweise + 6%), muss
bei privaten Käufen mit einem Einbruch in
der Größenordnung von 25 bis 30% gerech-
net werden. Die Investitionen der Wirtschaft
in die für die Leasingbranche wichtigste Gü-
tergruppe, die Straßenfahrzeuge, werden
2007 gleichwohl weiter zunehmen, weil nicht
nur mehr Dienstwagen gekauft, sondern
auch die Zulassungen von Nutzfahrzeugen
um rund 13% steigen werden. Zusammen
mit höheren Durchschnittspreisen der Fahr-
zeuge führt dies dazu, dass die Leasingge-
sellschaften 2007 bei Straßenfahrzeugen ei-

nen Zuwachs im Neugeschäft von nahezu 10% generieren
können.

Ausrüstungsinvestitionen verlieren 2008 an
Schwung

Das kräftige Wirtschaftswachstum in Deutschland in den
ersten drei Quartalen 2007 ist vor allem der größeren In-
vestitionsbereitschaft der hiesigen Unternehmen zu verdan-
ken. Die Ausgaben für Ausrüstungsinvestitionen übertrafen
mit nominalen Zuwächsen von 9,7% (erstes Quartal), 6,8%
(zweites Quartal) und 6,4% (drittes Quartal) deutlich die Ver-
gleichswerte des Vorjahres, und dies, obwohl schon die ent-
sprechenden Vorjahresquartale kräftige Wachstumsraten
gezeigt hatten (vgl. Statistisches Bundesamt 2007b). Be-
dingt durch den fortwährenden Preisrückgang für Ausrüs-
tungen – seit über drei Jahren sinkt der betreffende Preis-
index im Jahresvergleich um rund 1% je Quartal – sind die
preisbereinigten Quartalszuwächse noch höher. Damit hat
sich der stetige Wachstumstrend der gesamtwirtschaftlichen
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a)
 Durchschnitt der Salden aus den Prozentsätzen der positiven und der negativen  Meldungen zu den Größen

  "Geschäftslage"  und "Geschäftserwartungen".
b) 

Differenz aus den Prozentanteilen der positiven und negativen Firmenmeldungen. 
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Ausrüstungsinvestitionen nun bereits im vierten Jahr fort-
gesetzt. Trotz der überaus positiven Entwicklung sollte nicht
übersehen werden, dass die Dynamik der Ausrüstungsin-
vestitionen an Schwung verliert und aktuell vor allem von
dem Auslaufen der degressiven Abschreibung zum Jah-
resende 2007 getrieben wird. Nach der Investitionsprog-
nose der Wirtschaftsforschungsinstitute (vgl. Projektgruppe
Gemeinschaftsdiagnose 2007) vom Herbst 2007 dürften die
Ausgaben für Ausrüstungsgüter im laufenden Jahr um no-
minal 9,2% zunehmen. Der Höhepunkt des Investitions-
booms dürfte damit wohl 2007 erreicht werden. 

Mehrere Einflussfaktoren werden im Jahr 2008 auf das In-
vestitionsklima der Unternehmen und damit auch auf die
Entwicklung des Leasings einwirken. Das sind die US-Sub-
prime-Kreditkrise, der hohe US-Dollar/Euro-Wechselkurs,
die hohen Rohstoffpreise, insbesondere bei Rohöl, die ge-
stiegenen Finanzierungskosten und schließlich die Gegen-
finanzierung der Unternehmensteuerreform in Deutschland.
Die Deutsche Bundesbank rechnet trotz des raueren Um-
felds nicht mit einem baldigen Ende des Aufschwungs, wie
sie in ihrem Novemberbericht darlegt. Auch Unternehmens-
befragungen, die im September 2007 durchgeführt wur-
den, zeugen von den damals noch sehr optimistischen In-
vestitionsplänen für 2008 (vgl. Hess 2007). Die Volkswirte
der Deutschen Bank warnen hingegen vor einer Rezessi-
on und werden dabei von großen US-Investmentbanken
sekundiert. Auch an den Aktienbörsen geht inzwischen die
Rezessionsfurcht um. In den USA hat die Kreditkrise nach
der dramatischen Schieflage bei Immobiliendarlehen und
Problemen bei Kreditkartenschulden jetzt auch auf die Au-
tobanken übergegriffen, die mit massiven Ausfällen bei Au-
tofinanzierungen konfrontiert sind. Der ifo Indikator für das
Weltwirtschaftsklima hat sich innerhalb des letzten Viertel-
jahres gedreht und befindet sich auf dem tiefsten Stand seit
zwei Jahren. Insbesondere die Erwartungen für die nächs-
ten sechs Monate schätzten die weltweiten Experten spür-
bar pessimistischer ein als zuvor. Der ZEW-Index, der auf
einer monatlichen Umfrage unter rund 300 Finanzmarkt-
experten basiert, schlitterte sogar auf ein 14-Jahres-Tief.
Die Bandbreite der Einschätzungen für die wirtschaftliche
Entwicklung im Jahr 2008 ist ungewöhnlich groß, entspre-
chend hoch sind daher auch die Prognoserisiken für die
Investitionsentwicklung. Einigermaßen sicher lässt sich wohl
nur vorhersagen, dass sich die Investitionsdynamik in
Deutschland im kommenden Jahr 2008 spürbar abschwä-
chen wird, denn Investoren reagieren besonders sensibel
auf konjunkturelle Unsicherheit und besorgniserregende
Wirtschaftsnachrichten. Ein Blick auf die Entwicklung des
letzten Jahrzehnts zeigt dies überdeutlich: Auch nach der
letzten Unternehmensteuerreform 2001, als der Körper-
schaftsteuersatz kräftig gesenkt und die Abschreibungsbe-
dingungen im Gegenzug verschlechtert wurden, brachen
die Ausrüstungsinvestitionen danach drei Jahre in Folge ein.
Die Ausrüstungsinvestitionen lagen 2003 schließlich um

15% unter denen aus dem Jahr 2000 und sind erst nach
2003 wieder angestiegen. 

Die Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose vom Herbst geht
für die Käufe von Ausrüstungen und sonstigen Anlagen im
Jahr 2008 von einer Zunahme um fast 4% aus. In den ers-
ten Monaten des Jahres 2008 werden wohl etliche – der
schon 2007 bestellten, aber wegen der hoch ausgelaste-
ten Kapazitäten nicht mehr produzierten – Güter ausgelie-
fert. Andererseits werden dann diejenigen mobilen Wirt-
schaftsgüter fehlen, die wegen der zum Jahreswechsel ge-
strichenen degressiven Abschreibung noch 2007 ange-
schafft wurden. Auch nach der erfreulichen Investitions-
konjunktur von 2006 und 2007 ist Deutschland längst nicht
überinvestiert. Die deutsche Investitionsquote – Bruttoan-
lageinvestitionen in Prozent des BIP liegt mit knapp 18%
noch immer deutlich unter dem EU-Durchschnitt. Große Eu-
roländer wie Frankreich oder Italien verzeichneten 2006 In-
vestitionsquoten von mehr als 20%, ebenso wie Japan oder
die Schweiz. In Griechenland, Irland oder Spanien wurden
sogar Quoten von 25 bis 30% erreicht.

Angesichts der geschilderten Gefahren für die Welt- und
Binnenkonjunktur kommen die Gegenfinanzierungsmaß-
nahmen der Unternehmensteuerreform zu einem denkbar
ungünstigen Zeitpunkt. Die Reform hätte bei den vielen
Personengesellschaften des Mittelstands ohnehin die In-
vestitionsbereitschaft in Mitleidenschaft gezogen, im Kon-
text der übrigen Konjunkturrisiken wirken insbesondere
die Abschreibungsverschlechterungen sowie die Einbe-
ziehung von Mieten, Pachten und Leasingraten in die Be-
messungsgrundlage der Gewerbesteuer wie Bremskraft-
verstärker auf die Investitionsentwicklung. Auch Finanz-
wissenschaftler kritisieren, dass bei den Abschreibungs-
verschlechterungen an der falschen Stelle angesetzt wur-
de, und befürchten gravierende Auswirkungen auf die In-
vestitionsneigung (vgl. Wagner 2007). Der von der Bun-
desregierung Ende 2006 eingesetzte Normenkontrollrat
kritisiert die Beinaheabschaffung der Sofortabschreibung
geringwertiger Wirtschaftsgüter heftig: Es entstehe eine
Neubelastung für 3 Millionen kleine Unternehmen sowie
Selbständige, denen das Recht zur Sofortabschreibung
geringwertiger Wirtschaftsgüter genommen wird. Es be-
stehe ein deutliches Missverhältnis zwischen dauerhaf-
ten bürokratischen Lasten und der einmaligen Mehrein-
nahme (vgl. Stratmann 2007). Selbst der Deutsche Steu-
erberaterverband, dessen Mitglieder wegen der überaus
komplexen und bürokratielastigen neuen Steuermaterie
eine Sonderkonjunktur erwarten können, schlägt in die
gleiche Kerbe: »Die große Masse der Personenunterneh-
men werde an keiner Stelle ent-, wohl aber – wie alle Un-
ternehmen – durch verschlechterte Abschreibungsbedin-
gungen (und hier insbesondere auch durch die völlig un-
verhältnismäßige Regelung zur Aktivierung geringwertiger
Wirtschaftsgüter) belastet« (vgl. o. V. 2007a).
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Auch der neue Investitionsindikator, der in Zusammenar-
beit mit dem Bundesverband Deutscher Leasing-Unterneh-
men (BDL) ermittelt wird, deutet für 2008 auf ein langsame-
res Tempo bei den Ausrüstungsinvestitionen (einschließlich
der sonstigen Anlagen) hin. Der neue Forschungsansatz ba-
siert jetzt auf den Urteilen zur aktuellen Geschäftslage durch
die Leasinggesellschaften aus dem monatlichen ifo Konjunk-
turtest Dienstleistungen. Der methodische Ansatz zur Schät-
zung der Ausrüstungsinvestitionen benutzt ein strukturelles
Zeitreihenmodell, das die Zeitreihen in ihre Komponenten
Trend und Zyklen, Saison- und irreguläre Komponenten zer-
legt. Es ergibt sich ein Prognosehorizont von vier Quartalen
– bei der aktuellen Berechnung also bis zum Jahresende
2008.2 Nach diesen Ergebnissen signalisiert der Index bis
zu den Frühjahrsmonaten 2008 noch keine langsamere
Gangart. Die derzeit hervorragende Auftragslage im deut-
schen Maschinen- und Anlagenbau deutet zumindest noch
nicht auf eine nachlassende Dynamik hin. Trotz der Aus-
weitung der Kapazitäten ist die Reichweite der Auftragsbe-
stände nach Angaben des VDMA weiter gestiegen. Sie lag
im Oktober 2007 bei 6,3 Monaten, während sie vor einem
Jahr noch bei 5,5 Monaten gelegen hat (vgl. o. V. 2007b).
In der zweiten Jahreshälfte weist der Indikator allerdings
schon recht deutlich auf einen flacheren Wachstumspfad
hin, so dass im Jahresdurchschnitt 2008 wohl nur noch ein
Wachstum in einer Größenordnung von nominal 4% erreicht
werden wird (vgl. Abb. 2). 

Vom Potential her könnten die Leasinggesellschaften 2008
gleichwohl im Neugeschäft mit Mobilien wieder ein deutli-
ches Plus erzielen, das die gesamtwirtschaftliche Investiti-
onsentwicklung überträfe. Allerdings stellt die ab 2008 wir-
kende Unternehmensteuerreform nicht nur für die Investiti-
onsentwicklung, sondern speziell auch für das Leasingge-
schäft ein erhebliches Prognoserisiko dar. Falls die Bun-

desregierung nicht rechtzeitig nachbessert,
wird das Leasing gegenüber dem Bankkre-
dit benachteiligt. Die Leasinggesellschaften
müssten die zur Refinanzierung anfallenden
Zinsen der Gewerbesteuer unterwerfen, und
die Zinsschranke würde vor allem das Im-
mobilien-Leasing negativ beeinflussen.
Wachstumsfördernd wird sich für die Lea-
singbranche hingegen auswirken, dass die
Autokonjunktur 2008 wieder Fahrt aufnimmt,
die Straßenfahrzeuge sind für sie die mit gro-
ßem Abstand wichtigste Gütergruppe. Die
Inlandszulassungen von Pkw werden nach
dem Einbruch von 2007 wieder steigen.
Auch die weitere weltweite Zunahme des
Flugverkehrs und die daraus resultierenden
Käufe neuer Flugzeuge durch die Airlines
werden das Geschäft der einschlägigen Lea-
singgesellschaften beleben.
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2 Zur Methode vgl. Gürtler und Städtler (2007).
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Die wichtigsten Ergebnisse in
Stichworten

• Die Einschätzungen zur aktuellen wirt-
schaftlichen Situation in der Welt ha-
ben sich verschlechtert.

• Die Erwartungen für die nächsten
sechs Monate wurden deutlich nach
unten revidiert.

• Die Inflationserwartungen für das Jahr
2007 sind in den USA mit 2,8% und
in Westeuropa mit 2,1% annähernd
stabil geblieben. 

• Deutlich weniger WES-Experten als in
der vorangegangenen Erhebung rech-
nen mit steigenden Zentralbank- und
Kapitalmarktzinsen.

• Der US-Dollar und der japanische Yen
gelten als unterbewertet.

Konjunkturentwicklung in den
Weltregionen

Das ifo Wirtschaftsklima für den Euro-
raum hat sich im vierten Quartal 2007

deutlich verschlechtert. Der Rückgang
des ifo Indikators resultiert sowohl aus
weniger positiven Urteilen zur gegenwär-
tigen Wirtschaftslage als auch aus we-
niger günstigen Erwartungen für die
nächsten sechs Monate. Die neuen Um-
frageergebnisse sprechen für eine kon-
junkturelle Verlangsamung im kommen-
den halben Jahr. Das Wirtschaftsklima
hat sich im vierten Quartal 2007 in allen
Ländern des Euroraums verschlechtert.
Insbesondere in Belgien, Spanien, Ös-
terreich, Italien und Irland rechnen die
WES-Experten mit einer deutlichen Ab-
kühlung in den kommenden Monaten.
Auch in Frankreich, Deutschland und den
Niederlanden ist der Optimismus zurück-
gegangen. Trotz einer Abschwächung
gegenüber dem Vorquartal wird die ak-
tuelle Wirtschaftslage jedoch überwie-
gend positiv bewertet, insbesondere in
Finnland, den Niederlanden, Irland, Ös-
terreich und Deutschland. Einzig in
Frankreich und Portugal fallen die Urtei-
le zur gegenwärtigen Wirtschaftslage un-
günstig aus.

Ergebnisse des 98. World Economic Survey (WES) vom Oktober 20071

Gernot Nerb und Anna Stangl

ifo Weltwirtschaftsklimaindikator gefallen

Das ifo Weltwirtschaftsklima hat sich im vierten Quartal 2007 deutlich verschlechtert. Sowohl die

Einschätzung der derzeitigen wirtschaftlichen Lage als auch die Erwartungen für die nächsten

sechs Monate wurden nach unten revidiert (vgl. Abb. 1 und 2). Die Verschlechterung des ifo Wirt-

schaftsklimaindikators betrifft vor allem Nordamerika und zu einem geringeren Grad Westeuropa

und Asien. Insgesamt deuten die neuen Umfrageergebnisse auf eine Verlangsamung der Weltkon-

junktur in der ersten Jahreshälfte von 2008 hin.

Abb. 1 1 Im Oktober 2007 hat das ifo Institut zum 98. Mal
seine weltweite Umfrage »Ifo World Economic Sur-
vey« – kurz WES – bei 1 015 Wirtschaftsexperten
multinationaler Unternehmen und kompetenter Ins-
titutionen in 89 Ländern durchgeführt. Die Auf-
gabe des WES ist es, vierteljährlich ein möglichst
aktuelles Bild über die Wirtschaftslage sowie Prog-
nosen für wichtige Industrie-, Schwellen- und Ent-
wicklungsländer zu liefern. Im Gegensatz zur amt-
lichen Statistik, die in erster Linie auf quantitativen
(in Werteinheiten messbaren) Informationen auf-
baut, werden beim WES qualitative Informationen
– Urteile und Erwartungen von Wirtschaftsexper-
ten – abgefragt. Während amtliche Statistiken auf
internationaler Ebene oft nur mit großen Zeitver-
zögerungen erhältlich sind, zeichnen sich die WES-
Umfrageergebnisse durch ihre hohe Aktualität und
internationale Vergleichbarkeit aus. Gerade in Län-
dern, in denen die amtliche Statistik auf einer un-
sicheren Datenbasis steht, sind die von Wirtschafts-
experten vor Ort abgegebenen Urteile und Erwar-
tungen von besonderer Bedeutung. Die Umfrage
wird in Zusammenarbeit mit der Internationalen
Handelskammer (ICC) in Paris und mit finanzieller
Unterstützung der Europäischen Kommission
durchgeführt.
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Wirtschaftliche Lage

Quelle: Ifo World Economic Survey (WES), IV/2007.
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In Westeuropa, außerhalb des Euroraums, kühlte sich das
Wirtschaftsklima ebenfalls etwas ab. In Dänemark und
Schweden wird die aktuelle Wirtschaftslage zwar nach wie
vor als ausgesprochen günstig bewertet, die wirtschaftlichen
Erwartungen haben sich jedoch verschlechtert, insbeson-
dere hinsichtlich der Investitionen in Sachkapital. In der
Schweiz ist die gegenwärtige wirtschaftliche Lage im vier-
ten Quartal 2007 mit den höchsten Noten der WES-Skala
bewertet worden. Die Prognosen für die zweite Jahreshälf-
te 2007 wurden jedoch auch hier nach unten korrigiert. Das-
selbe gilt für Großbritannien, wo die aktuelle wirtschaftliche
Lage zwar als überwiegend »gut« bezeichnet wird, die Er-
wartungen für die nächsten sechs Monate jedoch auf eine
Verlangsamung des wirtschaftlichen Wachstums hindeuten.
Norwegen ist eines der wenigen Länder in Europa, in dem

der Wirtschaftsklimaindikator mit seinen bei-
den Komponenten – Lage und Erwartungen
– auf einem sehr hohen Niveau stabil blieb.

Der stärkste Rückgang des Klimaindikators
ist in Nordamerika, in erster Linie in den USA,
zu verzeichnen. Vor allem die wirtschaftli-
chen Erwartungen für das erste Halbjahr
2008 fallen deutlich pessimistischer aus. Die
aktuelle wirtschaftliche Lage wird ebenfalls
weniger günstig als im Vorquartal beurteilt.
Diese Datenkonstellation betrifft beide Län-
der des Kontinents, USA und Kanada. Eine
wachsende Zahl der WES-Experten erwar-
tet eine deutliche Abschwächung der pri-
vaten Inlandsnachfrage in den USA, nicht
nur beim Konsum, sondern auch bei den
Bau- und Ausrüstungsinvestitionen. Einzig
der Exportsektor wird, nach Meinung der be-
fragten Experten, angesichts des schwa-
chen US-Dollar, in den kommenden Mona-
ten anziehen.

In Asien verschlechterte sich das Wirt-
schaftsklima nur leicht. Zwar sind in den drei
größten Volkswirtschaften der Region – Chi-
na, Japan und Indien – sowohl die Lageur-
teile als auch die wirtschaftlichen Erwartun-
gen für das kommende Halbjahr etwas nach
unten revidiert worden, die asiatischen Märk-
te bleiben jedoch, laut WES-Experten, im
kommenden Halbjahr robust. Auch hinsicht-
lich der wirtschaftlichen Entwicklung in den
kommenden sechs Monaten zeigten sich die
223 WES-Teilnehmer, die in 15 asiatischen
Ländern befragt wurden, überwiegend opti-
mistisch. Eine ausgesprochen positive Ein-
schätzung der aktuellen wirtschaftlichen Si-
tuation wurde in Singapur und Vietnam ver-
zeichnet. Auch auf den Philippinen, in Süd-

korea und in Malaysia bewerteten die befragten Wirtschafts-
experten die derzeitige Wirtschaftslage sehr günstig und in
Hongkong, Indonesien und Taiwan als »zufriedenstellend«.
Die Erwartungen für die kommenden sechs Monate wurden
zwar in fast allen oben genannten Ländern, mit Ausnahme
von Singapur, Hongkong und Südkorea, etwas nach unten
revidiert, blieben jedoch insgesamt optimistisch. Einzig in
Pakistan, Sri Lanka und Bangladesch haben sich die wirt-
schaftlichen Erwartungen deutlich verschlechtert. Angesichts
der politischen Unruhen in Pakistan sowie der verheerenden
Sturmkatastrophe in Bangladesch ist eine Verschlechterung
des Wirtschaftsklimas zum Jahreswechsel zu erwarten. 

Auch in Mittel- und Osteuropa kühlte sich das Wirtschafts-
klima im regionalen Durchschnitt etwas ab. Beide Kompo-

Die ifo Konjunkturuhr für das Weltwirtschaftsklima verdeutlicht die aktu-
elle Datenkonstellation im globalen Konjunkturzyklus. Im vierten Quar-
tal 2007 befindet sich der aktuelle Wert des Indikators für das Welt-
wirtschaftsklima im unteren rechten Quadrant, der die Phase der kon-
junkturellen Abkühlung markiert. Die gegenwärtige Wirtschaftslage wird 
im Weltdurchschnitt nach wie vor sehr positiv bewertet. Die Erwartun-
gen haben sich jedoch deutlich eingetrübt. Idealtypisch bewegt sich der 
Indikator für die Weltkonjunktur in diesem Diagramm im Uhrzeigersinn; 
die Erwartungen laufen der Lage voraus. Die aktuelle Datenkonstella-
tion deutet auf eine Abkühlung der Weltkonjunktur im ersten Halbjahr 
2008 hin. 

ifo Konjunkturuhr und das Weltwirtschaftsklima

Das ifo Weltwirtschaftsklima ist das arithmetische Mittel der Bewertung 
der gegenwärtigen Lage und der erwarteten Entwicklung in den nächs-

ten sechs Monaten. Der Zusammenhang zwischen den beiden Kompo-
nenten des Weltwirtschaftsklimas kann in einem Vier-Quadranten-
Schema dargestellt werden (»ifo Weltkonjunkturuhr«). Auf der Abszisse 
der Konjunkturuhr werden die Meldungen der befragten WES-Experten 
zur gegenwärtigen Lage aufgetragen, auf der Ordinate die Antworten 
zur erwarteten Entwicklung. Durch das Fadenkreuz der beiden Linien, 
die nach der WES-Werteskala eine zufriedenstellende Beurteilung der 
Lage (5) bzw. eine unveränderte Einschätzung der Erwartungen (5) 
markieren, wird das Diagramm in vier Quadranten geteilt, welche die 
vier Phasen der Weltkonjunktur definieren.  
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Kurzfristige Zinsen
– Aktuelle Zinssätzea) und Erwartungen für die nächsten sechs Monate – 

a) Quartalswerte OECD, Main Economic Indicators. b) Seit Q1/2001 EURIBOR. Vorher FIBOR in Deutschland und PIBOR in Frankreich.

Quelle: Ifo World Economic Survey (WES), IV/2007.
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nenten des Wirtschaftsklimaindex – die Einschätzungen der
gegenwärtigen Wirtschaftslage und die Erwartungen für die
kommenden sechs Monate – liegen jedoch weiterhin auf
einem günstigen Niveau. Innerhalb der Europäischen Uni-
on wurden einzig in Litauen sowohl die Urteile zur aktuellen
Wirtschaftslage als auch die Erwartungen nach oben revi-
diert. Ähnlich hohe Noten in der Einschätzung der gegen-
wärtigen wirtschaftlichen Situation wurden im vierten Quar-
tal nur in Polen und in der Slowakei verzeichnet, wobei die
Erwartungen für die kommenden sechs Monate sich in bei-
den Ländern deutlich verschlechtert haben. Mit einer kon-
junkturellen Abkühlung in der ersten Jahreshälfte 2008 rech-
nen auch die befragten Experten in den beiden baltischen
Staaten, Estland und Lettland, sowie in Slowenien. In Tsche-
chien und Kroatien dagegen wurden die wirtschaftlichen Er-
wartungen nach oben revidiert und deuten auf ein Anzie-
hen der Konjunktur in den kommenden sechs Monaten hin.
Auch in Ungarn rechnen die WES-Teilnehmer mit einer Er-
holung der noch als schwach bezeichneten Wirtschaft in
den nächsten sechs Monaten.

In den durch den WES erfassten Ländern der GUS (Russ-
land, Kasachstan, Ukraine und Kirgisien) ist der Wirtschafts-
klimaindikator im Oktober etwas gefallen, blieb jedoch noch
im positiven Bereich. Zwar etwas weniger günstig als in der
vorangegangenen Juli-Erhebung, aber dennoch ausgespro-
chen positiv beurteilten die in Russland befragten Wirt-
schaftsfachleute die aktuelle wirtschaftliche Lage und die
Aussichten für 2008. In Kasachstan dagegen hat sich das
Wirtschaftsklima, trotz den steigenden Ölpreisen, deutlich
eingetrübt. Vor allem die Investitionen in Sachkapital wur-
den als schwach beurteilt. Auch »Mangel an Vertrauen in die
Wirtschaftspolitik der Regierung« führten die befragten Ex-
perten als einen der Hauptgründe für die unzureichende In-
vestitionsaktivität an. 

In Ozeanien – sowohl in Australien als auch in Neuseeland
– verbesserte sich das Wirtschaftsklima, laut WES-Exper-
ten, im vierten Quartal. Die aktuelle Wirtschaftslage wird in
beiden Ländern sehr positiv bewertet. Die Erwartungen für
die kommenden sechs Monate sind in Australien, unge-
achtet der globalen Finanzkrise, nach oben revidiert wor-
den. Während in Australien die Wirtschaft weiterhin robust
bleibt, fallen die Prognosen der befragten Volkswirte in Neu-
seeland jedoch verhalten aus, wenngleich weniger Exper-
ten als im Vorquartal mit einer weiteren Abschwächung der
Konjunktur 2008 rechnen. Die private Inlandsnachfrage wird
sich jedoch, ihrer Ansicht nach, in den kommenden sechs
Monaten weiter abschwächen.

In den Ländern Mittel- und Lateinamerikas bleibt das Wirt-
schaftsklima auch zu Beginn des kommenden Jahres sta-
bil. Ein besonders günstiges Wirtschaftsklima herrscht, laut
WES-Experten, in Brasilien, Chile und Peru vor. Die Aus-
sichten für die nächsten sechs Monate wurden zwar etwas

nach unten revidiert, deuten jedoch auf eine robuste wirt-
schaftliche Entwicklung hin. Auch in Costa Rica, Uruguay
und Guatemala bleibt das Wirtschaftsklima, laut WES-Ex-
perten, weiterhin günstig. In Mexiko wurde die aktuelle wirt-
schaftliche Lage zwar als zufriedenstellend bewertet, an-
gesichts der engen Wirtschaftsbeziehungen zu den USA
erwarten die mexikanischen WES-Experten jedoch eine
Verschlechterung in den kommenden Monaten, vor allem
im Exportsektor, aber auch bei der privaten Nachfrage und
den Investitionen in Sachkapital. Der Wirtschaftsklimain-
dex fiel auch in Argentinien, wo in den letzten fünf Jahren
ein robustes Wirtschaftswachstum von über 8% zu ver-
zeichnen war. Die wirtschaftlichen Erwartungen für die
nächsten sechs Monate sind jedoch ausgesprochen pes-
simistisch: Die WES-Experten erwarten eine Inflation von
16% für 2007. Auch in Venezuela, Paraguay, Ecuador und
Kolumbien sind die Erwartungen für die kommenden sechs
Monate ungünstiger geworden. 

In den durch den WES erfassten Ländern des Nahen Os-
tens unterscheiden sich die Ergebnisse der WES-Umfrage
je nach Land. Die aktuelle Wirtschaftslage wird erneut in
den Vereinigten Arabischen Emiraten, Saudi-Arabien, Bah-
rain, Jordanien und Kuwait als ausgesprochen günstig be-
wertet. In der Türkei und im Iran, wo im vierten Quartal die
Gefahr eines bewaffneten Konflikts wuchs, verschlechter-
te sich hingegen das Wirtschaftsklima deutlich. Auch in 
Israel haben sich die wirtschaftlichen Erwartungen für die
kommenden sechs Monate etwas eingetrübt. Die aktuelle
wirtschaftliche Lage ist jedoch ausgesprochen günstig be-
wertet worden.

In Südafrika ist der Wirtschaftsklimaindikator nun zum zwei-
ten Mal in Folge gesunken. Sowohl die Urteile der gegen-
wärtigen Wirtschaftssituation als auch die wirtschaftlichen
Erwartungen für die kommenden sechs Monate wurden
erneut nach unten korrigiert. Inflationsauftrieb (vgl. Tab. 1),
hohe Energiepreise und weiter steigende Zinsen trüben hier
die Wirtschaftsstimmung ein. Die befragten WES-Experten
rechnen zwar mit stabilen oder steigenden Exporten und In-
vestitionen in Sachkapital, die private Inlandsnachfrage wird
sich jedoch, ihrer Einschätzung nach, in den kommenden
sechs Monaten deutlich abschwächen.

2007: Inflationserwartungen nochmals nach oben
revidiert

Im weltweiten Durchschnitt sind die Inflationserwartungen
der WES-Experten für das Jahr 2007 weiter leicht nach oben
revidiert worden (3,2 nach 3,1% im Juli und 2,9% im April
dieses Jahres). Der Anstieg in den Inflationserwartungen
konzentriert sich auf den Nahen Osten (7,8% nach erwar-
teten 6,8% im Juli), Ost- und Mitteleuropa (4,4 nach 4,1%
im Juli) und die GUS-Staaten (10,1 nach 9,1%). In Westeu-
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Tab. 1 

Inflationserwartungen der WES-Teilnehmer für 2007 (im Oktober und Juli 2007) 

Region IV/2007 III/2007 Region IV/2007 III/2007 

Durchschnitt der Länder
a)
 3,2 3,1 Mittel- und Lateinamerika 6,1 6,1  

World Bank Länderklassen: Argentinien 15,9 14,3  
Hochlohnländer 2,3 2,2 Bolivien 10,8 7,1  
Mittleres Einkommensniveau 6,1 5,9 Brasilien 4,2 3,8  
            oberes Mittel  6,2 5,9 Chile 5,5 3,8  
            unteres Mittel 5,9 5,9 Costa Rica 9,0 8,5  
Niedriglohnländer – – Ecuador 3,7 3,9  
   El Salvador 4,0 4,8  
EU (27 Länder) 2,4 2,3 Guatemala 6,6 6,8  
EU (alte Mitglieder)b) 2,2 2,1 Kolumbien 5,4 5,0  
EU (neue Mitglieder)c) 4,4 4,0 Mexiko 4,0 4,0  
Eurozoned) 2,1 2,1 Panama 4,0 3,0  
   Paraguay 7,5 7,2  
Westeuropa 2,1 2,1 Peru 2,7 1,8  
Belgien 1,8 1,8 Trinidad und Tobago 9,0 –  
Dänemark 2,0 2,1 Uruguay 8,8 7,2  
Deutschland 2,1 2,0 Venezuela 17,6 20,0  
Finnland 2,6 2,2     
Frankreich 1,6 1,6 Asien 2,4 2,7  
Griechenland 2,9 3,0 Bangladesch 8,0 7,8  
Großbritannien 2,6 2,6 China  4,2 3,7  
Irland 4,0 4,7 Hongkong 2,0 2,3  
Island – 4,3 Indien 5,0 5,0  
Italien 1,9 2,1 Indonesien 6,2 6,2  
Luxemburg 2,5 2,4 Japan 0,4 0,4  
Malta 2,5 2,0 Südkorea 3,0 3,3  
Niederlande 1,8 1,9 Malaysia 3,1 3,0  
Norwegen 1,4 1,3 Pakistan 8,0 8,0  
Österreich 2,0 1,9 Philippinen 3,2 3,8  
Portugal 2,4 2,3 Singapur 1,2 1,2  
Schweden 2,2 2,1 Sri Lanka 17,5 17,3  
Schweiz 0,9 0,9 Taiwan 1,9 1,9  
Spanien 3,0 2,8 Thailand 2,3 2,4  
Zypern 2,5 2,5 Vietnam 7,0 7,3  
       
Mittel- und Osteuropa 4,4 4,1 Naher Osten 7,8 6,8  
Albanien 4,8 3,7 Bahrain – 4,5  
Bulgarien 9,3 5,9 Iran 17,9 17,3  
Estland 6,0 5,4 Israel 2,5 2,2  
Kroatien 2,6 2,6 Jordanien 6,2 5,2  
Lettland 11,1 8,0 Kuwait 5,5 5,5  
Litauen 5,3 4,3 Libanon – 5,0  
Polen 2,5 2,5 Saudi-Arabien 4,3 1,4  
Rumänien 5,0 4,6 Türkei 7,5 7,8  
Serbien und Montenegro 9,0 7,3 Vereinigte Arabische Emirate 9,8 8,7  
Slowakei 2,3 2,5     
Slowenien 3,5 3,0 Afrika

a) – –
Tschechische Republik 3,0 3,1 Ägypten – 8,0  
Ungarn 7,4 7,4 Algerien 4,0 5,0  
   Kenia – 9,8  
GUS 10,1 9,1 Mauritius 9,5 10,0  
Kasachstan 9,6 8,2 Nigeria 9,5 11,5  
Russland 9,6 8,8 Simbabwe 8 000,0 7 000,0  
Ukraine 12,6 10,6 Südafrika 6,5 6,2  
Usbekistan 18,8 19,3 Tunesien 2,9 3,1  
       
Nordamerika 2,7 2,7 Ozeanien 2,9 2,9 
Kanada 2,4 2,4 Australien 2,9 2,9 
USA 2,8 2,8 Neuseeland 2,9 2,8  
a) Innerhalb jeder Ländergruppe sind die Ergebnisse nach den Export-/Importanteilen am Weltdurchschnitt gewichtet (ohne 
Simbabwe). – b) Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Irland, Italien, Lu-
xemburg, Niederlande, Österreich, Portugal, Schweden, Spanien. – c) Tschechische Rep., Zypern, Estland, Ungarn, Lett-
land, Litauen, Malta, Polen, Slowenien, Slowakei (seit 1. Mai 2004), Bulgarien und Rumänien (seit 1. Januar 2007). – d) Bel-
gien, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Portugal, Spa-
nien, Slowenien (seit 1. Januar 2007).

Quelle: Ifo World Economic Survey (WES), IV/2007 und III/2007. 
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ropa (2,1%), in Nordamerika (2,7%), in Lateinamerika (6,1%)
und in Ozeanien (2,9%) blieben die Inflationserwartungen für
2007 gegenüber der vorangegangenen WES-Erhebung im
Juli unverändert. Einzig in Asien haben sich die Inflationser-
wartungen für 2007 etwas zurückgebildet (2,4% nach vor-
her 2,7%).

Im Euroraum wie in Westeuropa insgesamt blieben die In-
flationserwartungen für 2007 unverändert bei 2,1% und
liegen damit nur geringfügig über der Zielmarke der Euro-
päischen Zentralbank von »geringfügig unter 2%«. Die
höchsten Inflationsraten im Euroraum werden weiterhin in
Irland erwartet, auch wenn sie leicht nach unten korrigiert
worden sind (4,0 nach 4,7% im Juli). In den beiden ande-
ren »Hochpreisländern« des Euroraums, Spanien und Grie-
chenland, blieben die Inflationserwartungen für 2007 nahe
bei 3%. Die niedrigsten Preissteigerungsraten in 2007 wer-
den weiterhin in Frankreich (1,6%) und in Belgien (1,8%)
erwartet.

In Westeuropa außerhalb der Eurozone sind nach wie vor
die Inflationserwartungen in der Schweiz (0,9%) und in Nor-
wegen (1,4%) besonders niedrig. Im Vereinigten Königreich
(2,6%) sind sie weiterhin etwas höher als im Durchschnitt
Westeuropas.

In Nordamerika, sowohl in den USA (2,8%) als auch in
Kanada (2,4%), blieben die Inflationserwartungen für 2007
stabil.

In Asien sind die Inflationsschätzungen für 2007 leicht zu-
rückgenommen worden (von 2,7 auf 2,4%). Dies ist haupt-
sächlich zurückzuführen auf die Philippinen (3,2% nach vor-
her erwarteten 3,8%), Südkorea (3,0% nach vorher 3,3%),
Hongkong (2,0% nach vorher 2,3%) und Vietnam (7,0%
nach vorher 7,3%). Auf der anderen Seite wurden die Infla-
tionsraten für den Jahresdurchschnitt 2007 in China höher
eingeschätzt (4,2 nach 3,7% im Juli und 2,7% im April die-
ses Jahres). Die relativ höchsten Inflationserwartungen herr-
schen nach wie vor in Sri Lanka (17,5%), in Pakistan (8,0%)
und in Bangladesch (ebenfalls 8%) vor. Die niedrigsten In-
flationsraten in Asien konzentrieren sich weiter auf Japan
(0,4%) und auf Singapur (1,2%). Moderate Preissteigerun-
gen werden auch in Taiwan (1,9%) und in Thailand (2,3%)
erwartet.

In den GUS-Staaten sind die Inflationserwartungen im
Durchschnitt um einen vollen Prozentpunkt nach oben ge-
schnellt (10,1% nach vorher 9,1%). In Russland erhöhten
die WES-Experten ihre Inflationsprognosen für 2007 von 8,8
auf 9,6%, in Kasachstan von 8,2 auf 9,6% und in der Ukrai-
ne von 10,6 auf 12,6%. Die höchsten Inflationserwartun-
gen in der Region herrschen weiterhin in Usbekistan vor,
auch wenn sie leicht nach unten revidiert worden sind (von
19,3% im Juli auf nunmehr 18,8%).

In Zentral- und in Lateinamerika blieben die Inflationserwar-
tungen der WES-Experten für 2007 unverändert bei 6,1%.
Nach Ländern untergliedert gibt es jedoch erhebliche Un-
terschiede: Am unteren Rand des Inflationsspektrums lie-
gen Peru (2,7 nach 1,8% im Juli), Panama (4,0 nach 3,0),
Brasilien (4,2 nach 3,8%) und Chile (5,5 nach 3,8%). Auch
in Mexiko (unverändert 4,0%) und in El Salvador (4,0 nach
4,8% im Juli) ist die Inflationsrate niedriger als im Durch-
schnitt der Region. Auf der anderen Seite sind die Inflations-
erwartungen trotz eines leichten Rückgangs in Venezuela
(17.6 nach 20,0%) und in Argentinien (15,9 nach 14,3% im
Juli), immer noch besonders hoch. Höher als im Durchschnitt
der Region sind die Preiserwartungen für 2007 auch in Cos-
ta Rica (9,0 nach 8,5% im Juli), in Uruguay (8,8 nach 7,2%
im Juli), in Paraguay (7,5 nach 7,2% im Juli) und in Bolivien
(10,8 nach 7,1% im Juli).

Im Nahen Osten haben sich die Inflationserwartungen wei-
ter verschlechtert (7,8 nach 6,8% im Juli und 6,3% zu Jah-
resbeginn). Dies hängt hauptsächlich mit der Entwicklung
im Iran (17,9 nach 17,3% im Juli), in Jordanien (6,2 nach
5,2%), in den Vereinigten Arabischen Emiraten (9,8 nach
8,7%) und Saudi-Arabien (4,3 nach 1,4%) zusammen. In
Kuwait blieben die Inflationserwartungen unverändert bei
5,5%; in der Türkei haben sich die Inflationserwartungen
zwar etwas verringert, sind aber immer noch recht hoch (7,5
nach 7,8%). Mit Abstand die niedrigsten Inflationserwar-
tungen in der Region herrschen weiter in Israel vor (2,5 nach
2,2% im Juli und 1,8% im April).

In Ozeanien verharrten die Inflationserwartungen für 2007
bei 2,9% und sind nun gleich hoch in Australien und in Neu-
seeland.

In Afrika (ohne Simbabwe) erhöhten die WES-Experten
ihre Inflationsprognosen für 2007, so z.B. in Südafrika von
6,2 auf 6,5%, reduzierten sie hingegen in anderen afrika-
nischen Ländern wie Algerien (von 5,0 auf 4%), Nigeria (von
11,5 auf 9,5%), Mauritius (von 10,0 auf 9,5%) und in Tu-
nesien (von 3,1 auf 2,9%). Mit Abstand die weltweit höchs-
ten Inflationserwartungen herrschen weiterhin in Simbab-
we vor (8 000 nach 7 000% im Juli und 3 000% in der April-
Erhebung).

Zinssätze: Kein weiterer Anstieg erwartet 

Der lang anhaltende Trend steigender Zentralbankzinsen
scheint in der Mehrheit der vom WES erfassten Länder zu
einem Ende gekommen zu sein. Zu den wenigen Ausnah-
men gehören Norwegen, Schweden, Australien, die Schweiz,
aber auch Russland und die osteuropäischen Länder – mit
Ausnahme Ungarns und der Slowakei – dort rechnen die
WES-Experten mit weiteren Zinsanhebungen im Laufe der
nächsten sechs Monate. Ansonsten ist in den meisten Län-
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dern während der nächsten Monate mit unveränderten Zent-
ralbankzinsen zu rechnen. In Ländern wie den USA, dem
Vereinigten Königreich, Ungarn und Indonesien zeigt der
Trend der kurzfristigen Zinsen in den nächsten Monaten ein-
deutig nach unten.

Was die Kapitalmarktzinsen anbelangt, ist zwar aus Sicht
der WES-Experten der Zinsgipfel im Weltdurchschnitt noch
nicht erreicht. Nahezu überall wird jedoch mit einem deut-
lich verlangsamten Anstieg in den nächsten sechs Mona-
ten gerechnet.

Währungen: Japanischer Yen gilt weiterhin als
deutlich unterbewertet

Der US-Dollar und vor allem der japanische Yen gelten im
Länderdurchschnitt weiterhin als deutlich unterbewertet. Da-
gegen erscheinen den WES-Experten der Euro und das bri-
tische Pfund nach wie vor als überbewertet.

Zusätzlich wurden die WES-Experten wieder danach ge-
fragt, mit welcher Entwicklung des US-Dollar sie in den
nächsten Monaten rechnen, unabhängig wie sie den US-
Dollar grundsätzlich einschätzten. Auf diese Frage antwor-
tete die Mehrheit der WES-Teilnehmer mit erwarteten Ein-
bußen beim Wert des US-Dollar. Nach Regionen aufgeglie-
dert wird mit einer Abschwächung des US-Dollarkurses
besonders ausgeprägt in Asien, vor allem in China, Süd-
korea und den Philippinen gerechnet. Auch in Russland,
Australien, Schweden, Brasilien, Costa Rica und Peru er-
wartet eine starke Mehrheit der jeweils befragten WES-Ex-
perten einen weiteren Wertverlust des US-Dollar gegenüber
der jeweiligen Landeswährung. Auf der anderen Seite er-
scheint in einigen Ländern, so in einer Reihe von afrikani-
schen Ländern, einschließlich Südafrika, sowie in einigen
südamerikanischen Ländern wie Argentinien und Mexiko,
eine Verteuerung des US-Dollar gegenüber der eigenen Wäh-

rung im Laufe der nächsten sechs Monate
wahrscheinlich.

Mittelfristige Wachstums-
perspektiven bleiben positiv

Trotz der befürchteten konjunkturellen Ver-
langsamung in den nächsten sechs Mona-
ten blieb die Einschätzung der Wachstums-
perspektiven für die nächsten drei bis fünf
Jahre genau so positiv wie zur selben Zeit im
letzten Jahr (3,3% p.a.).

Nach Regionen ergeben sich einige deutli-
che Unterschiede: Besonders in Ost- und
Mitteleuropa und in Asien wird sogar ein
stärkeres Wachstum erwartet als vor Jah-

resfrist (in beiden Fällen 4,6% p.a. gegenüber 3,6 bzw.
4,1% in der Umfrage vom vierten Quartal letzten Jahres).
Auch in den GUS-Staaten (6,0 nach 5,8%), in Lateiname-
rika (4,1 nach 4,0%) und in Afrika (4,5 nach 4,4%) wurde
die für erreichbar erscheinende mittelfristige Wachstums-
rate nach oben korrigiert. 

Auf der anderen Seite wurden die Wachstumserwartungen
in Nordamerika und im Nahen Osten etwas zurückgenom-
men, und zwar von 3,3 auf 2,9% bzw. von 4,9 auf 4,5%.
Auch in Westeuropa und in Ozeanien werden die Wachs-
tumsperspektiven etwas vorsichtiger eingeschätzt (2,2 nach
2,3% bzw. 3,3 nach 3,6%).

Nach Ländern aufgegliedert führt China die Liste mit ei-
nem erwarteten durchschnittlichen Wachstum von 9,1%
in den nächsten drei bis fünf Jahren an, gefolgt von Indien
mit erwarteten 8,6%. Auch Singapur, Vietnam, Kasachs-
tan, Nepal, Nigeria, Panama, Trinidad und Tobago gehö-
ren nach Ansicht der WES-Experten zur Gruppe der künf-
tig schnell wachsenden Volkswirtschaften (jährliches Wachs-
tum über 7%).
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Eine ausführlichere Analyse zu den einzelnen Weltregionen, der Zinsent-
wicklung, Inflation und Währungen findet sich in der englischsprachigen
Veröffentlichung »CESifo World Economic Survey«.
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In der gewerblichen Wirtschaft Deutschlands
tendierte im November das Geschäftsklima,
das sich in den vorangegangenen fünf Mo-
naten laufend verschlechtert hatte, wieder
leicht nach oben (Saldowert: 7,6 Prozent-
punkte). Bei der Beurteilung der aktuellen
Geschäftslage gewannen die positiven Stim-
men etwas an Gewicht (Saldowert: 16,5 Pro-
zentpunkte), die Perspektiven für das kom-
mende halbe Jahr wurden aber etwas zu-
rückhaltender eingeschätzt (Saldowert: 
– 0,9 Prozentpunkte). Die neuesten Ergeb-
nisse des ifo Konjunkturtests bestätigen so-
mit, dass sich die Konjunktur in einer robus-
ten Verfassung befindet und sich von dem
hohen Niveau aus nur allmählich abkühlt. Of-
fensichtlich haben die Finanzkrise, der hohe
Ölpreis und die Euroaufwertung keine tiefe-
ren Bremsspuren hinterlassen.

Das Geschäftsklima in den neuen Bundesländern blieb un-
verändert. Einer leichten Besserung der gegenwärtigen Si-
tuation stand eine ebensolche Abwärtsentwicklung der Er-
wartungen gegenüber.

Im verarbeitenden Gewerbe stieg der Klimaindikator über-
durchschnittlich an, besonders ausgeprägt war dies in Ost-
deutschland der Fall. Eine leichte Besserung des Ge-
schäftsklimas ergab sich im Großhandel, auch in den neu-
en Bundesländern. Im Baugewerbe tendierte der Indikator
etwas nach unten, auf Bundesebene wie im Osten glei-
chermaßen. Dagegen kühlte sich das Geschäftsklima im Ein-
zelhandel erkennbar ab, vor allem in den neuen Bundes-
ländern (vgl. Abbildung).

Die Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes beurteil-
ten ihre gegenwärtige Geschäftssituation deutlich positiver
als im Vormonat, im Investitionsgüterbereich wurde sogar
der letzte Höchststand vom Dezember letzten Jahres wie-
der erreicht. Auftragseingang und Produktion zogen wie-
der an. Auch der Gesamtbestand an vorhandenen Aufträ-
gen nahm zu und lag somit weiterhin über dem sonst übli-
chen Maß. An den etwas überhöhten Fertigwarenlagern
hat sich nichts verändert. Die Geschäftserwartungen ließen
weiterhin Zuversicht erkennen, vor allem bei den Investiti-
onsgüterproduzenten, im Hinblick auf das zukünftige Ex-
portgeschäft hat sich der Optimismus sogar wieder verstärkt.
Die Produktionspläne zeigten im Durchschnitt vermehrt nach
oben, die Hersteller von langlebigen Konsumgütern beab-
sichtigten allerdings in Anbetracht rückläufiger Nachfrage

die Fertigung zurückzufahren. Auch der Anteil der Unter-
nehmen, die den Personalbestand aufstocken wollen, hat
wieder zugenommen. Den Meldungen nach zu schließen,
wird der Anstieg der Verkaufspreise in den nächsten Mo-
naten anhalten.

Auch im verarbeitenden Gewerbe in den neuen Bundes-
ländern wurde die Geschäftslage wieder etwas günstiger
eingestuft. Hinsichtlich der Perspektiven für das kommen-
de halbe Jahr hat der Optimismus wieder zugenommen, ob-
wohl die Befragungsteilnehmer bei der Ausfuhr mit schwä-
cher werdenden Impulsen rechneten. Die Fertigung soll wei-
ter hochgefahren werden, die Beschäftigungsplanungen
wurden allerdings nach unten revidiert.

Die leichte Verschlechterung der Geschäftslage im Bau-
hauptgewerbe resultiert aus der Abwärtsentwicklung im
Tiefbau, während sich im Hochbau nichts Wesentliches an
der unbefriedigenden Situation verändert hat. Für beide Be-
reiche haben sich aber die Perspektiven für das kommen-
de halbe Jahr etwas aufgehellt, vor allem im gewerblichen
Bau. Bei verhaltener Bautätigkeit waren die Gerätekapazi-
täten ähnlich ausgelastet wie im Vormonat, mit 69% lag
der Wert aber 2 Prozentpunkte unter dem vergleichbaren
Vorjahresmonat. Auch an der Reichweite der Auftragsbe-
stände (2,5 Monate) hat sich nichts verändert (vor Jahres-
frist war sie genauso groß). Der Anteil der Baufirmen, die
über Auftragsmangel klagten, hat auf 28% zugenommen.
Spielräume für Preissteigerungen in den nächsten Mona-
ten zeichneten sich nicht ab. Den Meldungen nach zu schlie-
ßen, wird der Personalbestand allenfalls geringfügig erhöht
werden.

In Ostdeutschland stand einer etwas weniger negativen
Bewertung der momentanen Situation eine leichte Eintrü-

Hans G. Russ

ifo Konjunkturtest November 2007 in Kürze1
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ven« veröffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von 75,– EUR/Jahr
abonniert werden.
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bung der Perspektiven gegenüber. Der Auslastungsgrad
des Maschinenparks ging um 2 Prozentpunkte auf 72%
zurück. Die Reichweite der Auftragsbestände verharrte bei
2,1 Monaten, die Unzufriedenheit mit der Auftragssituati-
on hat aber erneut zugenommen. Die Baupreise dürften
stabil bleiben.

Bei der Beurteilung der aktuellen Geschäftslage im Groß-
handel überwogen die positiven Stimmen wieder etwas deut-
licher. Zurückzuführen ist die Verbesserung vor allem auf
die kräftige Aufwärtsentwicklung im Gebrauchsgüterbereich.
Im Hinblick auf die Aussichten für die nächsten Monate zeig-
ten sich die Großhandelsfirmen – mit Ausnahme des Ge-
brauchsgüterbereichs – allerdings etwas skeptischer als im
Vormonat. Die überhöhten Warenbestände konnten zumin-
dest etwas vermindert werden, die Bestellplanungen wa-
ren nun wieder auf Expansion ausgerichtet. Der Anteil der
Befragungsteilnehmer, die von Preissteigerungen ausgin-
gen, hat spürbar zugenommen, er ist nach wie vor am größ-
ten im Nahrungs- und Genussmittelsektor.

Die Großhändler in den neuen Bundesländern stuften nach
der Abwärtsentwicklung im Vormonat ihre momentane Si-
tuation im November wieder positiv ein, blickten aber skep-
tischer in die Zukunft. Obwohl sie ihre Lagerüberhänge re-
duzieren konnten, wollen sie nach wie vor weniger Order
platzieren als zur gleichen Zeit des Vorjahres. Der Anstieg
der Verkaufspreise dürfte anhalten.

Im Einzelhandel wurde die derzeitige Geschäftslage wieder
etwas ungünstiger eingestuft als im Vormonat. Dies resul-
tiert aus der Abwärtsentwicklung im Non-Food-Bereich,
während im Nahrungs- und Genussmittelsektor Besse-
rungstendenzen zu beobachten waren. Der zukünftigen Ge-
schäftsentwicklung sahen die Unternehmen ebenfalls skep-
tischer entgegen, wenngleich ihre Orderpläne trotz des nur
wenig verminderten Lagerdrucks nicht mehr so häufig nach
unten zeigten. Die Verkaufspreise zogen erneut an, den Mel-
dungen der Firmen nach zu schließen, wird dies auch in
den nächsten Monaten der Fall sein. Preissteigerungen sind
nach wie vor vor allem bei Nahrungs- und Genussmitteln
geplant, während bei langlebigen Konsumgütern kaum Spiel-
räume für Heraufsetzungen gesehen wurden.

Die Geschäftslage des Einzelhandels in Ostdeutschland
hat sich erneut verschlechtert. In den Erwartungen drückte
sich deutlich erhöhter Pessimismus aus, so dass die Un-
ternehmen trotz etwas nachlassendem Lagerdruck keinen
Anlass sahen, ihre restriktive Orderpolitik in den nächsten
Monaten zu lockern. Der Anstieg der Verkaufspreise setzte
sich beschleunigt fort, und auch in naher Zukunft ist mit wei-
teren deutlichen Steigerungen zu rechnen.

Das Geschäftsklima im Dienstleistungsgewerbe2 (ohne Han-
del, Kreditgewerbe, Leasing, Versicherungen und ohne Staat)

hat sich im November stabilisiert. Ihre gegenwärtige Ge-
schäftslage beurteilten die Unternehmen zwar erneut etwas
weniger positiv als in den vorangegangenen Monaten, hin-
sichtlich der Entwicklung im kommenden halben Jahr äu-
ßerten sie sich allerdings wieder etwas optimistischer. Ge-
genüber dem entsprechenden Vorjahresmonat konnte er-
neut ein Umsatzplus registriert werden. Nach Einschätzung
der Firmen wird die Nachfrage in den nächsten Monaten
weiter zulegen. Die Personalpläne kündigten wieder etwas
häufiger Einstellungen von zusätzlichen Arbeitskräften an.
Auch eröffnen sich etwas größere Spielräume für Anhe-
bungen der Verkaufspreise.

2 In den Ergebnissen für die »gewerbliche Wirtschaft« nicht enthalten.
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